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WER IST DIE 
ROTE HILFE ?

Die Rote Hilfe e. V. ist eine parteiun­

abhängige, strömungsübergreifende linke 

Schutz­ und Solidaritätsorganisation. 

Die Rote Hilfe organisiert nach ihren 

Möglichkeiten die So lidarität für alle, un­

abhängig von Parteizuge hö rigkeit oder 

Welt anschauung, die in der Bundesrepublik 

Deutsch land aufgrund ihrer politischen 

Betä tigung verfolgt werden. Politische Be­

tätigung in diesem Sinne ist z.B. das Eintre­

ten für die Ziele der ArbeiterInnen be we gung, 

der antifaschistische, antisexis tische, an­

tirassistische, demokratische oder gewerk­

schaftliche Kampf sowie der Kampf gegen 

Antisemitismus, Militarismus und Krieg.

Un  sere Unterstützung gilt denjenigen, die 

deswegen ihren Arbeitsplatz verlieren, Be­

rufsverbot erhalten, vor Gericht gestellt und 

zu Geld­ und Gefängnisstrafen verurteilt 

werden oder sonstige Nachteile er leiden. 

Darüber hinaus gilt die Solidarität der Roten 

Hilfe den von der Reaktion politisch Ver­

folgten in allen Ländern der Erde. 

 Aus der Satzung

�� Der Roten Hilfe e.V. ist es wichtig, männlich 

oder binär dominierte gesellschaftliche Verhält­

nisse in ihren Publikationen nicht sprachlich zu 

reproduzieren. Deshalb bittet das Redaktionskol­

lektiv der RHZ alle Autor_innen darum, in ihren 

Beiträgen Gender­Gap oder Gender­Sternchen zu

nutzen. Sofern im Heft Beiträge abgedruckt sind, 

bei denen dies nicht der Fall ist, liegt das in einer 

ausdrücklichen Entscheidung der Autor_innen be­

gründet oder daran, dass bspw. ein historischer 

Text nachgedruckt wird. In beiden Fällen möchte 

das Redaktionskollektiv nicht durch eigenhändi­

ges Gendern ein Bewusstsein vorspiegeln, dass 

bei den Autor_innen beim Verfassen des Beitrags 

– aus welchen Gründen auch immer – tatsächlich 

nicht vorhanden war.

• Fingerprint zur Prüfung von PGP-
Schlüsseln der Roten Hilfe e.V.: 
3217 EC6F AA70 7697 F262  
BD69 8B1A 19B5 9042 69F8
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E d i t o r i a l

der deutsche Inlandsgeheimdienst, der sich den euphemistischen Namen 
„Verfassungsschutz“ gegeben hat, beschäftigt uns immer wieder – denn auf­
gelöst wurde er selbst nach dem Aufdecken des NSU­Skandals nicht. Wer 
dem Staat und seiner Gewalt gefährlich wird, muss damit rechnen, bespitzelt, 
denunziert und verfolgt zu werden. Die Kontrolle des „Verfassungsschutzes“ 
– ein Stichwort wäre hier das Trennungsgebot – hat sich als Phantasieprodukt 
erwiesen. Welche Akten zurückgehalten, welche_r V­Mann/V­Frau gedeckt und 
welche Waffe unter Verschluss gehalten wird, ist kaum nachvollziehbar. Eine 
Einschränkung seiner Macht ist bisher nicht in Sicht, vielmehr beobachten 
wir einen Machtausbau, ein Bereich stellt dabei die Öffentlichkeitsarbeit des 
Geheimdienstes dar. Während also Genoss*innen im Alltag mit Anquatsch­
versuchen von Geheimdienstler_innen konfrontiert sind und Menschen um 
ihr Leben fürchten müssen, werden in Schulen Comics gegen „Extremismus“ 
verteilt und im Wissenschaftsbetrieb Fuß gefasst. Dabei geht es dem „Verfas­
sungsschutz“ um den Ausbau seiner Definitionsmacht hinsichtlich der Frage 
was verfassungsgemäß ist und was nicht. Mit der normierenden Verwendung 
des Extremismusbegriffs und dem dahinterstehenden Konzept von Demokratie 
kann Repression gegen Linke gerechtfertigt und die eigene Gewalt vertuscht 
werden. Auch wenn es ein alter (Schlapp­)Hut ist: Der Verfassungsschutz muss 
abgeschafft werden!

In der nächsten Ausgabe möchten wir der Repression in Griechenland und grie­
chischen Genoss_innen in allen Ländern Raum geben. Uns bleiben die Bilder 
der katastrophalen Lage von Geflüchteten auf griechischen Inseln im Kopf; wir 
fragen uns auf welchen Widerstand soziale Bewegungen nach der Finanzkrise 
getroffen sind. Um die Verhältnisse heute zu verstehen, wird ein Blick in die 
Geschichte der Militär­Junta im NATO­Land lohnend sein! Selbstverständlich 
interessieren uns auch Repressionen gegen Linke und Gefangene, ob sie nun 
vom Staat oder griechischen Faschist_innen ausgeht. Nicht zuletzt schauen 
wir auch auf die umkämpften Freiräume in griechischen Städten, deren Selbst­
organisation durch den Staat auf die Probe gestellt wird. Wir freuen uns über 
Zusendungen von euch!

Mit solidarischen Grüßen
Euer Redaktionskollektiv

Liebe Genoss_innen, 
liebe Leser_innen, 
liebe Freund_innen,

�� Schwerpunkt der RHZ 3/2022: 
Griechenland.  
Redaktions­ und Anzeigenschluss: 
01.07.2022

�� Schwerpunkt der RHZ 4/2022: 
Angriffe auf Journalist_innen und 
Presse.  
Redaktions­ und Anzeigeschluss: 
07.10.2022

�� Artikel/Beiträge bitte an:  
rhz@rote-hilfe.de // PGP Finger­
print: 2856 EFAC 004D 749C 
DB5D 0B36 A760 1F96 E7C5 
B979

�� Austauschanzeigen bitte an: 
anzeigen@rote-hilfe.de
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I n  e i g e n e r  S a c h e

Geld her !
Dafür brauchen wir eure Mitgliedsbeiträge … 

Insgesamt wurden Genoss*innen  
mit 85.195,06 Euro unterstützt.

�� In dem Zeitraum von Mitte Januar bis 
Mitte April hat der Bundesvorstand der Ro­
ten Hilfe e.V. insgesamt 125 Anträge auf 
Unterstützung beschlossen. Davon wur­
den 59 Anträge nach dem Regelsatz von 
50% beschlossen, wobei wir leider in fünf 
Fällen die Rechtsanwält*innenkosten auf 
den Pflichtverteidigersatz kürzen muss­
ten und einen Fall noch nicht ausgezahlt 
haben, da noch letzte Dokumente fehlen.  
39 Anträge wurden zu einem Satz von 
100% beschlossen, wobei wir auch hier 
einem Fall die Rechtsanwält*innenkosten 
auf den Pflichtverteidigersatz kürzen 
mussten und in zwei Fällen noch nicht 
ausgezahlt haben, da noch letzte Doku­
mente fehlen. Weiterhin wurde in vier 
Fällen ein Unterstützungssatz von 75% 
und in einem Fall von 70% gewährt. Es 
gab auch 11 Anträge, bei denen wir die 
restlichen Kosten komplett übernommen 
haben. Leider mussten wir drei Anträge 
auf Unterstützung komplett ablehnen. 
Acht weitere Anträge mussten wir auf 
Grund mangelnder Dokumentation zu­
rückstellen. 

#Besetzt!

� Im Herbst 2018 wurde im Rahmen 
der Kampagne #besetzen ein Objekt in 
der Skalitzer Straße in Berlin­Kreuzberg 
besetzt. In den Räumen sollte ein offener 
und kostenloser Sportraum für den ge­
samten Kiez geschaffen werden. Vor dem 
Haus gab es eine Kundgebung, an der 
sich die antragstellende Aktivistin betei­
ligte. Die Kundgebung wurde gewaltsam 
von der Polizei angegriffen, die mehrere 
Genoss*innen festnahm und in der Ge­
sa erkennungsdienstlich behandelte. Der 
Genossin wurde ein Strafverfahren wegen 
angeblichem Widerstand gegen Vollstre­
ckungsbeamte gemacht und sie wurde 
zunächst zu einer Bewährungsstrafe ver­

konnte das Verfahren eingestellt werden.  
Die Rote Hilfe e.V. übernimmt in diesem 
Fall die Rechtsanwält*innenkosten in Hö­
he von 844,90 Euro.

United we fight

� Während der „United we fight“­De­
monstration im Herbst 2020 in Solidarität 
mit dem geräumten Hausprojekt Liebig 
34 in Berlin­Friedrichshain attackier­
te die Polizei mehrere Aktivist*innen, 
die ein Transparent trugen und sich ver­
mummt haben sollen. Dabei wurden meh­
rere Genoss*innen festgenommen, da 
sie das Banner nicht aufgeben wollten. 
So auch der Antragsteller; er widersetz­
te sich der Festnahme und erhielt eine 
Anzeige wegen Widerstands gegen Voll­
streckungsbeamte. Die Strafe über 20 
Tagessätze zu 30 Euro wurde in Arbeits­
stunden umgewandelt. Die Rote Hilfe 
e.V. erstattet die Hälfte der angefallenen 
Repressionskosten von 886,59 Euro.

Immer wieder das Gleiche

� Der Antragsteller wurde zusammen 
mit weiteren Personen in der Nähe ei­
ner nicht angemeldeten feministischen 
Demonstration von den Cops kontrolliert. 
Trotz Masken und Abstand bekamen sie 
Bußgeldbescheide wegen des Verstoßes 
gegen das Infektionsschutzgesetz. Nach 
Rücksprache mit der zuständigen Orts­
gruppe beantragte eine der Aktivist*innen 
Akteneinsicht, aus der hervorgeht, dass 
die Polizist*innen kollektiv gelogen ha­
ben und behauptet haben, es wären kei­
ne Masken getragen worden. Laut dem 
Rechtsanwalt sind die Erfolgschancen, 
gegen Bußgeldbescheide mit diesem 
Sachverhalt vorzugehen, sehr gering, da 
die Gerichte die staatlichen Schergen 
generell als besonders vertrauenswürdige 

• Bei eurer Ortsgruppe oder auf 

unserer Homepage erfahrt ihr, 

wie ihr selbst einen Unterstüt-

zungsantrag stellen könnt:  

www.rote-hilfe.de/infos_hilfe/

unterstuetzungsantrag

urteilt. Mithilfe ihrer Rechtsanwältin 
konnte diese jedoch im Berufungsverfah­
ren in eine Geldstrafe über 2.400,­ Euro 
umgewandelt werden. Wir übernehmen 
die Hälfte der gesamten Repressionskos­
ten in Höhe von 3.962,47 Euro.

Rassistischer Bullshit

� Im März 2021 beobachtete eine Ge­
nossin in einem Berliner U­Bahnhof eine 
rassistische Kontrolle seitens der BVG: 
eine POC hatte sich die Maske vom Ge­
sicht geschoben, um sich die Nase zu 
putzen. Zwei Securities verlangten da­
raufhin den Fahrschein der Person zu 
sehen, was diese jedoch verwehrte und 
in die Bahn stieg. Daraufhin wurden die 
Securities im Waggon handgreiflich und 
traten die Person. Die Genossin schritt 
ein und bezeichenete die „Kontrollmaß­
nahme“ als rassistischen Bullshit. Die 
Polizei wurde hinzugerufen und die staat­
lichen Schergen nahmen eine Anzeige 
wegen Beleidigung auf. Das zugehörige 
Strafverfahren wurde gegen eine Zahlung 
von 400,­ Euro an die Staatskasse einge­
stellt. Wir übernehmen gern die Hälfte 
der angefallenen Kosten.

Verdächtiger Gegenstand

� Bei der Sitzblockade gegen den Auf­
marsch des III. Weges im Herbst 2020 
in Berlin verspürte ein Genosse Hun­
ger und wollte eine mitgebrachte Tofu­
wurst verzehren. Er wurde daraufhin von 
Polizist*innen festgenommen, die ihm 
einen geplanten Angriff mit Buttersäure 
unterstellten. Der Genosse widersetzte 
sich der Festnahme und schlussendlich 
ergebnislosen Durchsuchung und kassier­
te in der Folge eine Anzeige wegen Wider­
stands gegen Vollstreckungsbeamte. Ge­
gen die Ableistung von 120 Sozialstunden 
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fehl wegen Hausfriedensbruch legte sie 
Widerspruch ein. Ein Verfahren wurde 
dennoch für den 28. Juli 2021 angesetzt. 
Der Termin wurde ihr per Brief mitge­
teilt, versendet am 19. Juli 2021. Die 
Antragstellerin war zu der Zeit nicht in 
Deutschland, wurde aber über den Brief 
informiert und teilte der Geschäftsstelle 
des Gerichtes mit, nicht zu dem Termin 
in Deutschland sein zu können. Dies in­
teressierte das Gericht wenig. Der Termin 
fand dennoch statt, der Einspruch gegen 
den Strafbefehl wurde vor Gericht verwor­
fen. Die Genossin reichte im Anschluss 
eine Bestätigung eines baskischen Ge­
nossen ein, dass sie sich zum Zeitpunkt 
der Verhandlung bei ihm im Ausland be­
fand. Dies erkannte das Gericht nicht 
an, auch die Anwältin der Antragstellerin 
legte Einspruch ein, auch hier lehnte das 
Gericht ab, die Abwesenheit anzuerken­
nen. Da die Reise mit dem Auto stattge­
funden habe, gab es keine Reisebelege, 
die dem Gericht „glaubhaft“ versichert 
hätten, dass sie nicht in Deutschland war. 
Die Anwältin arbeitete kostenlos, daher 
fallen hier Kosten für Gericht und Strafe 
in Höhe von 2.235 Euro an, die wir zu 
50% übernehmen.   

Ein BAFA­Solikreis arbeitet kontinu­
ierlich zu den Prozessen und kann die 
andere Hälfte der anfallenden Kosten 
übernehmen. 

Feminism is not a crime

� Der  §219 des Strafgesetzbuches 
stellt Abtreibung, bzw. allein das Be­
werben und das objektive Beraten von 
Frauenärzt*innen gegenüber Frauen zum 
Thema Abtreibung unter Strafe. Anläss­
lich des 150. Jahrestages dieses furcht­
baren Gesetzes sprühten Aktivist*innen 
in Celle Parolen für die Selbstbestim­
mung von Frauen. Drei Genoss*innen 
wurden in der Nähe der gesprühten Pa­
rolen aufgegriffen, auf Grund ihrer Zuge­
hörigkeit zum „linken Klientel“ verdäch­
tigt, erkennungsdienstlich behandelt und 
bekamen ein Strafverfahren wegen der 
vermeintlichen Sachbeschädigung. Wir 
übernehmen die gesamten Gebühren der 
Verteidigung der Drei in Höhe von insge­
samt 973,24 Euro.

I n  e i g e n e r  S a c h e

fahren wegen vermeintlichem Widerstand 
gegen Vollstreckungsbeamte konfrontiert. 
Das Strafverfahren wurde jedoch im No­
vember 2021 mit Hilfe eines Rechtsan­
walts gegen eine Zahlung von 600,­ Euro 
eingestellt. Hinzu kommen 740,99 Euro 
für die Verteidigung. Die Antragstellerin 
hat sich vorbildlich selbständig um weite­
re finanzielle Unterstützung gekümmert, 
so dass die Rote Hilfe e.V. lediglich den 
Rest der angefallenen Kosten von 940,99 
Euro übernimmt.

Der Krieg beginnt hier

� Im Februar 2020 haben mehrere 
Aktivist*innen das Foyer des Bundesamts 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BA­
FA) im hessischen Eschborn besetzt. Im 
Anschluss liefen die Aktivist*innen in ei­
nem Demonstrationszug zur nahe gelege­
nen S­Bahn. Mit der Aktion machten sie 
auf Waffenexporte der BRD aufmerksam 
und positionierten sich gegen Krieg. Meh­
rere Genoss*innen erhielten daraufhin 
Strafbefehle wegen Hausfriedensbruch. 
Die Antragstellerin wurde vor Ort nicht 
festgenommen, doch durch angefertigte 
Fotos identifiziert. Gegen den Strafbe­

Zeug*innen betrachten und die Kosten 
den Nutzen überwiegen. Im Falle des 
Antragstellers konnte jedoch wegen ge­
ringem Einkommen das Bußgeld von 250 
Euro auf 150 Euro reduziert werden. Wir 
tragen die gesamten Kosten inklusive der 
Gerichtsgebühren.

Kein Raum den Faschist*innen

� Einem Genossen wurde vorgewor­
fen an einer gewaltsamen Aktion gegen 
Faschist*innen beteiligt gewesen sein. 
In der Folge wurde eine ED­Behand­
lung angeordnet, welche mit Hilfe einer 
Rechtsanwältin auf die Anfertigung von 
Lichtbildaufnahmen reduziert werden 
konnte und die Abnahme der Fingerab­
drücke erspart blieb. Das Strafverfahren 
wegen einer vermeintlichen gefährlichen 
Körperverletzung wurde schlussendlich 
eingestellt und es fallen nur die Kos­
ten für die Rechtsanwältin an. Die Rote 
Hilfe e.V. unterstützt den Antragsteller 
mit dem Regelsatz von 50 % und einem 
Betrag in Höhe von 264,48 Euro.

Das Syndikat ist tot – lang 
lebe das Syndikat!

� Nach einer Demonstration gegen die 
Räumung der Kiezkneipe Syndikat in Ber­
lin wurde die Antragstellerin mit weiteren 
Personen eingekesselt und mit dem Vor­
wurf des besonders schweren Falles des 
Landfriedensbruches bedacht. Durch das 
Einschalten einer Rechtsanwältin konnte 
jedoch die Einstellung des Verfahrens er­
reicht werden. Die Kosten für die Rechts­
anwältin unterstützt die Rote Hilfe e.V. 
mit dem Regelsatz von 50% und über­
nimmt 289,17 Euro.

Fight homophobia

� Die Antragstellerin hat sich in ei­
nem Pub gegen homophobes Verhalten 
konsequent zur Wehr gesetzt, woraufhin 
es zu einer Rangelei kam und eine unbe­
kannte Person die Polizei rief. Die Cops 
eskalierten die Situation und verhielten 
sich sehr aggressiv. In der Folge wur­
den  die Personalien einiger Menschen 
gewaltsam festgestellt und Festnahmen 
getätigt, die nicht akzeptiert wurden. Die 
Antragstellerin wurde mit dem Strafver­

Lieber Heiner, 
wir gratulieren dir von ganzem 
Herzen zu deiner Mitgliedschaft in 
der Anti-Repressionsbewegung.

Du bist seit 50 Jahren Mitglied 
der Roten Hilfe(n), auch deine 
Arbeit hat maßgeblich dazu 
beigetragen, dass die Rote Hilfe e.V. 
seit Jahrzehnten endlich wieder 
eine strömungsübergreifende 
Solidaritätsorganisation ist.

Danke für deine wertvolle Arbeit 
und für deinen langen Atem.

Wir freuen uns mit dir weiter zu 
kämpfen – die Zeiten werden rauer, 
Rote Hilfe tut mehr denn je Not!

100
 Jahre Rote H

ilfe

Ortsgruppe Bielefeld
Bundesvostand
Redaktion Rote Hilfe Zeitung
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Freiheit für Öcalan

� Ein Genosse machte mit politischen 
Liedern, die er in der Öffentlichkeit spiel­
te, aufnahm und auf der Website ANF­
News ins Netz stellte, auf die Situation 
von Kurd*innen und den immer noch 
inhaftierten Abdullah Öcalan aufmerk­
sam. Offenbar durchforsten türkische 
Behörden das Netz nach prokurdischen 
Aktivitäten und hetzten die deutschen 
Repressionsorgane auf den Genossen. In 
der Folge kam es zu einer Hausdurchsu­
chung und einem Strafverfahren wegen 
öffentlicher Verwendung von verbotenen 
Kennzeichen und Betätigungsverbot. 
Der Genosse wurde sogar rechtskräftig 
zu 50 Tagessätzen á zehn Euro verur­
teilt. Hinzu kommen noch Gebühren für 
den Rechtsanwalt und Gerichtskosten, 
so dass insgesamt Kosten in Höhe von 
1916,84 Euro entstanden. Die Rote Hilfe 
e.V. übernimmt in diesem Fall die gesam­
ten Kosten.

Freiheit für Jo

� Eine Genossin brachte ein Graffiti 
mit der Parole „Freiheit für Jo“ in der 
Stuttgarter Innenstadt an, wurde dabei 
von der Polizei überrascht und in Gewahr­
sam genommen. Da die Genossin zu die­
sem Zeitpunkt minderjährig war, musste 
ihr Vater sie von der Wache abholen. Als 
dieser den staatlichen Schergen einen 
schönen Abend wünschte fiel sie ihm ins 
Wort und soll die Cops als Arschlöcher be­
titelt haben. Das folgende Strafverfahren 
wegen Sachbeschädigung und Beleidi­
gung wäre gegen einen Brief, in dem sich 
die Genossin von dem politischen Gehalt  
ihrer Aktionen hätte entschuldigen müs­
sen, ohne Kosten eingestellt worden. Dies 
lehnte sie ab. Letztendlich muss sie eine 
Strafe in Höhe von 600,­ Euro zahlen. Zu­
sätzlich entstanden ihr Rechtsanwaltsge­
bühren, so dass  insgesamt Repressions­
kosten von 1814,58 Euro zu tilgen sind. 
Wir unterstützen die Genossin mit einem 
Satz von 75 %. 

Free them all

� Zwei Aktivist*innen wird vorgewor­
fen das Hamburger Strafjustizgebäude 
mit den Parolen „Free them all“ und „So­
lidarity with all prison riots“ besprüht und 
zusätzlich ein Hammer & Sichel­Symbol 
hinterlassen zu haben. Denn am Abend 
der Aktion wurden beide in der Nähe 

der Graffitis von den Cops aufgegriffen. 
Der Antragstellerin wurde in der Folge 
ein Strafverfahren wegen einer vermeint­
lichen Sachbeschädigung gemacht und 
sie wurde von einem Gericht für schuldig 
befunden. Insgesamt entstanden Repres­
sionskosten in Höhe von 1806,38 Euro, 
welche von uns komplett übernommen 
werden.  

Personalienverweigerung

� Eine Genossin beteiligte sich an 
einer Besetzung eines Kohlebaggers im 
Tagebau Welzow­Süd und wurde dabei in 
Gewahrsam genommen. Dabei verweiger­
te sie vorerst die Angabe ihre Personalien. 
Erst nach zwei Tagen Haft wurde sie 
nach Angabe der Personalien entlassen. 
Das folgende Strafverfahren wurde je­
doch gegen eine Zahlung von 750,­ Euro 
eingestellt, wovon die Rote Hilfe e.V. die 
Hälfte trägt.

Steinkohle kann tödlich sein

� Robin Wood­Aktivist*innen erklet­
terten das Kohlekraftwerk in Berlin­Mo­
abit und hängten ein 15m x 20m großes 
Transparent mit der Aufschrift „Steinkoh­
le kann tödlich sein“ in ca. 100m  Höhe 
auf. Leider wurden die Aktivist*innen von 
der Polizei erwischt. Die Antragstellerin 
wurde folglich mit einem Strafverfahren 
wegen angeblichen Hausfriedensbruchs 
belastet, welches jedoch gegen eine Zah­
lung von 375,­ Euro eingestellt wurde. 
Diese Summe übernimmt die Rote Hilfe 
e.V. zu Hälfte.             

G20-Versammlungsverbot 
rechtswidrig, Versammlungs-
verbotszone nicht 

Mehr als viereinhalb Jahre nach dem 
G20­Gipfel hat das Hamburger Verwal­
tungsgericht (VG) entschieden, dass 
das polizeiliche Verbot einer kleinen 
Kundgebung von Attac in der eigens zu 
dem Treffen für Versammlungen kom­
plett gesperrten Innenstadt rechtswid­
rig war. Allerdings nur, weil von der 
Fotoaktion, anders als von der Polizei 
unterstellt, keine „konkrete Gefahr“ 
für die öffentliche Sicherheit zu er­
warten gewesen sei. Bei den Verhand­
lungen über Eilanträge während der 
Gipfeltage, als eine solche Entschei­
dung noch konkrete Auswirkungen ge­
habt hätte, hatten VG und OVG dies 
noch anders gesehen. Und auch die 38 
Quadratkilometer große Demonstrati­
onsverbots­Zone an sich wurde damit 
nicht in Frage gestellt. Großflächige 
Versammlungsverbote dürften auch in 
Zukunft, insbesondere bei Gipfeltref­
fen, freihändig erlassen werden.

NSU – noch lange nicht 
aufgearbeitet

Zehn Jahre, nachdem der rechtsterro­
ristische NSU an die Öffentlichkeit ge­
treten ist, sind – trotz des Prozesses ge­
gen einzelne Täter:innen in München 
und insgesamt 13 Untersuchungsaus­
schüssen in Bund und Ländern – noch 
immer viele Fragen ungeklärt. In Bay­
ern, wo das Netzwerk nachweislich fünf 
Menschen ermordet hat und Polizei 
und Staatsanwaltschaft besonders en­
gagiert den Verdacht auf die Opfer ge­
lenkt hatten („BAO Bosporus“), nimmt 
nun der zweite parlamentarische Un­
tersuchungsausschuss seine Arbeit 
auf. Er soll insbesondere die Rolle 
der dortigen Sicherheits­ und Justiz­
behörden sowie der Ministerien und 
politischen Entscheidungsträger:innen 
im Umgang mit der Mord­ und An­
schlagsserie beleuchten. Hamburg 
dagegen verweigert sich als einziges 
Tatort­Land weiterhin einem Untersu­
chungsausschuss. 
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129a Soligruppen

Der Anlass dieses Textes sind die 

verschiedenen, im Jahr 2020 bekannt 

gewordenen, Komplex-Verfahren nach 

§129(a) sowie die staatlichen Angriffe 

auf antifaschistische Strukturen – von 

Hamburg bis Stuttgart, von Frankfurt 

über Berlin bis Leipzig und Weimar. 

Wir wollen in diesem Text keine ge-

samtgesellschaftliche Analyse erarbei-

ten, sondern die Verfahren vielmehr in 

einen größeren Kontext der aktuellen 

Repression einordnen. Unsere ge-

sellschaftlichen Analysen und daraus 

resultierende Einordnungen sind bei 

der Diversität der verschiedenen poli-

tischen Strömungen zu vielfältig und 

dadurch teilweise widersprüchlich. 

Wir schreiben diesen Text – trotz der 

politischen Differenzen – als einige 

Beschuldigte und Soli-Strukturen ver-

schiedener Verfahren gemeinsam, als 

ein Zeichen gegen Repression.

�� Es sind dieselben Bullen und Gesetze, 
kurz gesagt derselbe Staat, der wenige 
verfolgt, um die Ideen vieler auf eine 
bessere Welt zu zerschlagen! Repression 
gegen linke und revolutionäre Bewegun­
gen ist nichts Neues und hat eine lange 
Geschichte. Die Repressionsbehörden 
in Deutschland bilden im Kampf gegen 
diese eine geschlossene Linie. Gerade 
der Verfassungsschutz, der Generalbun­
desanwalt oder das Bundeskriminalamt 
gehören zu den Repressionsorganen des 
Staates, welche die Aufgabe haben, die 
bestehende Ordnung aufrechtzuerhalten 
und all diejenigen zu verfolgen, die eine 
Welt frei von Ausbeutung und Unterdrü­

ckung aufbauen wollen. Sie verteidigen 
somit unmittelbar die herrschenden Ver­
hältnisse mit all ihren zerstörerischen 
Auswirkungen. 

Die Akteur:innen staatlicher Repres­
sion handeln jedoch nicht isoliert für 
sich, sondern sie sind exekutiv dafür ver­
antwortlich, die Herrschaft, die aus den 
gesellschaftlichen und kapitalistischen 
Kräfteverhältnissen erwächst, zu sichern. 
Für eine Einordnung der aktuellen, kon­
kreten Repressionsschläge lohnt sich da­
her ein Blick auf das fortlaufende Elend 
der Verhältnisse:

Reaktionäre und menschenfeindliche 
Positionen sind konsensfähiger geworden. 
Sich zunehmend bewaffnende Nazis1 ha­
ben zusammen mit Alltagsrassist:innen ei­
nen direkten parlamentarischen Ausdruck 
in der AfD gefunden. Während also die 
Reaktionären auf der Straße vom Staats­
streich träumen und dafür vorbereitend 
Waffen sammeln, organisieren sich auch 
die Rechten innerhalb der Behörden.2

Repression gegen Linke und Antiau­
toritäre ist immer ein Mittel zur Auf­
rechterhaltung der bestehenden Ordnung. 
Emanzipatorische Ideen, die Ausbeutung 
und Unterdrückung ablehnen, sind daher 
immer Ziel staatlicher Angriffe. Dies zeigt 
sich insbesondere in Bezug auf große 
Mobilisierungen wie beispielsweise den 
Anti­G20 Protesten. Gerade vor und nach 
dem G20­Gipfel 2017 kam es zu zahl­

1 „Gruppe S.“ – https://www.bbc.com/news/world­
europe­56716712; die rassistischen Morde in Ha­
nau – https://ctc.usma.edu/hanau­terrorist­attack­
race­hate­conspiracy­theorie...; Anschlag in Halle 
– https://www.bbc.com/news/world­euro­
pe­49997779; Mord an Walter Lübcke – https://
www.faz.net/aktuell/politik/inland/auftakt untersu­
chungsausschuss­zum­luebcke­mord­17273050.
html

2 Hannibal­ und Kreuz­Netzwerk – https://revoltmag.
org/articles/das­hannibal­netzwerk­eine­faschisti­
sche­...; NSU 2.0 – https://www.fr.de/politik/nsu­
20­frankfurt­polizei­drohmail­beuth­innenm...; 
Uniter – https://de.wikipedia.org/wiki/Uniter; Fran­
co Albrecht – https://www.telegraph.co.uk/
news/2019/11/2/german­soldier­posed­syrian­r... 
und unzählige weitere Beispiele. 

reichen Gesetzesverschärfungen und der 
Ausweitung polizeilicher Befugnisse auf 
Bundes­ und Landesebene. Die Öffent­
lichkeit wurde vielerorts propagandistisch 
auf die „Gefahr von Links“ eingeschwo­
ren. Weitergehend behaupten die Behör­
den eine vermeintlich steigende Gewalt­
bereitschaft gegen Personen, wie auch ein 
gesteigertes Organisations­ und Mobili­
sierungspotential. All dies wird als Gefahr 
für die bestehende Ordnung ausgelegt.

Die verschiedenen Akteur:innen der 
staatlichen Maschinerie agieren gemäß 
ihrer Vor­ und Aufgaben. Hierbei zeigt 
sich, dass die verschiedenen Behörden 
teilweise besondere Schwerpunkte legen. 
Zum einen hat der Verfassungsschutz, 
neben geheimdienstlicher Überwachung 
und Ausspähung, die Aufgabe, staats­
gefährdende Bestrebungen zu prognos­
tizieren. So beschwört er in den letzten 
Jahren gebetsmühlenartig einen „linken 
Terrorismus“3 herauf und „warnt“ vor 
einer zunehmenden Eskalation durch 
„Linksextremisten“ bis hin zu „terroris­
tischen“ Strukturen.4 Diese Nutzung des 
Terrorismusbegriffs bedient dabei die 
Hufeisentheorie des Staates, um sein 
Gewaltmonopol aufrechtzuerhalten. Dazu 
passende Analysen werden vom BKA an­
gestellt. Aus diesem Geflecht heraus ha­
ben das BKA und die Staatsanwaltschaf­
ten die Aufgabe der Strafverfolgung inne. 
Im Umkehrschluss dienen die Verfahren, 
die gegen Linke und Revolutionär:innen 
geführt werden, den Behörden als Beleg 
für ihre Analysen, man kann also von ei­
ner sich selbst erfüllenden Prophezeiung 
sprechen.

Im Zuge dessen wird eine emanzipa­
torische Bewegung mit größeren Ermitt­
lungsverfahren nach §129 bzw. §129a 

3 Verfassungsschutzbericht 2019, S. 128ff. https://
verfassungsschutzberichte.de/pdfs/vsbericht­2019.
pdf

4 Ebd., u.a. https://www.focus.de/politik/sicherheits­
report/nach­taetlichem­angriff­a...

Weg mit §129/a 
Gemeinsames Thesenpapier gegen die Repression
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überzogen. Deren Zielsetzung ist eine 
Schwächung der Bewegung durch Aus­
spähung, Einschüchterung, Spaltung und 
soll langfristig eine kollektive Selbstver­
teidigung der Bewegung in einer krisen­
behafteten gesellschaftlichen Situation 
unterbinden.

Von staatlicher Seite wird deutlich 
gemacht, dass lediglich staatstragendes 
und sich integrierendes politisches Ver­
halten geduldet wird und legitim sein soll. 
Der Charakter des repressiven Vorgehens 
wird durch den Generalbundesanwalt5 als 
explizit politischen Akteur verkörpert. Um 
in dessen Fokus zu geraten, kann es rei­
chen, politisch widerständig zu denken 
und zu handeln. Es wird unter ande­
rem durch das Konstrukt vermeintlicher, 
besonders gefährlicher Anführer:innen 
versucht, eine Spaltung und Entsolidari­
sierung innerhalb der emanzipatorischen 
Bewegung zu erzeugen. Vor allem durch 
die mediale Dämonisierung und die Re­
produktion dessen durch Teile der Gesell­
schaft – aber auch der Bewegung – soll 
von der Notwendigkeit unseres Wider­
standes abgelenkt und der Öffentlichkeit 
individuelle Feindbilder geliefert werden. 
Die hierdurch geschaffene Entpolitisie­
rung erscheint uns als der eigentliche 
politische Angriff auf uns, jenseits von 
Haft und Gerichtsverfahren.

Es ist ein Angriff auf unsere Inhalte!

Wie kann also unsere Antwort angesichts 
der Angriffe des Staates aussehen? Es 
ist wichtig, dass die Verfahren und das 
„wie weiter“ nicht im Verborgenen aus­
getragen werden. Anhand der konkreten 
Fälle der Repression ist es möglich, un­
sere Inhalte einer breiteren Öffentlichkeit 
verständlich und auf die heuchlerische 
Politik der Herrschenden aufmerksam zu 
machen. Es gibt keine objektive Strafver­
folgung. Die angeblich neutrale „Mitte“ 
und der Staat zeigen ihren tatsächlichen 
Charakter: Wir haben es mit politischer, 
ideologischer Repression zu tun, die ein 
klares Ziel verfolgt. So glauben wir, dass 
Aufrufe wie Wir sind alle Linx, aber auch 
die Solidarische Prozessbegleitungs­
struktur Soli Antifa Ost6 wichtige Teile 
einer Strategie sind, die sich offensiv mit 
der Repression auseinandersetzt und auf 
eine breitere Resonanz abzielt. Darüber 

5 https://en.wikipedia.org/wiki/Public_Prosecutor_
General_(Germany)

6 https://www.soli­antifa­ost.org/

hinaus ist es natürlich wichtig, Aktio­
nen, Demonstrationen, Kundgebungen 
und Unterstützung in finanzieller Form 
zu organisieren. Wir glauben, dass dies 
eine offene Diskussion ist, an der sich die 
gesamte Bewegung beteiligen sollte und 
gemeinsam Verantwortung übernommen 
werden muss. 

Zentral ist zueinander zu halten und 
die spektrenübergreifende Solidarität 
aufzubauen! Der Staat und seine Organe 
greifen an vielen verschiedenen Orten 
an, denn es geht ihnen um den Kampf 
gegen Linke und Antiautoritäre im Allge­
meinen, von ihnen werden keine dogma­
tischen Unterscheidungen gemacht. Was 
uns (über Unterschiede hinweg) eint, ist 
die Ablehnung der bestehenden Verhält­
nisse und die Perspektive, eben diese zu 
überwinden. Die Solidarität untereinan­
der lehnt die Kategorien von „Schuld“ 
und „Unschuld“ ab. Gleichzeitig wendet 
sie sich gegen die staatliche Taktik der 
Spaltung, durch die emanzipatorische 
Bewegungen entweder integriert und an­
gepasst oder verfolgt werden. Für uns ist 
klar, dass es keine Versöhnung mit den 
bestehenden Verhältnissen geben kann.

Unsere Kämpfe werden nicht in den 
Kategorien von Bullen und Gerichten ge­
fasst, sondern haben ihren Ausdruck im 
täglichen Kampf zur Umwälzung der be­
stehenden Verhältnisse. Wir führen unse­
re vielfältigen Kämpfe für eine Welt ohne 
Sexismus, Rassismus, Ausbeutung und 
Unterdrückung – für eine solidarische 
Gesellschaft jenseits des Kapitalismus! 
Es ist über dieses Communiqué der So­
ligruppen hinaus wichtig, in Zukunft die 
gegenseitige Bezugnahme und den Zu­
sammenhalt auszubauen und praktisch 
werden zu lassen:

Wir stehen hier und überall zu 
unseren Genoss:innen innerhalb 
und außerhalb der Knäste! 

Die Verfahren:

• Hamburg: In Hamburg wird gegen ei­
nige vermeintliche Mitglieder des Roten 
Aufbaus ein §129a­Verfahren geführt und 
gegen die Gruppe und alle, die sie irgend­
wie dazurechnen ein §129­Verfahren. 
Dies gipfelte am 31.08.20 in einem groß­
angelegten Repressionsschlag gegen 22 
Beschuldigte mit 28 Hausdurchsuchun­

Legaler Toilettenbesuch

Wer von der Polizei in Gewahrsam ge­
nommen wird, muss zwischendurch 
mal auf die Toilette dürfen – weltweit 
und nun auch in Baden­Württemberg. 
Das hat der dortige Verwaltungsge­
richtshof im Januar entschieden. Die 
Verweigerung dieses international gül­
tigen Mindeststandards unter Verweis 
auf eine Durchführungsverordnung 
zum Polizeigesetz widerspricht dem 
auch bei polizeilich eingeschränkter 
Bewegungs­ und Handlungsfreiheit 
gültigen Verbot einer unmenschlichen 
oder erniedrigenden Behandlung. Ist 
bei der Planung von großen Einsätzen 
absehbar, dass die Sanitäreinrichtun­
gen vor Ort nicht ausreichen könnten, 
müsste die Polizei sogar vorab weitere 
Möglichkeiten schaffen. Freilich muss 
weiterhin in jedem Einzelfall „unter 
Würdigung sämtlicher Umstände des 
Gewahrsams“ separat geprüft werden, 
ob die Verweigerung eines Klo­Gangs 
wirklich rechtswidrig ist. 

Bayerns Polizei schnüffelt 
mit Palantir

Das bayerische Landeskriminalamt 
wird künftig Daten mit einem System 
der deutschen Tochter des umstritte­
nen US­Datenunternehmens Palantir 
auswerten und könnte damit Vorrei­
ter für andere LKAs werden. Bisher 
haben Hessen („Hessendata“) und 
Nordrhein­Westfalen („DAR“) in gerin­
gerem Umfang Erfahrungen mit Palan­
tir­Software gesammelt. Die jetzt be­
auftragte Palantir Technologies GmbH 
soll mit dem „Verfahrensübergreifen­
den Recherche­ und Analysesystem“ 
(VeRA) nicht nur Daten aus verschie­
denen Systemen zusammenführen, die 
der Polizei schon vorliegen, sondern 
sie zur Gewinnung neuer Erkenntnisse 
mit Daten aus anderen Quellen wie 
Auszügen aus Handyauswertungen, si­
chergestellten Datenträgern oder poli­
zeilichem Schriftverkehr verknüpfen. 
Ein solches akten­ und vorgangsüber­
greifendes Schnüffeln mit Big Data 
und Datamining­Verfahren war share-square

R e p r e s s i o n
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gen und einer Medienkampagne. Dem 
waren monatelange Ermittlungen mit 
jeglichen Befugnissen vorangegangen. 
Verschiedene Akteure fordern ein Verbot, 
weil der Rote Aufbau unter anderem die 
Infrastruktur für die militanten G20­Pro­
teste gestellt haben soll. Seit dem gab es 
vereinzelt erneute Hausdurchsuchungen, 
Anquatsch­ und Einschüchterungsversu­
che wie Stress auf der Arbeit, Hausbesu­
che etc. 
Mehr Infos: https://roter-aufbau.de 

• Frankfurt am Main: Nach einem An­
griff auf eine Außenstelle des Bundesge­
richtshof in Leipzig am 1. Januar 2019 
werden Ermittlungen nach §129a einge­
leitet. Eine Hausdurchsuchung in Frank­
furt folgt 1 1/2 Jahre später. 
Mehr Infos: https://www.129a.info 

• Antifa Ost­Verfahren: Im Dezember 
2019 werden in der Umgebung von Ei­
senach fünf Antifaschist:innen festge­
nommen. Ihnen wird vorgeworfen, gewalt­
tätige Neonazis der Kampfsportgruppe 
Knockout 51 um Leon Ringl angegriffen 
zu haben. Als die Bundesanwaltschaft 
und die Soko Linx des sächsischen LKA 
auf den Fall aufmerksam werden, ziehen 
sie die Ermittlungen an sich. Für die Soko 
Linx, die bislang keinen der Fälle von 
autonomer Stadtpolitik, derentwegen sie 
gegründet wurde, auch nur ansatzweise 
aufklären konnte, ist der Fall ein gefun­
denes Fressen. Möglicherweise können 
sie nun endlich Ergebnisse liefern, wenn 
auch thematisch anders angesiedelt. So 
konstruieren sie gemeinsam mit der BAW 
eine kriminelle Vereinigung, erklären Li­
na zur Anführerin, nehmen sie in U­Haft 
und versuchen den Beschuldigten eine 
ganze Reihe an Fällen von handfestem 
Antifaschismus der letzten Jahre anzu­
lasten, insbesondere die, bei denen ei­
ne Frau beteiligt gewesen sein soll. In 
sechs dieser Fälle, wegen des Vorwurfs 
nach § 129 und weiterer kleinerer Delikte 
wird aktuell gegen vier Personen vor dem 
OLG Dresden verhandelt. Gegen weitere 
Beschuldigte laufen noch Ermittlungen 
der Bundesanwaltschaft und der General­
staatsanwaltschaften Dresden und Gera. 
Mehr Infos: www.soli-antifa-ost.org 

• Berlin: Die Bundesanwaltschaft er­
mittelt seit Anfang 2019 gegen mehrere 
Antiautoritäre aus Berlin wegen Bildung 
und Mitgliedschaft in einer kriminellen 

Vereinigung. Der Hauptvorwurf, an der 
Vorbereitung der Krawalle in der Elb­
chaussee zum G20 in Hamburg beteiligt 
gewesen sein, wird flankiert von weiteren 
Ermittlungen zu diversen, hauptsächlich 
eingestellten, Verfahren in Berliner Kon­
texten.
Weitere Infos: 
Link Artikel Athen: 
https://de.indymedia.org/node/104881; 
Link Wanze: 
https://kontrapolis.info/823/;
Link Hardfacts:
https://kontrapolis.info/586/;
Link Update: 
https://kontrapolis.info/1905/;
Informationsschreiben des GBA: 
https://kontrapolis.info/4984/ 

• Stuttgart: Eine Auseinandersetzung 
mit Nazis des rechten Betriebsprojekt 
„Zentrum Automobil“ am Rande einer 
Querdenken­Demonstration ist Auslöser 
für eine Welle der Repression in Baden­
Württemberg. Insgesamt werden 11 Woh­
nungen durchsucht und die Antifaschis­
ten Jo und Dy inhaftiert. Im September 
2021 werden Jo und Dy in einem Indi­
zienprozess zu 4,5 und 5,5 Jahren Haft 
verurteilt. Die Revision dagegen sowie 
weitere Verfahren gegen die anderen Be­
troffenen stehen noch aus.        
Mehr Infos: https://notwendig.org          
 

share-square zuletzt Ende 2020 vom Bundes­
verfassungsgericht gerügt worden. Der 
US­Mutterkonzern verknüpft bereits 
unter anderem für US­Geheimdienste 
wie CIA und NSA, das FBI und das 
Pentagon diverse Arten von Daten mit­
einander. 

Polizeigewalt? Hat es 
nicht gegeben …

Regelmäßig recherchiert die Hambur­
ger Linksfraktion, welche Folgen Po­
lizeigewalt in der Hansestadt für die 
Täter:innen hat. Ergebnis der jüngs­
ten Auswertung: praktisch keine. Zwar 
werden jedes Jahr hunderte gewaltsa­
me Polizeiübergriffe angezeigt (und si­
cherlich wesentlich mehr gar nicht erst 
zur Anzeige gebracht), doch regelmä­
ßig verzichtet die Staatsanwaltschaft 
in mindestens 99 Prozent der Fälle auf 
eine Anklage. So gab es 2018 immer­
hin 215 Verfahren gegen insgesamt 
461 uniformierte Gewalttäter:inen, die 
in lediglich einer Anklage resultier­
ten – die dann auch noch eingestellt 
wurde (Anklagequote 0,21%). 2019 
gab es aus 192 Verfahren gegen 474 
Beschuldigte zwei Anklagen (0,41%, 
Ergebnis: eine Verwarnung und einmal 
100 Tagessätze à 40 Euro – noch nicht 
rechtskräftig) und im Jahr 2020 158 
Verfahren gegen 446 Uniformierte mit 
einer einzigen Anklage (0,74%). Ver­
wundern kann diese Kultur der Straf­
losigkeit kaum, wenn Polizist:innen 
gegen Polizist:innen ermitteln sollen. 

Antikommunistisches Revival

Das niedersächsische Innenministeri­
um hat per Erlass das Zeigen der Fah­
ne der Sowjetunion auf pro­russischen 
Kundgebungen verboten – diese sei­
en „klar als Symbole der territorialen 
Expansion des russischen Staates“ 
zu deuten. Die Fahne Russlands, das 
tatsächlich Krieg gegen die einstige 
Sowjetrepublik Ukraine führt, bleibt 
dagegen erlaubt. Kurz darauf zog der 
Bremer Innensenator nach und verbot 
Kriegsgegner:innen, auf den Oster­
märschen die sowjetische Flagge share-square

R e p r e s s i o n

Der Hunger des Staates nach Feinden
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Patrick Kundmüller (Arbeiterbund für den 
Wiederaufbau der KPD, OG München)

�� Wer schon einmal eine Demonstration 
bei der zuständigen Behörde angezeigt 
hat, kennt die Späße, die so manches 
Ordnungsamt mit der Versammlungsfrei­
heit treibt. Und manchmal werden die 
verantwortlichen Bürokraten dabei richtig 
kreativ. So auch wieder im März diesen 
Jahres in München. Eine Demonstration 

sollte stattfinden unter der Losung „Ka­
pitalismus heißt Krieg! Sozialismus heißt 
Frieden! Der Hauptfeind steht im eigenen 
Land!“. Doch nicht irgendeine Demon­
stration, sondern eine Demonstration mit 
Kunstcharakter! Da kriegt so ein ord­
nungsliebender Grundrechteverdreher im 
Kreisverwaltungsreferat schon Schnapp­
atmung. Denn für solche Demonstrati­
onen hat es sich die antifaschistische 
und Antikriegsbewegung in den 80er Jah­
ren erkämpft, dass sie unter besonderem 

Schutz stehen: Hier gilt nicht nur die 
Versammlungsfreiheit, sondern auch die 
Kunstfreiheit. Was war konkret geplant? 
In der Tradition der Arbeiterbewegung 
sollte ein Straßentheater der Demonstra­
tion vorneweg laufen: Drei Darsteller mit 
Masken stellen Baerbock, Scholz und 
Merz dar, ein Darsteller mit Frack und 
Zylinder mimt einen Kapitalisten. Und 
nun das Objekt, das der Verwaltungsappa­
rat zum Center of Attention erklärte: ein 

Arbeiter bewaffnet mit einer sogenann­
ten Anscheinwaffe, einem Holzgewehr. 
Und das mit diesem Gewehr ginge nun 
mal gar nicht, erklärte das Kreisverwal­
tungsreferat. Weil: Es seien ja gerade 
so viele traumatisierte Flüchtlinge aus 
der Ukraine angekommen. Denen kön­
ne man den Anblick eines Holzgewehres 
nicht zumuten. Dass die Polizei Waffen 
trage? Dass Geflüchtete aus Sierra Leo­
ne, die sich seit Wochen und Monaten 
gegen ihre Abschiebung wehren, an der 

Demonstration teilnehmen werden? Al­
les egal! Das Holzgewehr dürfe so nicht 
gezeigt werden. Außer – so steht es im 
Auflagenbescheid – es werde mit farbigen 
Bändern oder Blumen geschmückt. Das 
ließen die Organisatoren der Demonstra­
tion nicht auf sich sitzen. Was wäre die 
Kunstfreiheit wert, wenn der Staat einem 
vorschreiben kann wie die Requisite aus­
sehen darf? Man stelle sich vor, der Staat 
hätte mitzureden, welche Kostüme in ei­

nem Film verwendet werden dürfen und 
welche nicht! Deswegen musste – da der 
Auflagenbescheid nicht einmal 24 Stun­
den vor Demonstrationsbeginn zugestellt 
wurde – über Nacht ein Antrag auf einst­
weilige Verfügung gestellt werden. Man 
zog also vor Gericht, hatte Glück und fand 
einen Richter, der urteilen musste: Die 
Kunstfreiheit muss gewahrt werden. Das 
Ordnungsamt darf nicht vorschreiben, 
dass ein Gewehr mit Blumen geschmückt 
werden muss!         

Was ist Kunst?
Wenn das Ordnungsamt Gewehre mit Blumen   
schmücken will

Von der Demonstration am 18. März 2022, Bild: Arbeiterbund für den Wiederaufbau der KPD
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EA Dresden

Am 1. Dezember 2021 wurde ein 

Dresdner Genosse von der 12. Straf-

kammer in der Berufungsverhandlung 

mit überraschender Deutlichkeit 

freigesprochen. Zuvor war er in der 

ersten Instanz am 13. Juli 2021 zu 

einer Geldstrafe von 40 Tagessätzen 

verurteilt worden. Ärgerlich an die-

sem Urteil war weniger die Höhe der 

Verurteilung, sondern ihre politische 

Dimension. Worum ging‘s?

�� Dem Genossen wurde vorgeworfen, als 
Anmelder einer Demonstration gegen die 
Einführung des Neuen Sächsischen Poli­
zeigesetzes nicht oder nicht ausreichend 
gegen Auflagenverstöße vorgegangen zu 
sein. Teilnehmer*innen der Demonstra­
tion hatten Rauchtöpfe abgebrannt und 
Seitentransparente gezeigt, welche nicht 
den Auflagen entsprachen. An einer 
Stelle der Route, an der der Lautspre­
cherwagen einen anderen Weg fahren 
musste, hatte sich außerdem ein Teil der 
Demonstrant*innen abgespalten.

Dabei hat die Polizei nicht in die 
Versammlung eingegriffen, hielt es selbst 
nicht für geboten zu filmen. Darüber hin­
aus konnte weder in der Anklage noch im 
ersten Gerichtsprozess geklärt werden, 
ob und wie der Anmelder auf die Auf­
forderungen der Polizei reagiert hatte. 
Es konnte lediglich festgestellt werden, 
dass das bemängelte Seitentransparent 
auf der Demonstration gekürzt wurde und 
dass es nach Ansprache durch die Polizei 
Durchsagen vom Lautsprecherwagen zum 
Verbot von Glasflaschen gab. 

Schon in der ersten Verhandlung wur­
de durch die Verteidigung klargestellt, 
dass unklar ist, worauf genau sich die 
Anklage bezieht. Dem Anmelder selbst 
wurden zu keinem Zeitpunkt Straftaten 

vorgeworfen. Dies änderte sich auch in 
der Berufungsverhandlung nicht. Von 
Seiten der Staatsanwaltschaft wurde die 
gleiche Argumentation genutzt und auch 
die gleichen Polizeizeug*innen geladen.

Politische Dimension des Verfahrens

Das erstinstanzliche Urteil würde letzt­
lich bedeuten, dass, wann immer die 
Polizei sich nicht selbst die Finger 
schmutzig machen will, sie Demonst­
rationsanmelder*innen dazu drängen 
könnte, Demonstrationen wegen einzel­
ner Verstöße aufzulösen. Anmelder*innen 

stünden so immer und von Anfang an 
unter Druck, da sie, wenn sie ihre Demon­
stration durchziehen wollten, mit Straf­
verfolgung zu rechnen hätten. Zu Ende 
gedacht, würde bereits ein*e einzige*r 
Teilnehmer*in ausreichen, um die Ver­
sammlungsleitung mangels eigener Be­
fugnis zum Ausschluss der Person zur 
Beendigung der Versammlung zu zwin­
gen. Diese würde damit sich und die 
anderen Teilnehmer*innen stärker in 
der Ausübung ihres Grundrechts auf Ver­
sammlungsfreiheit beschneiden als es 
der Polizei selbst erlaubt wäre.

In der Hauptverhandlung wurden die­
se Konsequenzen einer Verurteilung in 
der Berufungsverhandlung durch Anträ­

ge herausgestellt. Glücklicherweise war 
recht früh abzusehen, dass die Verhand­
lung eher auf eine Einstellung oder einen 
Freispruch hinauslaufen würde.

Die Staatsanwaltschaft hatte sich 
keine neueren Argumente zurechtgelegt, 
sondern blieb dabei, dass der Anmelder 
sich nicht ausreichend bemüht gezeigt 
hätte, etwaige Auflagenverstöße zu ver­
hindern bzw. im Nachhinein zu unter­
binden. Dabei stützte sie sich auf drei 
Polizeizeug*innen, die schon in erster 
Instanz ausgesagt hatten.

Bei deren Befragung kamen folgende 
Punkte zur Sprache: Die Polizist*innen 

schilderten, dass sie keine der Einsatzla­
ge entsprechenden Kräfte zur Verfügung 
hatten. Die Demonstration war letztlich 
weit größer als erwartet. Eine negative 
Gefahrenprognose hatte es nicht gege­
ben. Um den Einsatz erfolgreich abzu­
schließen, verzichtete die Einsatzführung 
darum auf Eingriffe oder von ihr als pro­
vokativ eingeschätzte Präsenz entlang der 
Demostrecke. Letztlich regelte die Polizei 
nur den Verkehr. „Trotz dessen“ blieb es 
friedlich und die vernommenen Bullen 
mussten einräumen, dass die Veranstal­
tung einen ruhigen Verlauf nahm.

Was ihrer Meinung nach nicht gut 
gelaufen sei, war die Kommunikation mit 
dem Anmelder. Dieser sei ihnen wenig 

Freispruch!
Repression gegen Versammlungsleiter durch erfolgreiche 
Berufung abgewehrt

Demonstration gegen die Einführung des neuen sächsischen Polizeigesetzes
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entgegengekommen und habe sich nicht 
ihren Erwartungen gemäß verhalten. Am 
Ende der Demonstration hatte der Ein­
satzleiter darum seine Personalien auf­
genommen.

Wenige Tage nach der Demonstration 
hatte es dann eine Sitzung von LKA­
Beamt*innen, der Versammlungsbehörde 
und der Einsatzleitung gegeben. Bei die­
ser sei über den Verlauf der Demonstra­
tion und auch ein „allgemeines Problem“ 
mit dem Anmelder gesprochen worden. 
Dies war über die Akteneinsicht im Ver­
fahren ans Licht gekommen. Letztlich 
konnte der Inhalt dieses Gesprächs nicht 
ans Licht befördert werden. Allerdings 
liegt der Verdacht nahe, dass erst hier ei­
ne Anzeige gegen den Anmelder zurecht­
gelegt wurde. 

In ihrem Abschlussplädoyer führten 
die Anwält*innen Isabel Antz und Mark 
Feilitzsch noch einen letzten Punkt aus: 
die Auflagen, für deren Einhaltung ihr 
Mandant angeblich zuständig gewesen 
sei, sind selbst schon rechtlich fragwür­
dig bis illegal. So ist es beispielsweise 
gängige Praxis bei Demonstrationen das 
Mitführen von Pyrotechnik oder Vermum­
mungsgegenständen zu untersagen. Die­
se Auflage ist zum einen an eine konkrete 
Gefahrenprognose gebunden. Zum ande­
ren ist sie aber vollkommen unverhält­
nismäßig, da kein*e Demoanmelder*in 
jemals für ihre Erfüllung sorgen kann. 
Anmelder*innen fehlt schlichtweg die 
rechtliche Befugnis wie auch die nötigen 

Mittel, um alle Teilnehmer*innen einer 
Veranstaltung auf solche Gegenstände zu 
kontrollieren. Eine rechtliche Bewertung 
des vorliegenden Falles müsste sich also 
auch mit der Umsetzbarkeit von erteilten 
Auflagen überhaupt beschäftigen. Folge­
richtig müsste das Gericht solchen Auf­
lagen eine klare Absage erteilen und die 
Polizei damit in ihre Schranken weisen. 

Eine solch grundsätzliche Erwägung 
wollte die Richterin leider nicht tref­
fen. In ihrem Urteilsspruch ging sie sehr 
weit auf die Argumente der Verteidigung 
zu. Tatsächlich sprach sie davon, dass 
es Anmelder*innen einer Demonstration 
gegen ein Polizeigesetz auch zugebilligt 
werden müsse, der Polizei gegenüber 
abgeneigt und folglich wenig kooperativ 
zu sein. Sie könne im vorliegenden Fall 
nur einige Beamten erkennen, die sich 
schlecht behandelt fühlten. Nicht jedoch 
eine über drei Jahre hinweg zu verfolgen­
de Straftat. Über Auflagen im Allgemei­
nen wolle sie jedoch nicht urteilen, auch 
wenn der Meinung des Gerichts nach 
einige Zweifel an der Rechtmäßigkeit an­
gebracht seien. 

Das Urteil ist ein wichtiger Erfolg im 
Kampf gegen die neuen Polizeigesetze, 
der für uns noch lange nicht gegessen ist. 
Anderswo kam es ja ebenfalls zu Schika­
nen, wie etwa bei einer Demonstration in 
NRW, wo ein Anmelder jüngst als unzu­
verlässig abgelehnt worden ist.  

share-square zu zeigen. Augenscheinlich wird 
der russische Angriff genutzt, um Sym­
bole des Kommunismus und des mi­
litärischen Sieges der Roten Armee 
über das faschistische Deutschland zu 
diskreditieren und zu illegalisieren – 
nicht zum ersten und sicher nicht zum 
letzten Mal.

Melzer: Systemversagen 
bei Polizeigewalt

Nils Melzer, der UN­Sonderberichter­
statter für Folter, hat den Umgang der 
BRD mit Polizeigewalt dpa gegenüber 
am 21. April 2022 als „Systemversa­
gen“ charakterisiert. Melzer war im 
Sommer 2021 durch mehrere Videos 
aufmerksam geworden, die Polizeige­
walt bei Demonstrationen in Berlin 
zeigen. Er bat die Bundesregierung 
daraufhin um Stellungnahme. Deren 
Reaktion sei „bedenklich“ sagte er 
jetzt. In zwei Jahren sei nur ein Polizist 
wegen unverhältnismäßiger Gewalt be­
langt worden, und Statistiken darüber 
gäbe es in mehreren Bundesländern 
überhaupt nicht. „Die Überwachung 
der Polizei funktioniert in Deutschland 
nicht,“ so Melzer. Die Veröffentlichung 
seiner abschließenden Einschätzun­
gen steht erst einmal noch aus.

Doku zum 1. Mai in 
Berlin erschienen

Unter Mitwirkung der OG Berlin ist 
eine 25­minütige Dokumentation ent­
standen. Das Fazit: Die Polizei hat die 
Eingriffe in die 1. Mai Demonstration 
geplant, am Tag selbst Desinformatio­
nen gestreut und Fake News verbreitet. 
Während die Kameras der bürgerlichen 
Medien auf eine brennende Mülltonne 
draufgehalten haben knüppelten die 
Einsatzkräfte nebendran drauf los. Die 
Doku lässt Betroffene dieser Gewalt zu 
Wort kommen, klärt über verschiedene 
Ebenen von Repression auf und setzt 
der medialen Diffamierungskampagne 
der Polizei etwas entgegen. Zu finden 
ist das Video unter anderem auf der 
Website der OG Berlin.                       

Was tun wenn´s brennt?

www.rote-hilfe.de ★ www.aussageverweigerung.info

Rote Hilfe E.V. 

Bundesgeschäftsstelle, 
Postfach 3255, 37022 Göttingen
bundesvorstand@rote­hilfe.de 
www.rote­hilfe.de

Keine Aussagen bei Polizei und 
Staatsanwaltschaft!
Keine Zusammenarbeit mit den 
staatlichen Repressionsorganen!

Ab jetzt kein 

Wort mehr
˙
I
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Vom Demo-Anmelder zum 
„ausgebildeten Gewaltbereiten“ 

In unserem letzten Beitrag in der RHZ 1/2022 hatten wir anhand 
des Falles der spanischen Internationalistin Maria berichtet, 
dass die deutschen Repressionsbehörden auch noch die unters­
ten Paragrafen aus der Schublade ziehen, wenn es gegen die 
kurdische Befreiungsbewegung geht. Sie wurde trotz des Rechts 
auf Freizügigkeit in der EU aus Deutschland ausgewiesen. In 
Berlin hat sich nun ein ähnlich bizarrer Fall ergeben. Dem Akti­
visten U. ist der Ausweis entzogen und ein Ausreiseverbot erteilt 
worden. Der Anmelder der im November letzten Jahres in Berlin 
stattgefundenen Demonstration „PKK­Verbot aufheben! Krieg 
beenden, politische Lösung fördern!“ wird als Sicherheitsrisiko 
für Deutschland eingestuft. AZADÎ führte mit ihm ein Interview:

Am 24. Januar bekamst Du einen Brief vom Berliner 
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten, in 
dem Dir mitgeteilt wurde, dass Du binnen vier Werktagen 
deine Ausweisdokumente abzugeben hast und Dir das 
Verlassen der Bundesrepublik zeitgleich mit der Zustellung 
untersagt sei. Kannst Du uns sagen, was Dir vorgeworfen 
wird, womit diese Maßnahme gerechtfertigt wird?

In dem Behördenschreiben wird mir vorgeworfen, dass 
ich in den vergangenen Monaten durch Interviews, öf­
fentlich Auftritte und Anmeldungen zum Thema Kurdis­
tan in Erscheinung getreten bin. Unter anderem war ich 
auch Mitanmelder der Demonstration für die Aufhebung 
des PKK­Verbots im November letzten Jahres in Berlin. 
Laut Aussagen des Berliner Landeskriminalamts (LKA) 
liegen Anhaltspunkt vor, dass ich „auf dem Sprung sei“, 
mich im Ausland militärisch ausbilden zu lassen, um 
im Extremfall nach meiner Rückkehr hier terroristische 
Anschläge zu verüben. Damit wird das Ausreiseverbot 
begründet, da erheblich Sicherheitsinteressen der BRD 
berührt seien.

Ich glaube, das Berliner Landesamt für Bürger- und 
Ordnungsangelegenheiten kannte bislang niemand? Weißt 
Du, wer hinter dieser Anweisung steckt?

Das Amt ist eigentlich für die Ausstellung von Reisedo­
kumenten wie Pass und Personalausweise zuständig. In 
diesem Zusammenhang wird auch – wie in meinem Fall 
– der Entzug eben dieser Dokumente von diesem Amt an­
geordnet. Aber die Initiative lag, wie aus den Unterlagen 
hervorgeht, klar beim Berliner LKA.

Kannst Du uns etwas zu den rechtlichen Hintergründen 
sagen?

Die Voraussetzung für einen Entzug der entsprechenden 
Ausweisdokumente sind im §7 und §8 des Passgeset­
zes aufgelistet. Unter anderem wird da diese Möglich­
keit gegeben, wenn „die innere oder äußere Sicherheit 
oder sonstige erhebliche Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet“ sind. Speziell wird auch der 
§89a StGB aufgeführt. Der stellt die „Vorbereitung einer 
schweren staatsgefährdenden Gewalttat“ unter Strafe. 
Das wird mir ja unterstellt.

Der Vorwurf der „Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat“ ist ja eine schwere 
Anschuldigung. Worauf gründen das die Behörden?

Das Ganze ist sehr abstrus. Vom LKA wird angeführt, 
dass ich mich letztes Jahr öfters im europäischen Aus­
land aufgehalten hätte, u.a. auch in Griechenland. Diese 
Auslandsbesuche könnten im Zusammenhang mit dem 
Besuch eines Ausbildungslagers im Zusammenhang ste­
hen, wo ich eventuell im Gebrauch von Schusswaffen 
und Sprengstoff ausgebildet worden sei. Eine erneute 
Ausreise würde die Gefahr erhöhen, dass ich nach meiner 
Rückkehr etwa Bombenanschläge verübe.

Der Rechtshilfefonds AZADÎ unterstützt Kurdinnen und Kurden, die in Deutschland im Zuge

ihrer politischen Betätigung mit Strafverfolgung bedroht werden. 

Azadî e.V. | Hansaring 82, 50670 Köln | Tel. 0221 – 16 79 39 45 | Mobil 0163 – 043 62 69

azadi@t­online.de | nadir.org/azadi/ I V.i.S.d.P. Monika Morres (Anschrift wie AZADÎ e.V.)

Spendenkonto GLS Gemeinschaftsbank e.G. I BLZ 430 60 967 I Konto 80 35 78 26 00
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Der Staatsschutz wirft Dir vor, dass du Dich in den 
vergangenen Monaten durch Interviews, öffentliche 
Auftritte und die Anmeldung von mehreren Demonstrationen 
zunehmend für die Rechte von Kurd*innen und eine 
politische Lösung des Kurdistan-Konfliktes eingesetzt 
haben sollst. Das sind ja alles legale Tätigkeiten, die
eigentlich unter dem Schutz des Grundgesetzes stehen. 
Warum wird bei Dir daraus eine Straftat?

Es ist nun mal so, dass mache Demonstrationen bei 
den Sicherheitsbehörden unbeliebter sind als andere, 
abhängig vom Thema. Bei der Demo im November ging 
es neben der Aufhebung des PKK­Verbots auch um eine 
politische Lösung in der Türkei. Es hat sich bei vielen 
Demonstrationen zum Thema Kurdistan gezeigt, dass 
die Behörden teilweise versuchen, sie schon im Vorfeld 
zu verbieten. Wenn das nicht gelingt, zeigt die Polizei 
oft von Anfang an ein sehr aggressives Verhalten. Schon 
kleinste Anlässe werden genutzt, um gewaltsam in den 
Demonstrationsablauf einzugreifen. Aber natürlich sind 
Demonstrationen nach dem Grundgesetz nicht nur zuläs­
sig, sondern sogar erwünscht. Dass mir dies nun vorge­
worfen wird, ist eigentlich ein Skandal.

In dem Schreiben wirst Du als „ausgebildeter 
Gewaltbereiter“ bezeichnet. Gibt es denn dazu belastbare 
Hinweise seitens des LKA?

Nein, es bleibt nur der Vorwurf allgemein politischer 
Aktivitäten. Zu dem Vorwurf, ich hätte bereits im Ausland 
eine militärische Ausbildung erhalten, gibt es gar nichts 
Konkretes. Das ist reine Spekulation. Wenn man De­
monstrationen nicht verbieten kann, dann kriminalisiert 
mal halt die Anmelder*innen. Ungewöhnlich ist das in 
diesem Fall vielleicht, weil ich deutscher Staatsbürger 
bin. Wenn kurdische Freund*innen mit oder ohne deut­
schen Pass Demos anmelden, werden sie viel häufiger 
schikaniert. 

Dir wird auch vorgeworfen, dass Deine Aktivitäten „die 
Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 
indem sie unter anderem die auswärtigen Beziehungen 
oder auch das internationale Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden“. Sollen in Deutschland jetzt gar 
keine kurdischen Demonstrationen mehr stattfinden, um 
Erdoğan nicht zu verärgern?

Türkische Medien machen zum Teil starken Druck, wenn 
größere kurdische Demos in Deutschland stattfinden. Da 
wird dann geschrieben, dass tausende von „Terroristen“ 
unbehelligt marschieren dürfen. Das hat auch in der 
Vergangenheit schon zu diplomatischen Krisen zwischen 
Deutschland und der Türkei geführt.  Die deutsch­türki­
schen Beziehungen sind halt historisch sehr eng und da 
ist man halt bestrebt, solche Störungen zu vermeiden. 

Dein Ausreiseverbot aus der Bundesrepublik wird 
ja damit begründet, dass Du sonst „die Möglichkeit 
hättest, als ausgebildeter potentieller Attentäter in die 
Bundesrepublik Deutschland zurückzukehren, um hier 
Anschläge zu begehen oder zu organisieren“. Das sind 
sehr schwerwiegende Vorwürfe im Bereich internationaler 
Terrorismus. Reicht es dafür wirklich, in Deutschland 
prokurdische Demonstrationen anzumelden. Machen sich 
Polizei und Behörden nicht lächerlich?

Ob die Vorwürfe wirklich reichen, wird das weitere Ver­
fahren zeigen. Lächerlich ist es schon, da mir nichts 
Konkretes nachgewiesen wird, sondern alles auf Speku­
lationen aufbaut. Da wird eine Mutmaßung zur anderen 
addiert und am Ende steht dann die mögliche Vorberei­
tung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat.

 Was gedenkst du, gegen diese willkürliche Repression zu 
unternehmen?

Gegen diese willkürliche Repression werde ich auf der 
einen Seite natürlich Rechtsmittel einlegen, auf der an­
deren Seite versuche ich auch, das öffentlich zu machen. 
Solche Schikanen treffen Menschen mit kurdischem 
Migrationshintergrund viel öfter. Wir hoffen, dass dieses 
Verfahren zu einem Präzedenzfall wird, damit solche 
Schikanen seitens der Behörden nicht Schule machen.

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig bestätigt die 
Verbotsverfügung gegen den Mezopotamien-Verlag 
und den Musikvertrieb MIR wegen angeblicher 
Nähe zur Kurdischen Arbeiterpartei PKK

Am 26. Januar bestätigte der 6. Senat des Bundesverwaltungs­
gerichts das Verbot des Mezopotamien­Verlags und des Musik­
vertriebs MIR nach dem Vereinsgesetz. Gegen das Urteil werden 
beide Vertriebe Beschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht 
einlegen.

Am 8. März 2018 waren das Verlagshaus und der Mu­
sikbetrieb zwei Tage lang durchsucht worden. Dabei wurden 
mehrere Tonnen Bücher und Musikträger beschlagnahmt. Die 
Begründung lautete, die Einrichtungen dienten durch ihr Ver­
lagsprogramm der Aufrechterhaltung des organisatorischen Zu­
sammenhalts der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), als deren 
Teilorganisation sie zu betrachten seien. Der Börsenverein des 
Deutschen Buchhandels und das Zentrum der Vereinigung 
der Schriftsteller*innen PEN übten damals harsche Kritik am 
staatlichen Vorgehen gegen den Verlag und sahen hierdurch die 
Kunst­ und Literaturfreiheit in Deutschland bedroht. 

Am 12. Februar 2019 erfolgten dann erneute Durchsu­
chungen und Beschlagnahmungen und ein Verbot des Verlages 
und des Musikvertriebes nach dem Vereinsgesetz durch den 
damaligen Bundesinnenminister Horst Seehofer. Die Anschul­
digungen wurden um den Punkt erweitert, dass angeblich alle 
betriebswirtschaftlichen Aktivitäten ausschließlich der PKK 
zugutekommen würden. Diese Argumentation wurde im Laufe 
des Verfahrens ins Gegenteil verkehrt.
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Das Leipziger Gericht sah in seinem Urteil den Vertrieb von 
Büchern und Zeitschriften durch den Mezopotamien­Verlag als 
Propagandatätigkeit für die PKK ungeachtet der Tatsache, dass 
sich nur ein Teil der vertriebenen Produkte überhaupt mit aktu­
eller Politik befassten. Außerdem habe das Unternehmen von 
der Europaführung der PKK finanzielle Zuschüsse erhalten und 
sei ihr rechenschaftspflichtig gewesen. Bei dem Musikvertrieb 
MIR verneinte das Gericht zwar eine Propagandatätigkeit, aber 
hier reichten ihm schon personelle Überschneidungen mit dem 
verbotenen Verlag und eine gemeinsame Firmenanschrift für ei­
ne Verbotsbestätigung. Der Geschäftsführer beider Gesellschaf­
ten war nach Auffassung des Gerichts ein hoher PKK­Kader. 
Ein milderes Mittel, etwa das Verbot einzelner Bücher oder 
Musikträger, wären nach Auffassung des Senats nicht effektiv 
gewesen und damit das Vorgehen des Bundesinnenministeriums 
verhältnismäßig. Was nun mit den etwa 50.000 beschlagnahm­
ten Büchern und dem Musikarchiv geschieht, lässt das Urteil 
offen. Im schlimmsten Fall droht die Vernichtung. 

Bei den beschlagnahmten Büchern des Mesopotamien Ver­
lags handelt es sich sowohl um Romane, Kinderbücher als 
auch Bücher zur kurdischen Geschichte und Kultur. Ebenso 
vertrieben wurden soziologische und politische Bücher, etwa 
die Werke des seit über 20 Jahren auf der Gefängnisinsel Imralı 
in der Türkei einsitzenden PKK­Vorsitzenden Abdullah Öca­
lan. Bei dem beschlagnahmten Besitz des Musikvertriebs MIR 
Multimedia handelt es sich neben Tonträgern, Tontechnik und 
Musikinstrumenten um das weltweit größte Archiv kurdischer 
Musik. Ebenso wurden bei Verlag und Musikvertrieb sämtliche 
Geschäftsunterlagen eingezogen, was den Anwälten die Vertei­
digung erheblich erschwerte. Bis heute durften die Anwälte nur 
die Geschäftsunterlagen und nicht die beschlagnahmten Bücher 
oder das konfiszierte Musikarchiv sichten. 

Wir sehen als Azadi in dem Urteil ein verheerendes Signal 
gegenüber der kurdischen Community in Deutschland. Die 
Unterdrückung ihrer Sprache, Kultur und Tradition hat in der 
Türkei Generationen von Kurd*innen traumatisiert. In ihrem 
Verfolgungseifer gegen die PKK schreckt nun auch der deutsche 
Staat nicht davor zurück, alle Grundsätze von Kultur­ und Mei­
nungsfreiheit zu ignorieren und sich der türkischen Staatspolitik 
in diesem Punkt anzunähern. Mit dem Urteil aus Leipzig werden 
wahrscheinlich auch die letzten Menschen mit kurdischen Wur­
zeln ihr Vertrauen in Demokratie und Rechtsstaatlichkeit hier in 
Deutschland verloren haben. Bei der Vorstellung, dass auf An­
ordnung der Bundesregierung tonnenweise kurdische Kulturgü­
ter vernichtet werden, kann es einem angesichts der deutschen 
Geschichte nur übel werden.

Anhörung zur PKK-Einstufung vor dem 
EU-Gerichtshof in Luxemburg 

Vor dem Gerichtshof der Europäischen Union in Luxemburg hat 
am 31. März eine Anhörung zu der Einstufung der PKK als ter­
roristische Organisation stattgefunden. Das Urteil wird zu einem 
späteren Zeitpunkt verkündet werden. Das Verfahren vor dem 

EU­Gerichtshof in Luxemburg zur Einstufung der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) als terroristische Organisation dauert seit acht 
Jahren an. Prozessbeteiligte sind auf der einen Seite die EU, der 
Europarat und die Europäische Kommission und auf der anderen 
Seite die PKK. Der EU­Gerichtshof hat Ende 2018 entschieden, 
dass die Begründungen für die Einstufung der PKK als terroris­
tische Vereinigung nicht ausreichen und die Partei zwischen 
2014 und 2017 zu Unrecht auf der Liste geführt wurde.

Gegen dieses Urteil hat die EU Rechtsmittel eingelegt. Eng­
land hat 2018 erneut beantragt, die PKK auf die „Terrorliste“ zu 
setzen. Mit derselben Argumentation wie zuvor wurde die PKK 
am 9. Januar 2018 automatisch erneut auf die Liste genommen. 
Die kurdische Seite hat am 7. März desselben Jahres gegen die 
neue Liste erneut geklagt. Die EU hat zuvor eine ähnliche Me­
thode auch gegen andere Organisationen angewendet. Wenn die 
Liste nach einer Gerichtsentscheidung aktualisiert wird, wird 
diese neue Entwicklung nicht berücksichtigt. Die Liste wird im 
Prinzip alle sechs Monate geprüft, manchmal kann es jedoch 
auch bis zu zwei Jahre dauern.

In Luxemburg ist das Verfahren zum Widerspruch der EU ge­
gen das erste Urteil für den Zeitraum zwischen 2014 und 2017 
mit der Klage der PKK gegen die Liste ab 2018 zusammengelegt 
worden. Der Rechtsbeistand der PKK beharrt darauf, dass die 
PKK nicht nur nach militärischen Aktionen beurteilt werden 
kann, sondern auch gesellschaftliche, wirtschaftliche und politi­
sche Aspekte berücksichtigt werden müssen. In diesem Zusam­
menhang wird von den Rechtsanwält*innen darauf hingewiesen, 
dass die Aktivitäten der PKK ein breites Spektrum an Themen 
wie Jugend, Kinder, Frauen, Natur und Wirtschaft umfassen.

AZADÎ unterstützt

Von Januar bis März 2022 hat AZADÎ von Repression Betroffene 
in 18 Fällen mit insgesamt 8.639,83 Euro unterstützt. Im glei­
chen Zeitraum erhielten acht politische Gefangene insgesamt 
2.830 Euro für den Einkauf in den Gefängnissen, während zwei 
weitere Gefangene von Ortsgruppen der Roten Hilfe e.V. unter­
stützt wurden. Unter anderem auf diese Weise wurden 10 kurdi­
sche §129b­Gefangene betreut.                 
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Ein Geheimdienst um Grundgesetz 

und Demokratie zu schützen? Ist es 

nicht ein Widerspruch, den Spitzeln 

und V-Männern und -Frauen solch 

eine Kostbarkeit anzuvertrauen? Ja, 

das wäre es, wenn es wahr wäre. Aber  

der sogenannte „Verfassungsschutz“, 

genauer das „Bundesamt für Verfas-

sungsschutz“ (BfV) plus 16 (!) „Lan-

desbehörden für Verfassungsschutz“ 

(LfV) schützen als Inlandsgeheim-

dienste nicht die Verfassung und De-

mokratie, sondern den Klassenstaat. 

Das nennen sie dann wahlweise „wehr-

hafte Demokratie“ oder „streitbare 

Demokratie“ um die FDGO – die Frei-

heitlich Demokratische Grundordnung  

–  zu verteidigen.

D
er Verfassungsschutz wurde 
1950 gegründet, nachdem die 
westlichen Alliierten der BRD er­
laubten, eine „Stelle zur Samm­

lung und Verbreitung von Auskünften 
über umstürzlerische, gegen die Bun­
desregierung gerichtete Tätigkeiten“ 
einzurichten. Schon zuvor bestand eine 
Einrichtung der US­Army, das „Amt für 
Verfassungsschutz“, das Informationen 
über die KPD und andere politisch Miss­
liebige sammelte.

Die westlichen Alliierten hatten sich 
unmittelbar nach Kriegsende die Faschis­
ten der Gestapo, SS und SD („Sicher­
heitsdienst des Reichsführers SS“) und 
des Reichssicherheitshauptamts gekrallt, 
um ihre wertvollen Dienste gegen die 
Sowjetunion für sich zu nutzen. So konn­
te zum Beispiel Reinhard Gehlen – unter 
den Hitler­Faschisten noch Generalmajor 
der  Abteilung „Fremde Heere Ost“ – be­

reits 1946 die von der USA finanzierte 
„Organisation Gehlen“ gründen und die 
1945 „unterbrochene“ Arbeit fortsetzen. 
Diesmal zunächst nur für die US­Ame­
rikaner, später für die Bundesregierung, 
woraus schließlich der Bundesnachrich­
tendienst (BND), der deutsche Auslands­
geheimdienst entstand. Natürlich sam­
melten sich auch hier wie anderswo in der 
Verwaltung des neuen Staates Kriegsver­
brecher und Faschisten, die alten Kame­
raden von der Gestapo, SS, SD, nun zu 
Demokraten geworden.

Bis 1955 beaufsichtigten die West­
alliierten die Einstellungspolitk des neu­
en Geheimdienstes, wer zu offensichtlich 
in die Mordmaschinerie des NS­Staates 
verwickelt war, sollte außen vor bleiben. 
Die Strippenzieher des VS wussten sich 
zu helfen. Die alten Kameraden wurden 
entweder als „freie Mitarbeiter“ beschäf­
tigt oder es wurden Tarnfirmen gegründet, 
wo sie Unterschlupf fanden und ihren gut 
dotierten Geschäften gegen Linke und 
Kommunist_innen nachgingen. Dabei 
wussten die Alliierten natürlich sowohl 
von der Existenz der „freien Mitarbeiter“ 
als auch wer sich dahinter  verbarg – es 
wurde gebilligt. Nach dem Wegfall der 
Kontrolle durch die Westmächte  wurden 
sie ordentlich besoldete Beamte mit Pen­
sionsanspruch. Bis in die Anfangsjahre 
der 1970er konnten sie ihren Dienst tun 
und danach den „wohlverdienten“ Ru­
hestand genießen, während ihre neuen 
Kollegen im Zuge des Radikalenerlasses 
vermeintlichen oder tatsächlichen Kom­
munist_innen das Leben schwer machten.

Vor welchen Gefahren, vor wem sollte 
dieser neue, nun demokratische Nach­
folger des faschistischen III. Reiches ge­
schützt werden? Wer waren die Feinde?

Angesichts des zwölf Jahre währen­
den Faschismus in Deutschland, mit dem 
Ergebnis von Millionen Toten in Gas­
kammern und auf Schlachtfeldern sollte 
man_frau meinen der Faschismus sei der 

Feind der Demokratie, der Menschheit. 
Doch mitnichten! In der BRD waren die 
Pazifist_innen, Antimilitarist_innen, Ge­
werkschafter_innen, Sozialist_innen und 
Kommunist_innen der Feind, wie zuvor 
im Faschismus, in der Weimarer Republik 
und im Kaiserreich – also alle, die den 
Verwertungsbedingungen des Kapitals 
gefährlich werden können.

In der Rote Hilfe Zeitung beschäfti­
gen wir uns immer wieder mit dem VS 
und seinen Machenschaften. Die letzten 
Schwerpunkte zum Inlandsgeheimdienst 
waren in der RHZ 2­2012 „Verfassungs­
schutz“ und in der RHZ 3­2013 „Der tiefe 
Staat.“ In diesen Heften wie auch vielen 
einzelnen Artikeln ging es meist um seine 
Zusammenarbeit mit Faschisten und die 
Vertuschung von Verbrechen, seine ei­
genen Straftaten („Celler Loch“/“Aktion 
Feuerzauber“), erfolglose und erfolgrei­
che VS­Spitzel und so weiter. Diesmal 
widmen wir uns dem Verfassungsschutz 
als meinungsbildender, meinungsbeein­
flussender Instanz und seiner Tätigkeit 
im Wissenschafts­ und Bildungsbetrieb.

Schlaue Menschen haben nach dem 
Auffliegen der Zusammenarbeit des Ver­
fassungsschutzes mit den NSU­Mörder_
innen schon damals gewarnt: dieser Ge­
heimdienst wird aus dieser Krise verstärkt 
hervor gehen. Riefen damals auch die 
bürgerlichen Kritiker_innen nach Kon­
trolle, forderten gar die Auflösung der 
kriminellen Organisation, ist das heute 
alles Schnee von gestern. Waren noch 
2012 – im Jahr der Selbstenttarnung des 
NSU – 2.750 Menschen beim BfV be­
schäftigt, sind es heute weit über 4.000, 
dazu kommen noch die Mitarbeiter*innen 
der „Landesämter“, die „Vertrauensleu­
te“ in allen gesellschaftlichen Bereichen 
und nicht zu vergessen, die „inoffiziellen 
Mitarbeiter_innen“ in Wissenschaft und 
Medien. Die Pessimist_innen haben recht 
behalten. Wir werden uns weiterhin mit 
diesem Verein zu beschäftigen haben. 

Ein Geheimdienst zum 
Schutze der Demokratie?
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Wenn ein Geheimdienst versucht sich 

als hippe Organisation darzu-

stellen, die auf dem neuesten 

Stand der Forschung und ein 

normaler Gesprächspartner ist, 

sollten Fragen aufkommen. 

Welcher Zweck wird vom Bun-

desamt für Verfassungsschutz 

(BfV) und den VS-Ämtern ein-

zelner Bundesländer verfolgt? 

Wie kommt diese staatliche 

Charme-Offensive bei wissen-

schaftlichen und bildungspoliti-

schen Akteur*innen an? 

Wissenschaft schafft 
Wissen, aber wessen?

D
ie Relevanz wissenschaft­
licher Forschung hat auch 
der VS schon lange für 
sich entdeckt. Wissen­

schaft legitimiert, hat einen neu­
tralen Ruf und kann eine inst­
rumentelle Form annehmen. Um 
diese Vorzüge zu genießen, arbei­
tete der VS Jahrzehnte lang mit so­
genannten Extremismusforschern 
wie Eckhard Jesse oder Uwe Backes zu­
sammen, die wegen ihrer Schriften be­
reits in den 1990ern und Anfang der 
Nuller Jahre zur Neuen Rechten gezählt 
wurden1. Die wissenschaftliche Fassade 
der staatlichen Anti­Antifa Arbeit hat ihre 
Kritik überlebt. Scheinbar so erfolgreich, 
dass das BfV den nächsten Schritt wagt: 
Die Gründung eines eigenen Forschungs­
zentrums, das Zentrum für Analyse und 

1 Z.B. im immer noch lesenswerten Artikel „Im 
Schatten von Regierung und Vergangenheit“ (Anti­
faschistisches Infoblatt, 2/2000).

Forschung2. Öffentlichen Einspruch er­
hob das Institut für Protest­ und Be­
wegungsforschung – ein Netzwerk von 

Sozialwissenschaftler*innen – mit einem 
offenen Brief. Die Nachvollziehbarkeit so­
wie die öffentliche Verfügbarkeit erhobe­
ner Daten unter Wahrung der Persönlich­
keitsrechte sind wissenschaftsethische 
Standards, die der VS durch seine Ar­
beitsweise nicht einhalten kann. Koope­
rierende Wissenschaftler*innen laufen 
zudem Gefahr, als Zulieferer*innen für 
behördlich vorgegebene Ziele eingesetzt 
zu werden. Denn laut eigener Angabe des 

2 Siehe dazu auch den Artikel „Im Dienst der inne­
ren Sicherheit“ auf Seite 24 in diesem Heft.

ZAF ist das Ziel „die Analysekompeten­
zen des Verfassungsschutzes zu stärken“ 
(ZAF). In welche Bereiche Geld investiert 

wird, welche Ergebnisse zurückge­
halten werden oder mit externen 
Kooperationspartner*innen geteilt 
werden, darüber haben kooperie­
rende Wissenschaftler*innen kei­
nen Einfluss. Dass es berechtig­
terweise zu einer Verzerrung von 
Ergebnissen kommt, wenn der VS 
im Forscher­Gewand seine Fragen 
stellt, kommt ebenfalls dazu. Mitt­
lerweile ist das Zentrum gegrün­
det worden und hat seine erste 
Konferenz abgehalten. Dass „der 
Fokus […] zunächst auf den Be­
reichen Rechtsextremismus und 
Islamismus liegen“ wird (Druck­
sache 19/31492) sollte nicht da­
rüber hinweg täuschen, dass der 
VS bei jeder Gelegenheit gegen 
Linke vorgeht. Geld erhält das ZAF 
aus den Haushaltsmitteln des VS 
sowie den Mitteln des „Nationalen 
Präventionsprogramms gegen isla­
mistischen Extremismus“ – allein 
durch letzteres 490.000 Euro. 

Der Deckmantel der Wissen­
schaft ist jedoch nicht nur in 
Hinblick auf die Legitimierung 
des undemokratischen Geheim­
dienstes gefährlich. Wo der VS im 
Spiel ist, geht es ganz klar um 

das Bespitzeln und Ausforschen linker 
Strukturen. So auch in Göttingen, wo 
„Forscher*innen“ des Göttinger Instituts 
für Demokratieforschung (IfD), das an die 
Georg­August­Universität angegliedert 
ist, als verdeckte Teilnehmer*innen bei 
linken Veranstaltungen auftraten. Am IfD 
sind mit der „Forschungs­ und Dokumen­
tationsstelle zur Analyse politischer und 
religiöser Extremismen in Niedersachsen 
(FoDEx)“ und der 2017 eingerichteten 
„Bundesfachstelle Linke Militanz“ gleich 
zwei Projekte angesiedelt, die mit ihrem 

Planspiel, Memes & Comics
Versuch der Einflussnahme des VS auf Wissenschaft und 
politische Bildung

Was beim IfD in Göttingen gilt ist ebenso fürs ZAF gültig

(CC by no idf)
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Vorhaben, linke Strukturen zu erforschen, 
dem VS aktiv Informationen zuspielen. 

Verfassungsschutz macht Schule

Eine Gemeinsamkeit der genannten VS 
nahen oder VS­Projekte ist das Vorha­
ben, auf junge Menschen Einfluss zu 
nehmen. Verklausuliert wird hier von 
„Politischer Bildungsarbeit“ gesprochen. 
Manch einer*einem werden vermutlich 
die Andi­Comics ein Begriff sein, mit 
denen der VS seine Extremismus­Theorie 
unter Schüler*innen verbreiten wollte. 
Doch der VS wollte mehr als schlecht 
gezeichnete Comics. Er entwarf ein Plan­
spiel mit dem Namen „Demokratie und 
Extremismus“ in dem Schüler*innen 
die Rolle unbescholtener Bürger*innen 
einnehmen müssen, die damit konfron­
tiert werden, dass Rechte und Islamisten 
Gedenkmärsche durchführen wollen und 
Antifaschist*innen das zu verhindern su­
chen. Dass es wohl nicht das gewünschte 
Outcome ist, sich letzteren anzuschlie­
ßen und die Faschos und Islamisten aus 
der Stadt zu jagen, darf vermutet werden. 
2019 wurde eine Plakatserie zur „Linksex­
tremismusprävention“ von einem Verein 
veröffentlicht, die vom Landesprogramm 
„Hessen – aktiv für Demokratie und gegen 
Extremismus“ gefördert wurde. Als päd­
agogische Beratung lassen sich sowohl 
ein Mitarbeiter des Hessischen Informa­
tions­ und Kompetenzzentrums gegen Ex­
tremismus (das nach Eigendarstellung 
eng mit dem VS zusammenarbeitet) als 
auch eine Mitarbeiterin des hessischen 
Landesamts für Verfassungsschutz, Iris 
Pilling3, finden. In einem Gutachten der 
GEW werden die Plakate als „didaktisier­
ter Verfassungsschutzbericht“ beschrie­
ben und gefordert, das Material aus den 
Schulen zu entfernen. Der Versuch junge 
Menschen zu erreichen führte letztes Jahr 
schließlich soweit, dass der LfV Nieder­
Sachsen sich einen Instagram­Account 
zulegte, dessen Inhalte an eine gelang­
weilte Schüler*innen­AG erinnern lassen. 
Dennoch müssen auch solche Entwick­
lungen ernst genommen werden, denn 
hier ist weniger der platte Inhalt bemer­
kenswert, sondern die Art, wie der VS 
hier von Schüler*innen wahrgenommen 
werden kann. Memes und vermeintliche 

3 Iris Pillings Bezug zum NSU beschreibt Julika Bür­
gin in diesem Heft.

Selbstironie sollen hier Nahbarkeit ver­
mitteln, als wäre der VS ein x­beliebiger 
Verein. 

Antidemokratie leben

Über die mehr oder weniger direkten Ver­
suche des VS hinaus, Einfluss auf die po­
litische Bildungsarbeit zu nehmen, sind 
etablierte (Bildungs­)Träger interessant, 

die den Job für den VS bereitwillig über­
nehmen. Das Wort „Förderlogik“ spukt 
bei den meisten außerschulischen Bil­
dungsträgern herum, denn die Arbeit ist 
hier zumeist prekär, befristete Anstel­
lungen Normalität. Die meiste Sicher­
heit, weil das meiste Geld, läuft über 
staatliche Förderprogramme wie bei­
spielsweise „Demokratie Leben“. Schaut 
man bei diesem Programm ins „Themen­
feld ‚Linker Extremismus‘“, findet man 
gleich fünf Projekte. Sei es nun, „sozial 
ausgegrenzten junge(n) Menschen, die 
sich im linken Spektrum verorten“ zu be­

lehren, dass illegalisierte Aktionsformen 
schlimm sind (im Jahr 2020: 198.000 
Euro Fördersumme, 2021: 197.996 Euro 
und 2022: 115.394), oder das Konzi­
pieren und Durchführen von Argumen­
tationstrainings gegen links durch die 
Gedenkstätte Hohenschönhausen (die 
Fördersummen sind hier vergleichbar 
hoch). Die sogenannte Förderlogik be­
trifft auch solche Organisationen, die 
eigentlich Bildung gegen Neonazis und 
diskriminierende Einstellungen machen. 
So hat die Bildungsstätte Anne Frank aus 
Frankfurt a.M. 2019 den Sammelband 
„Extrem Unbrauchbar“ gegen den Extre­
mismusbegriff in Stellung gebracht, doch 
bereits ein Jahr später für Fördergelder 
für ein Projekt der „Extremismuspräven­
tion“ mit dem Extremismusbegriff um 
sich geschmissen. In der Amadeu Antonio 
Stiftung (AAS) sitzt sogar der Thüringer 
VS­Präsident im Stiftungsbeirat. Das ist 
unter anderem deshalb nennenswert, weil 
sich die AAS noch vor zehn Jahren vehe­
ment gegen die Einführung der sogenann­
ten Extremismusklausel ausgesprochen 
hat. 

Abschaffen statt Einsteigen

Aus linker Perspektive ist hier einiges 
falsch gelaufen. Statt Konsequenzen aus 
dem NSU­Skandal zu ziehen und den 
VS aufzulösen, übernehmen manche Bil­
dungsträger dessen Sprache und agieren 
in dessen Sinn. Trotzdem ist auch einiges 
gut gelaufen: Die Extremismusklausel der 
CDU wurde in ihrer zugespitzten Form 
zurückgenommen (bis heute existiert 
ein sogenannter Zuwendungsbescheid 
für staatliche Förderprogramme, der in 
seiner Bedeutung aber nicht mit der Ex­
tremismusklausel vergleichbar ist). Als 
Reaktion auf die VS­Comics entwarfen 
Genoss*innen verschiedene Gegenent­
würfe: Mandi – Comic gegen den Extre­
mismusbegriff, Andi und der Verbund 
der Vertriebenen, Andi bei der Polizei 
sowie ein Andi­Comic gegen den Wiener 
Korporationsring. Auch weitere Versuche 
des VS in der politischen Bildung Fuß 
zu fassen wurden nicht unbeantwortet 
gelassen. Trotzdem braucht es mehr In­
terventionen im Bereich der politischen 
Bildung und eine klare Distanz zum VS 
und VS­nahen Strukturen.  

• Für eine ausführliche Beschäfti­
gung kann das Buch „Extremismusprä­
vention als polizeiliche Ordnung“ von
Julika Bürgin (siehe auch den Auszug 
in dieser Ausgabe) und „Schulverweis 
für Andi!“ vom Arbeitskreis Extremis­
musbegriff empfohlen werden.

Die genannten Comics der 
Genoss*innen findet ihr im Internet, 
hier der Link zum Mandi­Comic: 
http://mandi.blogsport.de. 
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„Den Nährboden entziehen“
Durch ihre Nennung im Verfassungsschutzbericht entsteht 
der marxistischen Tageszeitung junge Welt ökonomischer 
Schaden. Das ist erklärte Absicht des Staates
Nick Brauns

Alljährlich wird die Tageszeitung jun-

ge Welt im Verfassungsschutzbericht 

des Bundes als das „bedeutendste 

und auflagenstärkste Printmedium im 

Linksextremismus“ aufgeführt. Auch 

der Verlag 8. Mai GmbH, in dem 

die Zeitung erscheint, sowie die von 

Leserinnen und Lesern der Zeitung 

getragene Genossenschaft LPG als 

Haupteigentümerin des Verlages wer-

den im Geheimdienstbericht zu einer 

vermeintlich „extremistischen Grup-

pierung“ mit „verfassungsfeindlichen 

Zielen“ erklärt. 

D
urch die Nennung im Verfas­
sungsschutzbericht entstehen 
der Zeitung „erhebliche Nach­
teile im Wettbewerb“, wie diese 

in einem offenen Brief an die Bundes­
tagsfraktionen im Frühjahr 2021 beklagt 
hatte. Schließlich handelt es sich bei der 
Zeitung nicht nur um ein journalistisches 
Produkt, vielmehr sind Genossenschaft 
und Verlag auch wirtschaftliche Unter­
nehmen, die den normalen Marktgeset­
zen unterworfen sind, betont die junge 
Welt. So verweigern die Deutsche Bahn, 
verschiedene Städte und Radiosender der 
Zeitung unter Verweis auf die Verfas­
sungsschutzbeobachtung das Anmieten 
von Werbetafeln oder die Ausstrahlung 
bezahlter Werbespots. Öffentliche Biblio­
theken sperren auf ihren Computern den 
Zugang zur Website der jungen Welt. In 
einigen Gefängnissen steht die Zeitung 
auf dem Index und wird nicht an inhaf­
tierte Abonnenten ausgeliefert. Zudem 
werden Gesprächspartner oder Autorin­
nen dadurch abgeschreckt, dass die Nen­
nung ihres Namens in der Zeitung als ge­
richtsverwertbarer belastender Umstand 

gewertet werden kann. Es gab schon Fäl­
le, in denen Autoren oder Interviewpart­
nerinnen nachträglich die Löschung ihrer 
Beiträge oder Interviews erbaten, da sie 
berufliche Nachteile befürchteten. Eine 
Druckerei weigerte sich sogar, eine an­
dere Druckschrift herzustellen, da darin 
eine Anzeige der jungen Welt geschaltet 
war.

Der ökonomische Schaden, der so für 
die Zeitung entsteht, ist erklärte Absicht 
von Seiten des Inlandsgeheimdiens­
tes. Ziel der Nennung der Zeitung im jähr­
lichen Verfassungsschutzbericht sei es, 
Relevanz und „Wirkmächtigkeit“ der jun­
gen Welt einzuschränken. Eine Nennung 
im Verfassungsschutzbericht diene auch 
dem Zweck, „verfassungsfeindlichen Be­
strebungen (…) den Nährboden entzie­
hen zu können“. Das gestand die Bun­
desregierung auf eine Kleine Anfrage der 
Linken­Abgeordneten Ulla Jelpke im Mai 
2021 freimütig ein. 

Die Bundesregierung rechtfertigte in 
ihrer Antwort an die Linksfraktion die 
Überwachung der jungen Welt damit, 
dass es sich um eine „eindeutig kom­
munistisch ausgerichtete Tageszeitung“ 
handele. „Themenauswahl und Intensität 
der Berichterstattung zielen auf Darstel­
lung ‚linker‘ und linksextremer Politik­

vorstellungen und orientieren sich am 
Selbstverständnis der jungen Welt als 
marxistische Tageszeitung“. Dabei be­
ziehe sich die junge Welt positiv auf 
Marx, Engels, Lenin, Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht. Durch die Behaup­
tung, die „Aufteilung einer Gesellschaft 
nach dem Merkmal der produktionsorien­
tierten Klassenzugehörigkeit“ widerspre­

che „der Garantie der Menschenwürde“, 
wird schon die von Marxisten geteilte 
Erkenntnis, wonach die kapitalistische 
Gesellschaft in Klassen geteilt ist, als 
verfassungsfeindlich eingestuft. Die Bun­
desregierung beklagt weiter, dass „ei­
ne fundamentale Kapitalismuskritik“ 
ein „Schwerpunktthema“ der Zeitung 
sei, während „sozialistische Staatsord­
nungen, beispielsweise von Kuba, ver­
herrlichend dargestellt und als politisch 
und moralisch überlegen“ beschrieben 
würden. Schließlich wird als Beleg für 
die vermeintliche „extremistische Bestre­
bung“ der jungen Welt angeführt, dass 
darin ausländische „Terrororganisatio­
nen“ zu „Befreiungsbewegungen“ um­
gedeutet würden. „Die Zeitung verbreitet 
ihre eigene subjektive Wahrheit und will 
insofern ‚Gegenöffentlichkeit‘ schaffen“, 
führt die Bundesregierung weiter zur Be­
lastung der jungen Welt an. Als mar­
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xistisch orientierte Tageszeitung sei es 
Absicht der junge Welt „nicht nur zu in­
formieren, sondern eine ‚Denkweise‘ he­
rauszubilden, um bei den Bevölkerungs­
gruppen, die sie als Unterdrückte oder 
Ausgebeutete identifizieren, Verständnis 
und die Bereitschaft zum Widerstand her­
vorzurufen.“

Gegen ihre Nennung im Verfassungs­
schutzbericht hat die junge Welt geklagt. 
Sie beruft sich dabei auf ein grundlegen­
des Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
aus dem Jahr 2005. Bezüglich der extrem 
rechten Wochenzeitung Junge Freiheit 
hatte das höchste deutsche Gericht in 
Karlsruhe damals entschieden, dass ei­
ne Nennung im Verfassungsschutzbericht 
eine unzulässige Einschränkung der Pres­
sefreiheit sei. Denn durch den Verfas­
sungsschutzbericht würde die Zeitung in 
ihren Wirkungsmöglichkeiten nachteilig 
beeinflusst, was einem „Eingriff in das 
Kommunikationsgrundrecht“ gleichkom­
me. 

Bis es zu einem rechtskräftigen Ur­
teil bezüglich der Klage der jungen 
Welt kommt, können allerdings noch 
Jahre vergehen. Daher wurde vorsorglich 
auch der Erlass einer einstweiligen Verfü­
gung beantragt, dass bis dahin Berichte 
des Geheimdienstes nur noch ohne die 
Nennung von Zeitung und Verlag heraus­
gegeben werden dürfen. Dieser Eilantrag 
wurde am 18. März vom Verwaltungs­
gericht Berlin zurückgewiesen. Zwar sei 
ein Rechtsschutzbedürfnis für Zeitung 
und Verlag anzunehmen, weil die Veröf­
fentlichung im Verfassungsschutzbericht 
eine abträgliche Wirkung haben könnte, 
heißt es im Beschluss des Gerichts. Aber 
dies sei hinnehmbar. Denn gegen eine 
Eilbedürftigkeit spreche, dass die junge 
Welt über Jahre hinweg der Nennung 
nicht entgegengetreten sei. Zwar wird 
eingeräumt, dass durch die dortige Nen­
nung das Recht auf Pressefreiheit verletzt 
werde, nach vorläufiger Prüfung durch 
das Verwaltungsgericht sei dies aber ge­
rechtfertigt, weil die von der Gegenseite 
genannten Anhaltspunkte „hinreichend 
gewichtig“ seien. So wird darauf verwie­
sen, dass einzelne Autoren dem „links­
extremistischen Spektrum“ zuzuordnen 
seien. Zudem biete die junge Welt Dritten 
eine Plattform, um Gewaltanwendung zu 
rechtfertigen, dabei wird auf Interviews 
und Beiträge von Mitgliedern aus Gue­
rillaorganisationen verwiesen. Schließ­
lich strebe die Zeitung eine Diktatur des 

Proletariats mit Einparteiensystem ohne 
Gewaltenteilung und Opposition an. Das 
will das Gericht aus der Berichterstattung 
der junge Welt über Kuba, Venezuela und 
Geschichtsartikel über die DDR herausge­
lesen haben. Dazu komme, dass die junge 
Welt „von einem bestehenden Klassen­
kampf ausgehe“ und erklärt habe, dass 
„bestehende Verhältnisse veränderbar“ 
seien. Dass die Zeitung neben „Teilha­
be an der öffentlichen Meinungsbildung“ 
auch auf politscher Ebene Reichweite 
schaffen und vernetzen wolle – etwa 
durch die alljährlichen Rosa­Luxemburg­
Konferenzen, seien Hinweise darauf, dass 
die junge Welt mehr sei als eine linke 
Tageszeitung. Zwar gebe es Meinungs­
freiheit. Doch sei es dem Staat nicht 
verwehrt, „aus Meinungsäußerungen 
Schlüsse zu ziehen“, legitimiert das Ver­
waltungsgericht die Nennung der Zeitung 
im Verfassungsschutzbericht. Anstatt der 
sonst üblichen 5000 Euro Verfahrenswert 
setzte die Kammer diesen mit außer­
gewöhnlich hohen 75.000 Euro an, was 
die Kosten für die Klägerin massiv in die 
Höhe treibt. Anfang April teilte der jun­
ge­Welt­Geschäftsführer Dietmar Ko­
schmieder mit, gegen den Beschluss des 
Gerichts keine Beschwerde einzulegen, 
um sich stattdessen auf das Hauptsache­
verfahren zu konzentrieren. Der Verlag 
wolle „keine weitere oberflächliche Eil­
entscheidung – etwa des übergeordneten 
Gerichts –, sondern eine gründliche Ar­
gumentation im Hauptsacheverfahren“. 
Damit müssen sich Verlag und Redaktion 
der Zeitung auf einen langwierigen und 
teuren Prozess einrichten. Dafür ist die 
Zeitung auf Unterstützung und Spenden 
ihrer Leserinnen und Leser sowie aller, 
denen die Pressefreiheit am Herzen liegt, 
angewiesen.

Der wichtigste „Nährboden“, auf dem 
die junge Welt als marxistische Tages­
zeitung Leserinnen und Leser gewinnt 
und ihre Nützlichkeit beweist, ist dabei 
der Kapitalismus mit all seinen Verwüs­
tungen, mit Ausbeutung, Umweltzerstö­
rung und Kriegen. Und diesen Nährboden 
kann der zum Schutze eben dieser kapita­
listischen Ordnung agierende Inlandsge­
heimdienst niemals austrocknen.  

• Der Autor ist Redakteur für Innenpoli­
tik bei der jungen Welt
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Martina Renner

Der Beschluss des DGB-Jugendaus-

schusses im April 2013 fiel mit großer 

Mehrheit und fand deutliche Worte: 

„Die DGB-Jugend spricht sich ein-

deutig gegen jedes Engagement des 

Geheimdienstes in der Bildungsarbeit 

aus. Denn die Aufgaben des Verfas-

sungsschutzes sind gesetzlich klar ge-

regelt: Er sammelt und wertet Informa-

tionen aus, zur Bildungsarbeit hat er 

aber keinerlei Legitimation“. Auch der 

Landesjugendring Thüringen lehnte, 

„jegliche Aktivitäten des Verfassungs-

schutzes im Bereich der politischen 

Bildungsarbeit ab“ und erklärte, „der 

Verfassungsschutz ist weder als ei-

genständiger Bildungsakteur noch als 

zivilgesellschaftlicher ‚Partner‘ zu ver-

stehen“. Bereits zwei Jahre vorher hat-

ten zahlreiche Personen und Initiativen 

bundesweit den Aufruf „Bildungsarbeit 

ohne Geheimdienst!“ unterzeichnet. Es 

war die Zeit, als der VS massiv versuch-

te, mit seinem „Extremismus-Modell“ 

in die politische Bildungsarbeit zu 

drängen und damit eigenständiger 

Akteur in der politischen Meinungs-

bildung zu werden. Besonders leichtes 

Spiel hatte er in Niedersachsen, wo 

die Landesregierung schon 2004 die 

Landeszentrale für politische Bildung 

kurzerhand aufgelöst hatte. Dort waren 

„Demokratielotsen“ des Verfassungs-

schutzes unterwegs, die nebenbei 

„auch die Lehrerfortbildung“ in diesem 

Bereich organisieren sollten. 

D
och auch knapp zehn Jahre spä­
ter versucht der Inlandsgeheim­
dienst, seine Position als Mei­
nungsmacher weiter auszubauen 

und zu festigen. Dies geschieht nicht nur 
durch eine unkritische Rezeption und 
Wiedergabe seiner Jahresberichte auf 
Bundes­ und Länderebene. Auch nach 
dem Totalversagen im Zusammenhang 
mit dem NSU werden allzu oft die vom 
Verfassungsschutz präsentierten Zah­
len und Entwicklungen unhinterfragt als 
Quelle und Grundlage begriffen und ge­
nutzt. Damit wächst in der Öffentlichkeit 
die Deutungs­ und Meinungshoheit des 
Dienstes weiter. In dieser Position hat der 
Verfassungsschutz bereits in der Vergan­
genheit Gefahren von rechts verschleiert, 
indem er die neue Kategorie „Reichs­
bürger und Selbstverwalter“ einführte 
statt sie in seine vorhandene Kategorie 
„Rechtsextremismus“ einzusortieren. 
Dass für ihre Beobachtung 2016 erst ein 
Polizist durch die Waffe eines Reichs­
bürgers sein Leben lassen musste, ist ein 
trauriges Detail am Rande. 

Nun also, als Reaktion auf die 
in der Corona­Pandemie aufkommenden 
Proteste und Demonstrationen, erneut 
eine neue Kategorie: der im Frühjahr 
2021 eingeführte Phänomenbereich der 
„verfassungsschutzrelevanten Delegiti­
mierung des Staates“ mit seinem bun­
desweiten Sammelbeobachtungsobjekt 
„Demokratiefeindliche und/oder sicher­
heitsgefährdende Delegitimierung des 
Staates“. Laut eigenen Angaben war es 
dem Verfassungsschutz bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht möglich, in den Netz­
werken der „Querdenken“­Bewegung 
die „maßgeblichen Personenzusammen­
schlüsse oder Einzelpersonen (…) einem 
bestehenden Beobachtungsobjekt noch 
zu einem der Phänomenbereiche ohne 
Einschränkungen“ zuzuordnen. Es stellt 
sich die Frage, was genau diese Delegiti­
mierung ist und was sie von den existie­
renden Phänomenbereichen unterschei­
det. Denn antifaschistische Recherchen 
und investigativer Journalismus haben 
schon seit Aufkommen dieser Bewegung 
ihre extrem rechten, verschwörungsideo­
logischen und antisemitischen Merkmale 
herausgearbeitet. 

Doch der Verfassungsschutz ist mit 
seinem Extremismus­Hufeisenmodell 
nicht in der Lage, auf neue Entwicklun­
gen und die Entgrenzung der extremen 
Rechten angemessen zu reagieren. Statt­
dessen muss eine neue Schublade her, 
um nach dem Ausschlussprinzip am En­
de alles, was nicht passt, dort einzusor­
tieren. Die antisemitischen und extrem 
rechten Elemente bleiben gänzlich außer 
Betracht. Was braucht es im behördli­
chen Denken eigentlich noch, um die 
extreme Rechte als solche zu erkennen? 
Klischeehafte Neonazi­Skindheads aus 
den 1990er Jahren, die mit Hakenkreuz­
fahnen posieren? 

Die real wachsende Gefahr von rechts 
bildet die Schaffung neuer Kategorien 
jedenfalls nicht ab. Im Gegenteil: sie 

Der letzte Beleg
Der Inlandsgeheimdienst ist überflüssig
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wird dadurch entpolitisiert und verharm­
lost. Auch die offizielle Zahl von extrem 
Rechten kann dadurch möglichst niedrig 
gehalten werden, um im Zweifelsfall den 
vermeintlichen Linksextremismus als Ge­
fahr aufzubauschen.

Die beim Verfassungsschutz begon­
nene Entpolitisierung hinterlässt ihre 
Spuren auch in den Zahlen zur Politisch 
motivierten Kriminalität (PMK). So wird 
ein Großteil der Straftaten der PMK als 
„nicht zuzuordnen“ deklariert, darunter 
mehr als zwei Drittel der Gewalttaten ge­
gen Amts­ und Mandatsträger. 

Die polizeiliche Erfassung politisch 
rechts motivierter Gewaltkriminalität wie 
auch die richtige Einordnung Rechter 
und extrem rechter Phänomene und Mo­
bilisierungen droht also einmal wieder 
an den ideologischen Konstrukten und 
einer von der Extremismus­Theorie ge­
tragenen Strategie des Verfassungsschut­
zes zu scheitern. Nicht nur wurden die 
Demonstrationen von Querdenker*innen 
und Coronaleugner*innen von bekannten 
Personen der neonazistischen Szene or­
ganisiert und durchgeführt, sondern die 
Demonstrierenden eint ihr Antisemitis­
mus, Sozialdarwinismus, eine extreme 
Pressefeindlichkeit und ihre Ablehnung 
demokratischer Entscheidungen. 

Sie stellen ihren aggressiven Egois­
mus über den Gesundheitsschutz und 
die Rücksichtnahme aus der übergroßen 
Mehrheit der Gesellschaft. Sie sind in der 
Praxis Sozialchauvinist*innen, die den 
Tod von Alten und Kranken billigend in 
Kauf nehmen und greifen auf bekann­
te antisemitische Verschwörungsmuster 
zurück. Das sind klar erkennbar rechte 
Positionen und deshalb sollten Versamm­
lungslagen wie Straftaten auch entspre­
chend eingeordnet werden. Auch damit 
aus polizeilicher Sicht deutlich wird, mit 
wem sich die Teilnehmer*innen an deren 
Protesten gemein machen. 

Wie sehr Aktionen und Propaganda 
der Pandemieleuger*innen beispielswei­
se den alltäglichen Antisemitismus ver­
stärken und multiplizieren und so eine 
ernstzunehmende Gefahr für Jüdinnen 
und Juden darstellen, zeigen die in den 
vergangenen zwei Jahren 609 registrier­
ten antisemitischen Straftaten im Zusam­
menhang mit der Corona­Pandemie. Und 
wie höchst gefährlich und sicherheitsre­
levant die Unfähigkeit oder der Unwillen 
der Behörden ist, die Querdenken­ und 
Coronaleugner*innen­Bewegung und mit 
ihr zusammenhängende Gewalttaten ei­

nem bestimmten Phänomenbereich zuzu­
ordnen, zeigt letztlich auch der grausame 
Mord an dem Studenten Alexander W. im 
September 2021 in einer Tankstelle in 
Idar­Oberstein. Auch die neue Bundesre­
gierung verschleiert die tödliche Gefahr, 
die von radikalisierten Gegner*innen der 
Schutzmaßnahmen gegen die Pandemie 
ausgeht und stuft den rechten Mord, mit 
dem der Täter „ein Zeichen setzen“ woll­
te gegen die Coronapolitik und dessen 
rechte Haltung und Hang zu antisemiti­
schen Verschwörungstheorien mehr als 
deutlich war, weiterhin als „Politisch mo­
tivierte Kriminalität (PMK) – nicht zuzu­
ordnen“ ein.

Es ist also allzu offensichtlich: das 
„Extremismus­Konzept“ der Verfassungs­
schutzbehörden gehört auf den Müll­
haufen der Geschichte. Der Dienst ist 
gar nicht in der Lage, demokratie­ und 
menschenrechtsfeindliche Positionen 
erkennen und analysieren zu können. 
Während also die durch jahrelange Auf­
klärungsarbeit hervorgebrachten und weit 
bekannten strukturellen Probleme des In­
landsgeheimdienstes (beispielsweise das 
V­Personen­System) weiter fortbestehen 
und der Dienst rechtlich und finanziell 
dennoch gestärkt daraus hervorging, ist 
die Unfähigkeit, die überdeutlichen anti­
semitischen und extrem rechten Bezüge 
innerhalb der sogenannten Querdenker­
bewegung zu erkennen, wohl nur ein letz­
ter Beleg für die Überflüssigkeit dieser 
Institution.  

• Martina Renner ist innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion Die Linke im 
Bundestag

Markus Mohr / Hartmut Rübner

Gegnerbestimmung
Sozialwissenschaft im Dienst der

»inneren Sicherheit«

Der Verfassungsschutz drängt seit 
Jahren verstärkt in den öffentlichen 
Raum. In der Publizistik und Einrichtun-
gen der politischen Bildung, aber auch 
in den universitären Sozialwissenschaf-
ten, finden sich immer mehr Mitarbei-
terInnen des Nachrichtendienstes. Ihre 
Tätigkeit soll dem »Extremismusansatz« 
allgemeine Akzeptanz verschaffen.

Das Extremismuskonstrukt ist aller-
dings nichts anderes als die grundlegende 
Legitimation der Verfassungsschutzbe-
hörden. Wenn nun der geheimdienstlich 
beförderte »Extremismus«-Diskurs in 
der sozialwissenschaftlichen Forschung 
akzeptiert und vertreten wird, kann mit 
Fug und Recht von einer »Sozialwissen-
schaft im Dienst der inneren Sicher-
heit« gesprochen werden.

Broschur, 288 Seiten
16.80 Euro, UNRAST-Verlag
April 2010, ISBN: 978-3-89771-499-1
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Markus Mohr

Die Institution Verfassungsschutz 

(BfV) genießt keinen guten Ruf. Und 

das zu Recht. Doch auch die Selbst-

enttarnung des von wenigstens 40 

bezahlten VS-Spitzeln umstellten 

NSU im November 2011 besorgte nur 

ein weiteres Wachsen und Gedeihen 

dieser Behörde. Allein im BfV kam es 

mit drei Ausnahmen zu einer Beför-

derungswelle aller anderen Beschäf-

tigten in der Abteilung II Rechtsextre-

mismus. Völlig unbeschadet von der 

Causa NSU stieg der Etat der Behörde

genauso wie der Personalbestand ein-

fach weiter an, als wäre nichts gesche-

hen. Richtig hier die beunruhigende 

Einsicht: In den eskalierenden Krisen 

des entfesselten Kapitalismus sind es 

definitiv die Sicherheitsbehörden, die 

im Grunde niemals scheitern können.

V
on Zeit zu Zeit zirkulieren in der 
politischen Öffentlichkeit Ideen, 
die in Verruf geratene Institution 
Verfassungsschutz mit dem Ziel 

zu reformieren, mal wieder „verloren ge­
gangenes Vertrauen“ zu generieren. So 
wird es beispielsweise direkt von den Grü­
nen Bundestagsabgeordneten Irene Miha­
lic und Konstantin von Notz formuliert. 
Kurz nach der Personalrochade des von 
2012­2018 amtierenden BfV­Präsidenten 
Hans­Georg Maaßen zu dem neuen Präsi­
denten Thomas Haldenwang forderten sie 
im Januar 2019 für das BfV „eine struktu­
relle Reform, eine klare Zäsur und einen 
echten Neustart.“ Darunter verstanden 
sie unter anderem „die Aufspaltung des 
Verfassungsschutzes in ein strukturell 

neues „Bundesamt zur Gefahrenerken­
nung und Spionageabwehr“, und in ein, 
wie sie formulieren, „unabhängiges In­
stitut zum Schutz der Verfassung, das 
durch die wissenschaftlich fundierte Aus­
wertung öffentlich zugänglicher Quellen 
eine zeitnahe Analyse (von) (…) demokra­
tie­ und menschenfeindlichen Bestrebun­
gen“ besorgt.1

1 Irene Mihalic, Konstantin von Notz, Zum Bundes­
amt für Verfassungsschutz/Treffen Seehofer und 
Haldenwang, Statement vom 21.1.2019, URL: htt­
ps://www.gruene­bundestag.de/presse/pressestate­
ments/irene­mihalic­und­konstantin­von­notz­zum­

Auch damit kommt die Sozialwissen­
schaft in das Spiel der inneren Sicher­
heit. Immer wieder wird sie von den Be­
hörden der inneren Sicherheit in Dienst 
genommen, und hört damit auf eine freie 
zu sein. Über das Verhältnis vom Verfas­
sungsschutz zur Sozialwissenschaft in der 
Geschichte kann in Teilen in dem Buch 
Gegnerbestimmung nachgelesen wer­
den.2 Und dass diese Geschichte nicht 
abgeschlossen ist, zeigt eine Mitte Sep­
tember 2021 in Berlin durchgeführte „In­
terdisziplinäre Wissenschaftskonferenz“. 
Dabei handelt es sich um ein bislang un­
bekanntes Zentrum für Analyse und For­
schung (ZAF), das beim BfV angesiedelt 
ist (siehe dazu auch den Artikel „Plan­
spiel, Memes & Comics“ auf Seite 18 in 
diesem Heft). Es handelt sich hier natür­
lich gerade nicht um ein „unabhängiges 
Institut zum Schutz der Verfassung“, es 
nähert sich von der Konfiguration aller­
dings den Einfällen der Grünen Mihalic 
und von Notz an. Das Zentrum kündigte 
eine „phänomenübergreifende, interdis­
ziplinär arbeitende Forschungsstelle“ an 
mit dem Ziel, mit der Wissenschaft zu ko­
operieren. Der Tagungsankündigung war 
weiter zu entnehmen, dass „der phäno­
menologische Schwerpunkt der Konferenz 
(…) in den Bereichen Rechtsextremismus 
und Islamismus sowie auf komparativen 
Betrachtungen“ liegen solle, „aber“ – 
man ahnt es bereits – „nicht darauf be­
grenzt“ sei.3

Zunächst einmal ist es eine Binse, 
dass ein Geheimdienst, der etwas auf 

bundesamt­fuer­verfassungsschutz­/­treffen­seeho­
fer­und­haldenwang

2 Markus Mohr, Hartmut Rübner, Gegnerbestim­
mung / Sozialwissenschaft im Dienst der inneren 
Sicherheit, Münster 2010, Preis: 16,80 Euro, 288 
Seiten, ISBN 978­3­89771­499­1, URL: https://
www.unrast­verlag.de/gesamtprogramm/allgemei­
nes­programm/politik­gesellschaft/gegnerbestim­
mung­320­detail

3 Deutsche Gesellschaft für Soziologie (DGS), Extre­
mismus und Sozialisation, (Meldung vom 
21.5.2021) URL: https://soziologie.de/aktuell/
news/extremismus­und­sozialisation

Trennungsgebot, 
Theorie und Praxis

Durch das Trennungsgebot ist eine 
„organisatorische und befugnisrecht­
liche Trennung von Verfassungsschutz 
und Polizei vorgegeben“ – das weiß 
auch das bayerische Innenministerium 
ausweislich seiner Antwort auf eine 
Anfrage im Landtag. Freilich ist die 
Arbeit der beiden Repressionsappara­
te in der Praxis so übereinstimmend, 
dass das Personal offensichtlich pro­
blemlos hin­ und herwechseln kann. 
So sind laut Antwort des Ministeriums 
im Zeitraum 2015 bis 2021 „rund 
30 Personen“ vor ihrer Dienstzeit bei 
der Landespolizei beim bayerischen 
Inlandsgeheimdienst beschäftigt ge­
wesen. Umgekehrt arbeiteten beim Ge­
heimdienst „rund 100 Personen“, die 
zuvor bei der Polizei waren. Erfragte 
konkretere Angaben macht das Mi­
nisterium nicht – weil „die besondere 
Funktion, Struktur und Arbeitsweise 
des Landesamts für Verfassungsschutz 
(…) insbesondere bei der Weiterga­
be von Daten und Informationen, die 
Rückschlüsse über die Gesamtorga­
nisation zulassen könnten, ein hohes 
Maß an Sensibilität“ erfordern.
JoH

Im Dienst der inneren 
Sicherheit
Sozialwissenschaft und VS
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sich hält, niemals auch um facettenrei­
che Formen der PR­ und Öffentlichkeits­
arbeit verlegen sein darf. Es handelt sich 
hier um eine praktische Umsetzung von 
Überlegungen, die der führende VS­In­
tellektuelle Armin Pfahl­Traughber schon 
2010 kundgetan hat. Seiner Auffassung 
nach bedürfe es „einer erhöhten Analyse­
kompetenz der Verfassungsschutzbehör­
den, um den selbst gestellten Anspruch 
eines ‚Frühwarnsystems‘ vor extremisti­
schen Gefahren für die Demokratie zu 
erfüllen.“ Darüber hinaus plädierte er 
für eine „verstärkte Öffentlichkeitsarbeit 
der Verfassungsschutzbehörden, um so in 
der diskursiven Auseinandersetzung um 
den Extremismus in einer offenen Gesell­
schaft präsent zu sein.“4

Auch die Selbstenttarnung 
des NSU wusste Pfahl­Trau­
ghber dafür zu nutzen, sein 
Anliegen weiter vorzutragen: 
Einerseits waren ihm hier – 
man glaubt es kaum – manche 
„Fehler und Versäumnisse der 
Sicherheitsbehörden“ aufge­
fallen. Andererseits schien es 
ihm evident zu sein, dass nun 
erst recht „die Analysekompe­
tenz im Hinblick auf allgemei­
ne und fallspezifische Entwick­
lungen im Extremismus“ wei­
ter „erhöht werden“ müsse.5

Blättert man mal einmal 
durch das zu der „Interdiszi­
plinären Wissenschaftlerkonferenz“ vor­
gelegte Tagungsprogramm, so ist es dem 
BfV gelungen, aus 11 Hochschulen we­
nigstens 10 ProfessorInnen, 15 Wissen­
schaftliche MitarbeiterInnen, 8 Doktoran­
dInnen und vier sonstige free­lancende 
AspirantInnen einiger akademischer Pro­
fessionen für eine aktive Teilnahme – ver­
mutlich weniger zu nötigen, als vielmehr: 

4 Armin Pfahl­Traughber, Analysekompetenz und Öf­
fentlichkeitsarbeit des Verfassungsschutzes, in: A. 
Pfahl­Traughber, Thomas Grumke (Hrg), Offener 
Demokratieschutz in einer offenen Gesellschaft/ 
Öffentlichkeitsarbeit und Prävention als Instru­
mente des Verfassungsschutzes, Opladen 2010, S. 
15 – 32, hier S. 15

5 Armin Pfahl­Traughber, Der Rechtsterrorismus im 
Verborgenen / Versuch einer Antwort auf zehn Fra­
gen / Die brutalen und gezielten Morde an zehn 
Menschen offenbaren eine neue Dimension des 
Rechtsterrorismus in Deutschland. War der NSU 
eine „Braune Armee Fraktion“? auf: Bundeszentra­
le für politische Bildung vom 19.12.2011, URL: 
https://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsex­
tremismus/47832/der­rechtsterrorismus­im­verbor­
genen

zu gewinnen6 – eine imposante Organisa­
tionsleistung.

Aus den Antworten der Bundesregie­
rung auf eine von der Bundestagsfrak­
tion der Partei Die Linke im Vorfeld der 
Tagung gestellten Anfrage wird schnell 
deutlich, dass Wissenschaftsfreiheit im­
mer das eine und das Staatswohl bzw. 
der Geheimschutz immer das ganz andere 
ist. Schon auf die schlichte Frage, wie 
viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
welcher Funktion „gegenwärtig beim ZAF 
beschäftigt“ seien bzw., „welche Perso­
nalstärke mit welchen Funktionen (…) für 
das Ende der Aufbauphase angestrebt“ 
würden, wird man von der Bundesregie­
rung wie folgt abgespeist:

„Bezüglich der in der Fragestellung 
erbetenen Auskünfte zur derzeitigen und 
geplanten personellen Ausstattung des 
ZAF ist die Bundesregierung (…) zu der 
Auffassung gelangt, dass die Beantwor­
tung aus Gründen des Staatswohls nicht 
in offener Form erfolgen kann.“

Warum? O­Ton Bundesregierung: 
„Durch eine offene Beantwortung würde 
die Aufgabenerfüllung der Nachrichten­
dienste beeinträchtigt, was wiederum für 
die Sicherheit und die Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland nachteilig 
wäre.“7

6 BfV, ZAF Wissenschaftskonferenz 2021 / 16. und 
17. September / Programm und Abtracts, URL: htt­
ps://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/Down­
loads/DE/Verfassungsschutz/programm­der­wissen­
schaftskonferenz­2021.pdf;jsessionid=75FBE25A
DAE5A862C2689144CF817878.internet541?__
blob=publicationFile&v=8

7 Bundesregierung, Antwort auf die kleine Anfrage 
Partei Die Linke, Zentrum für Analyse und For­
schung als Forschungsstelle des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, Drs 19/31492 vom 12.7.2021, 

Wo käme man auch hin, wenn durch 
die Realisierung von Wissenschaftsfrei­
heit Staatsgeheimnisse bekannt werden, 
die ein Regierungshandeln unterminie­
ren?

Im Vorfeld der Konferenz wünschte 
sich Haldenwang einen „intensivierten 
Austausch von Verfassungsschutz und 
Wissenschaft“, der „zu einem besseren 
Verständnis für gesamtgesellschaftliche 
Entwicklungen beitragen“ solle. Kurz, so 
der BfV­Präsident in schlichter Diktion: 
„Mir geht es darum, dass wir voneinander 
lernen und jeder Form von Extremismus 
gemeinsam entgegenwirken.“

Bemerkenswerterweise stieß die nun 
vom BfV geplante Etablierung einer mit 

umfänglichen Mitteln ausge­
statteten „phänomenübergrei­
fenden, interdisziplinär arbei­
tenden Forschungsstelle“ auf 
einigen Unmut bei einer Vielzahl 
von Forschenden. Initiiert vom 
Institut für Protest­ und Bewe­
gungsforschung Berlin (IPB) 
wurde ein Einspruch inklusive 
ErstunterzeichnerInnen und an­
gehefteter Unterschriftenliste 
verfasst, der von knapp über 300 
Leuten unterzeichnet wurde. 
Darin wurde geltend gemacht, 
dass es „ein Problem“ sei, wenn 
der Verfassungsschutz die Zu­
sammenarbeit mit der externen 
Wissenschaft sucht. Seitens 

des Verfassungsschutzes könnten Wis­
senschaftsstandards wie das freie For­
schen oder die öffentliche Verfügbarkeit 
erhobener Daten „qua Auftrag gar nicht“ 
eingehalten werden. Der Geheimdienst 
unterliege den Weisungen aus den Innen­
ministerien, die leicht verfügen können, 
Erkenntnisse zurückzuhalten. Hier lie­
fen die Mittelvergaben ohne Transparenz 
und öffentliche Kontrolle „auf Zuruf“. 
ForscherInnen drohen hier zu „Zuliefe­
rInnen für behördlich vorgegebene Ziele“ 
degradiert zu werden. Zudem sei abseh­
bar, dass die „Entgrenzung“ solcher For­
schung bei einem Teil der Beforschten 
„erhebliches Misstrauen“ hervorrufen 
werde.8

URL: https://dserver.bundestag.de/
btd/19/314/1931492.pdf

8 Institut für Protest­ und Bewegungsforschung Ber­
lin, Einspruch zur Gründung eines Forschungsins­
tituts beim Verfassungsschutz (Statement vom 
23.9.2021) URL: https://protestinstitut.eu/ein­
spruch­zfa/

Immerhin einer hat was zu lachen, seitdem es das ZAF gibt: 

VS-Präsident Thomas Haldenwang, cc-by-2.0 

Fo
to

: C
hr

is
tli

ch
es

 M
ed

ie
nm

ag
az

in
 p

ro

DIE ROTE HILFE 2 / 2022   25

S c h w e r p u n k t



Dass dieser Einspruch gegen die Pläne 
des BfV wesentlich vom IPB initiiert wor­
den ist, ist ein bisschen überraschend. In 
der Liste der Erstunterzeichnenden tau­
chen mit Roland Roth und Dieter Rucht 
auch die Doyens dieser Institution auf. 
Sie haben einmal mit einem von ihnen im 
Jahr 2008 realisierten Buchprojekt eine 
gute Arbeitserfahrung mit dem beim Ver­
fassungsschutz in Nordrhein­Westfalen 
beschäftigten Thomas Grumke gemacht. 
Der hatte in seinem Beitrag der „rechts­
extremistischen Bewegung“ in einer 
markanten Formulierung „das Streben 
nach grundlegendem sozialen Wandel“ 
bescheinigt. Wenn er auch in Bezug auf 
Nazis nicht von Terror sprechen wollte, 
so vergaß er nicht darauf hinzuweisen, 
dass bei deren „Anwendung von Gewalt 
(…) über Jahre hinweg ein breites Akti­
onsrepertoire bis hin zu Menschenjagden 
und Tötungen zur Anwendung“ komme.9 
„Menschenjagden und Tötungen“ als 
„Aktionsrepertoire“ ganz im Geist der 
von Roth und Rucht wissenschaftspubli­
zistisch stark gemachten neuen sozialen 
Bewegungen? So elegant können wirklich 
nicht viele über Nazi­Mord und Terror 
hinweg plaudern, ein Beschäftigter ei­
ner Verfassungsschutzbehörde in einem 
wissenschaftlichen Sammelband aber 
schon.

Sebastian Haunns, ein weiterer Er­
stunterzeichner der Einspruch­Liste, er­
weckte mit seiner Äußerung in einem 
Interview im ARD­Morgenmagazin vom 
Juli 2017 zu den G20­Krawallen von Au­
tonomen in der Hamburger Elbchaussee: 
„Diese Gewalt gegen einzelne Bürger und 
Bürgerinnen, gegen deren Autos, das hat­
te man vorher noch nie so gesehen“, den 
Eindruck, sich aus der Perspektive der 
Protestforschung nunmehr den ähnlich 
lautenden und in der Öffentlichkeit ohne­
hin frei verfügbaren Interpretationen der 
Sicherheitsbehörden anzudienen.10

Wenn man das resümiert, sprich: ei­
ne gute Arbeitserfahrung und eine im 

9 Thomas Grumke, Die rechtsextremistische Bewe­
gung, in: Roland Roth / Dieter Rucht, Die sozialen 
Bewegungen in Deutschland seit 1945 / Ein Hand­
buch, Frankfurt 2008, S. 475 – 492, hier 476/ 
477

10 Sebastian Haunns (Statement zu den G20 Protes­
ten in Hamburg im ARD­Morgenmagazin vom 11.7 
2017) URL: https://www.socium.uni­bremen.de/ue­
ber­das­socium/mitglieder/sebastian­haunss/publi­
kationen/de/?publ=7246

Ergebnis auch erfolgreiche Zusammenar­
beit mit dem Verfassungsschutz und die 
Einnahme einer Position zu autonomer 
Militanz, die weitgehend konform zu der 
der Sicherheitsbehörden liegt, dann hätte 
es aus der Sicht des IPB im Grunde gar 
nicht einmal so entfernt gelegen, mit dem 
nunmehr durch das BfV geplanten ZAF 
ein Arrangement bis hin zu einer Koope­
ration zu suchen. 

Gut, dass es erst mal soweit nicht ge­
kommen ist. Die auch vom IPB vorgetra­
genen Argumente gegen eine auch noch 
„wissenschaftlich“ drapierte Zusam­
menarbeit mit dem Verfassungsschutz 
versperren allen den Weg, die auch in 

Zukunft nicht dazu bereit sind ihre Au­
tonomie als frei denkende Individuen an 
den Nagel zu hängen. Wie mag es nun in 
der ganzen Angelegenheit weitergehen? 
Zu erwarten steht, dass das BfV sich mit 
seinen ohnehin unbegrenzt zur Verfügung 
stehenden Geldmitteln beizeiten einen 
wissenschaftlichen Beirat zu seiner ge­
planten Forschungsstelle zusammenkau­
fen wird. SozialwissenschaftlerInnen, die 
sich in so einem Laden „relevant“ fühlen 
wollen, wird es dafür, umgangssprachlich 
formuliert, wie Sand am Meer geben.  

Verlag Olga Benario und Herbert Baum
Postfach 10 20 51 • D-63020 Offenbach

www.verlag-benario-baum.de

Die weltweiten Verbrechen 
der Konterrevolution 
1918 bis 1935
Bericht der Internationalen Roten Hilfe 
aus dem Jahr 1935

Das Buch ist ein Reprint der 1935 in Pa-

ris veröffentlichten Dokumentation „15 

Jahre weißer Terror“ der Internationalen 

Roten Hilfe über die weltweiten Verbre-

chen der Konterrevolution in den Jahren 

1918 bis 1935. Umfassend wird gezeigt, 

welches Aumaß und welche Bestialität 

der konterrevolutionäre Terror in zahl-

reichen Ländern der Welt in dieser Zeit-

spanne angenommen hatte.

Das Buch enthält zugleich auch eine Fülle von Informationen und Einbli-

cken in die Kämpfe der Arbeiterinnen und Arbeiter sowie der antiimpe-

rialistischen Befreiungsbewegungen aus verschiedenen Ländern Ost- 

und Südosteuropas, Afrikas, Asiens, Süd- und Mittelamerikas.

In Bezug auf Deutschland wird besonders die Kontinuität des konterre-

volutionären Terrors gegen die sich entwickelnden revolutionären Kräfte 

und Kämpfe unter Führung der KPD von 1918 bis zu den ersten Jahren 

des Nazifaschismus herausgearbeitet.

Das Buch leistet zudem einen wichtigen Beitrag, die beeindruckende 

Arbeit der Internationale Roten Hilfe im Kampf gegen den konterrevoluti-

onären Terror dieser Zeit bekannt zu machen, um – gerade auch gegen 

antikommunistische Verleumdungen – deren Erfahrungen für die heuti-

gen Aufgaben der internationalistischen Solidarität mit den demokrati-

schen und revolutionären Gefangenen zu nutzen.

Anzeige
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Julika Bürgin

Das Jahr 2010 gilt als Einschnitt für 

Vereine und Initiativen, die durch 

Bildungs-, Beratungs- und Netzwerk-

arbeit die Demokratie weiterentwi-

ckelten und dafür öffentliche Mittel 

benötigten. Das Bundesfamilienminis-

terium entschied, Organisationen im 

Rahmen von Demokratie-Programmen 

nur noch zu fördern, wenn sie ein 

Bekenntnis zur freiheitlichen demo-

kratischen Grundordnung ablegen und 

sich für die Verfassungstreue ihrer 

Kooperationspartner*innen verbürgen.

�� Die sogenannte „Extremismusklau­
sel“ war die Spitze eines überwiegend 
unterhalb der öffentlichen politischen 
Diskussion wirksam gewordenen Komple­
xes von extremismuspräventiven, sicher­
heitspolitischen und geheimdienstlichen 
Zurichtungen von Bildungsarbeit und 
demokratischer Praxis. Diese begannen 
weit früher und wurden nach der nie 
vollständig revidierten „Extremismus­
klausel“ auf Bundesebene systematisiert 
und in einzelnen Bundesländern noch 
weiter vorangetrieben, bis sie im Jahr 
2021 in Eckpunkten für ein „Gesetz zur 
Förderung der wehrhaften Demokratie“ 
mündeten.1 Die neue Ordnung der politi­
schen (Demokratie­)Bildung drückt sich 
in Zuwendungsbescheiden, Änderungen 
von Verfassungsschutzgesetzen, Um­
schichtungen von öffentlichen Mitteln, 
Strategiepapieren der Bundesregierung, 
Interventionen von Ministerien und vie­

1 Nachlese April 2022: Die Ampel­Koalition hat die­
sen Titel nicht von der Großen Koalition übernom­
men, legt allerdings in ihrem ersten Diskussions­
papier die „wehrhafte Demokratie“ zu Grunde und 
bestimmt die „Bekämpfung jeder Form von Extre­
mismus“ als Aufgabe des Demokratiefördergeset­
zes.

lem mehr aus. (…) Demokratiebildung 
ist ein politisches – also nicht nur oder 
primär pädagogisches – Feld. An der Poli­
tik der Demokratiebildung sind Bildungs­ 
und Wissenschaftspolitik, Kinder­ und 
Jugendpolitik beteiligt, aber die Innen­ 
und Sicherheitspolitik hat in Kernfragen 
die Federführung übernommen. (…)

Verfassungsschutz prüft freie Träger

Durch eine Anfrage im Deutschen Bun­
destag wurde 2018 bekannt, dass 51 
Projektträger im Rahmen des Bundespro­
gramms „Demokratie leben!“ „anlassbe­
zogen einer Überprüfung auf mögliche 
verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse 
unterzogen wurden. Davon erfolgte in 46 
Fällen die Überprüfung im Rahmen von 
Interessenbekundungsverfahren durch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz. 
In fünf Fällen erfolgte eine Überprüfung 
nach Aufnahme der Förderung, ebenfalls 
durch das Bundesamt für Verfassungs­

schutz. Die Modellprojekte der überprüf­
ten Träger arbeiten in den Themenbe­
reichen Antisemitismus, Islamistischer 
Extremismus, Rassismus, Rechtsextre­
mismus sowie Zusammenleben in der 
Einwanderungsgesellschaft.“2

Die Projektträger wurden nicht über 
die Überprüfung informiert und hatten 
folglich keine Gelegenheit zur Stellung­
nahme. Das BMFSFJ beantragte, die Kla­
ge der Open Knowledge Foundation auf 
Offenlegung der durchleuchteten Organi­
sationen zurückzuweisen: 

„Das Offenlegen der Namen der 51 
überprüften Projektträger würde die 
Funktionsfähigkeit des BMFSFJ beein­
trächtigen. Es besteht die Gefahr, dass 
die betroffenen und auch andere Projekt­
träger in Zukunft keine Fördermittel mehr 
beantragen, weil sie befürchten, dass sie 
in Verbindung gebracht werden mit ext­
remistischen Tätigkeiten. Das aufgelegte 
Förderprogramm würde damit letztlich 
leer laufen. […] Die Namen der überprüf­
ten Organisationen sind demnach bislang 
vertraulich. Würden sie offengelegt, ist 
zu erwarten, dass die überprüften, aber 
auch die anderen geförderten Projektträ­
ger misstrauisch gegenüber dem BMFSFJ 
würden.“3 

Ohne die Öffentlichkeit und die Be­
troffenen in Kenntnis zu setzen, hatte 
das Bundesministerium des Innern schon 
im Jahr 2004 den Informationsaustausch 
zwischen Ministerien und Bundesamt 
für Verfassungsschutz über „Organisa­
tionen, Personen und Veranstaltungen“ 
veranlasst, um die „missbräuchliche 
Inanspruchnahme“ von „Förderungspro­
grammen mit jugend­, bildungs­, ent­
wicklungs­, umwelt­ oder integrationspo­
litischer Zielsetzung sowie im Rahmen 

2 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfra­
ge der Fraktion DIE LINKE (Drucksache 19/1668) 

3 Schriftsatz des die Bundesregierung vertretenden 
Rechtsanwaltes Gernot Schiller vom 14.12.2018, 
S. 5f. 

Bildung als 
Verfassungsschutz
Extremismusprävention als polizeiliche Ordnung
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staatlich geförderter Initiativen zur Extre­
mismusbekämpfung“ durch „extremisti­
sche Gruppen“ auszuschließen.4 (…)

Der Fall Hessen: eine „Blaupause“ 
für andere Bundesländer?

Im Dezember 2017 teilte das dem In­
nenministerium unterstellte Hessische 
„Kompetenzzentrum Extremismusprä­
vention“ allen Einrichtungen, die im 
Rahmen des Landesprogramms „Hessen 
– aktiv für Demokratie und gegen Extre­
mismus“ im Folgejahr gefördert werden 
sollten, neue Zuwendungskonditionen 
mit: Bedingung für eine Förderung sei die 
Zustimmung, dass alle Mitarbeiter*innen 
durch den Verfassungsschutz überprüft 
werden können. Nach breiter Kritik insbe­
sondere von bereits geförderten Trägern 
einigten sich die Koalitionspartnerinnen 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
darauf, diejenigen Einrichtungen auszu­
nehmen, die zuvor bereits Landesmittel 
erhalten hatten. Diese Ausnahme bestä­
tigte die neue Regel, die der hessische 
Innenminister wie folgt begründete: „Wir 
müssen gemeinsam dafür Sorge tragen, 
dass keine Extremisten bei Projektträ­
gern beschäftigt werden, die aus Mit­
teln unseres Landesprogramms finanziert 
werden. Es darf keinen Zweifel an der 
Zuverlässigkeit derer geben, die sich für 
Demokratie und gegen Extremisten ein­
setzen sollen. Sicherheitslücken können 
wir nicht zulassen“.5 

Die Kritik an diesem ‚Kompromiss‘ 
blieb schmal und konnte schließlich auch 
nicht verhindern, dass die geheimdienst­
liche Überprüfung von Organisationen 
und ihren Mitarbeiter*innen, die mit Lan­
desmitteln Demokratie fördern wollen, 
seit 2018 ausdrücklich im novellierten 
Hessischen Verfassungsschutzgesetz 
(HVSG) verankert ist. Dort heißt es:

„Das Landesamt darf Informationen 
einschließlich personenbezogener Daten, 
auch wenn sie mit nachrichtendienstli­
chen Mitteln erhoben wurden, an inlän­
dische öffentliche Stellen übermitteln, 
wenn der Empfänger die Informationen 
benötigt 1. zum Schutz der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung oder sonst 
für Zwecke der öffentlichen Sicherheit 

4 Schreiben des Staatssekretärs im Bundesministe­
rium des Innern Lutz Diwell vom 04.03.2004 

5 Pressemitteilung des Hessischen Ministeriums 
des Innern und für Sport vom 12.12.2017

oder der Strafverfolgung, soweit die Über­
mittlung nicht nach Abs. 2 beschränkt 
ist, oder 2. zur Erfüllung anderer ihm 
zugewiesener Aufgaben, sofern er dabei 
auch zum Schutz der freiheitlichen de­
mokratischen Grundordnung beizutragen 
oder Gesichtspunkte der öffentlichen 
Sicherheit oder auswärtige Belange zu 
würdigen hat, insbesondere bei […] der 
anlassbezogenen Überprüfung der Zuver­
lässigkeit von Personen und Organisa­
tionen, mit denen die Landesregierung 
zusammenarbeitet aa) in begründeten 
Einzelfällen, bb) anlässlich der erstma­
ligen Förderung von Organisationen mit 
Landesmitteln, sofern diese in Arbeitsbe­
reichen zur Bekämpfung von verfassungs­
feindlichen Bestrebungen tätig werden 
sollen, mit deren Einwilligung und der 
Möglichkeit zur Stellungnahme“. (§ 20 
HVSG)

Kein sachlicher Anlass ist mehr für 
eine geheimdienstliche Sicherheitsüber­
prüfung nötig, sondern ein erstmaliger 
Förderantrag gilt bereits als legitimer 
„Anlass“. Auch bereits mit Landesmit­
teln geförderte Einrichtungen können „in 
begründeten Einzelfällen“ sicherheits­
überprüft werden, ohne dass die Gründe 
näher definiert wären. Fraglich ist, ob 
Organisationen gefördert werden, die kei­
ne Einwilligung zur Überprüfung ihrer 
Mitarbeiter*innen erteilen. 

Das Gesetz greift tief in das Selbst­
bestimmungsrecht der Mitarbeiter*innen 
ein, deren Einwilligung nicht erbeten oder 
vorausgesetzt wird. Mitarbeiter*innen, 
die sich nicht durch den Verfassungs­
schutz überprüfen lassen wollen, wer­
den kaum in Projekten zur Förderung 
von Demokratie tätig sein können, viel­
leicht werden sie es auch nicht wollen. 
Personalauswahl und ­einsatz von Trä­
gern werden sicherheitsbehördlich be­
einflusst, mit allen Konsequenzen auch 
für die Qualitätssicherung der Arbeit. In­
wieweit diese Regeln für die (potentiel­
len) Mitarbeiter*innen transparent sind, 
bleibt offen. Für sie und für ihre Träger 
dürfte auch nicht auf der Hand liegen, 
dass es sich bei ihren Projekten zur För­
derung von Demokratie aus Sicht des 
Landes Hessen um einen Arbeitsbereich 
„zur Bekämpfung von verfassungsfeind­
lichen Bestrebungen“ (§ 20 HVSG) han­
delt.

Das novellierte Hessische Verfas­
sungsschutzgesetz beinhaltet weitere 

gravierende Grundrechtseinschränkun­
gen, u. a. einen ganzen Katalog von An­
lässen zur Überprüfung von Menschen 
durch den Verfassungsschutz (u. a. al­
le Bewerber*innen für den öffentlichen 
Dienst und alle Einbürgerungsbegehren­
den). Das mit dem Hessischen Verfas­
sungsschutzgesetz ebenfalls geänderte 
Hessische Gesetz über die öffentliche Si­
cherheit und Ordnung sieht zusätzlich po­
lizeiliche Zuverlässigkeitsprüfungen für 
Mitarbeiter*innen u. a. von Trägern „im 
Bereich der Extremismusprävention“ vor. 
Auf „extremistisch motivierte Tätigkeiten 
(rechts/links/salafistisch)“ sollten bereits 
alle Mitarbeiter*innen in Flüchtlingsun­
terkünften, auch Sozialarbeiter*innen, 
polizeilich überprüft werden – auf Wunsch 
des Landes Hessen, wie die Stadt Frank­
furt nach Protesten des dortigen Netz­
werks Soziale Arbeit mitteilte, die zum 
Ergebnis hatten, dass in Frankfurt keine 
Regelüberprüfungen mehr stattfinden.6 
(…)

Unterrichtsmaterial als 
didaktisierter Verfassungsschutz

Im Rahmen einer „Hessischen Aufklä­
rungskampagne“ gab die Arbeitsge­
meinschaft Jugend und Bildung e. V. in 
Kooperation mit und verlegt durch die 
Eduversum GmbH, die das Portal lehrer­
online.de betreibt, Unterrichtsmaterial 
mit dem Titel „Aufgeklärt statt autonom: 
Linksextremismus­Prävention für die 
Schule“ heraus.7 Das Material, in des­
sen Zentrum eine Plakat­Serie steht (von 
Marx und Anarchie über die DDR und An­
tifaschismus bis zu Globalisierungskritik 
und Antikapitalismus), wurde im Rahmen 
des Landesprogramms „Hessen – aktiv 
für Demokratie und gegen Extremismus“ 
gefördert. In der Einleitung heißt es, dass 
„Extremisten […] durch die Abschaffung 
der freiheitlich demokratischen Grund­
ordnung die Gesellschaft mit Gewalt in 
ihrem Sinne verändern“ wollen (Eduver­
sum 2018). Begründet wird das Material 
ebenfalls durch die Gewaltthese, wobei 
die „größte Gefahr“ der „Autonomen 
Szene“ zugeschrieben wird. Als Beispiel 
wird der G20­Gipfel 2017 in Hamburg 

6 Frankfurter Rundschau online, 20.04.2018: Kein 
Zwang zum Zuverlässigkeitscheck

7 https://aufgeklärt­statt­autonom.de/ Der Zugriff auf 
alle Dokumente wird auf das Portal www.lehrer­on­
line.de der Eduversum GmbH umgeleitet. 
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genannt, wobei die „mediale und politi­
sche Aufmerksamkeit“ als ausreichender 
Grund genannt wird, statt deren Einsei­
tigkeit einzuordnen und das Geschehen, 
einschließlich schwerwiegender Grund­
rechtseinschränkungen, differenziert zu 
betrachten (vgl. Komitee für Grundrechte 
und Demokratie o. J.; Redaktion Sozial.
Geschichte Online 2017):

„Die Überschreitung der Grenze zur 
Strafbarkeit und die Anwendung von Ge­
walt – fast immer gegen Polizisten oder 
Rechtsextreme – wird dabei als Ausdruck 
konsequenten Handelns verstanden und 
gilt darüber hinaus auch als Akt der in­
dividuellen Selbstbefreiung. Die Formen 
der Gewaltanwendung sind vielfältig. Ins­
besondere die Erhöhung der Gewaltinten­
sität gegenüber Polizisten in den letzten 
Jahren ist auffällig.“ (Eduversum 2018)

Die Gewaltthese ist zentral für die Be­
gründung, aber auch für das didaktische 
Konzept des Unterrichtsmaterials, das 
mit Begriffen und Bildern der Bedrohung 
operiert. Die Verfasser*innen befassen 
sich aber nicht mit tatsächlicher Gewalt, 
sondern entgrenzen durch die Behaup­
tung der potentiellen Gewalttätigkeit ihre 
Betrachtung: „Linker Extremismus be­
ginnt nicht mit einem Steinwurf auf einer 
Demonstration. Linker Extremismus be­
ginnt mit der Herausbildung von Meinun­
gen und Überzeugungen, die sich zuneh­
mend radikalisieren.“ (Eduversum 2018) 
Jede in das Licht der Extremismusformel 
gerückte Überzeugung lässt sich in dieser 
Argumentationskette verdächtigen, sich 
zu „radikalisieren“ und im Steinwurf zu 
münden.

In den Informationen zum Projekthin­
tergrund wird beansprucht, „Schulen und 
Lehrkräften abgesichertes und didaktisch 
aufbereitetes Material zur Verfügung“ 
zu stellen. Christoph Bauer und Martina 
Tschirner (2020) kommen in einem Gut­
achten im Auftrag der GEW Hessen zum 
Ergebnis, dass das Unterrichtsmaterial 
gegen fachwissenschaftliche und ­didak­
tische Grundätze verstößt:

„Das zur Bewertung stehende Mate­
rial ‚Aufgeklärt statt autonom‘ zeigt sich 
eindeutig als wissenschaftlich, pädago­
gisch und didaktisch nicht haltbar. Es ist 
vielmehr Ausdruck einer längst überholt 
geglaubten politischen Bildung, die mit 
Affirmation und Einseitigkeit arbeitet und 
auf sie abzielt. Von kritischer Reflexi­
on, eigenständigem Urteil und Wissen­

schaftsorientierung ist hier nicht nur kei­
ne Spur, dieses Defizit wird sogar durch 
vermeintliche Objektivität und Lebens­
weltbezüge aktiv verschleiert. Das Materi­
al ist aus unserer Sicht unverzüglich aus 
den Schulen zu entfernen und bildungs­ 
und sicherheitspolitisch aufzuarbeiten.“ 
(Bauer/Tschirner 2020, S. 22)

Bauer und Tschirner charakterisieren 
das Material als „didaktisierten Verfas­
sungsschutzbericht“ (ebd., S. 18). Das 
Unterrichtsmaterial basiert nicht nur auf 
dem Extremismus­Modell des Inlands­
geheimdienstes, sondern es wurde auch 
unter Mitwirkung des Verfassungsschut­
zes erstellt. Die externen Links verweisen 
auf das Aussteigerprogramm für Linksex­
treme des Bundesamtes für Verfassungs­
schutz, das Hessische Landesamt für 
Verfassungsschutz, das Hessische Kom­
petenzzentrum gegen Extremismus des 
Hessischen Ministeriums des Innern und 
für Sport sowie die Bundeszentrale für 
politische Bildung. 

Als fachliche und pädagogische 
Berater*innen werden im Impressum Dr. 
Alexander Jehn (Direktor der Hessischen 
Landeszentrale für politische Bildung), 
Dr. Klaus Bott (Hessisches Informations­ 
und Kompetenzzentrum gegen Extre­
mismus), Dr. Iris Piling (Landesamt für 
Verfassungsschutz Hessen) und Klaus 
Schilling (Kultusministerium Hessen) 
genannt. Iris Pilling (so lautet die korrek­
te Schreibweise) war Vorgesetzte des V­
Mann­Führers Andreas Temme, der sich 
am 6. April 2006 in einem Internetcafé 
in Kassel aufhielt, während dort der Be­
sitzer Halit Yozgat mit zwei Kopfschüssen 
durch den NSU ermordet wurde. Gegen 
Temme wurde deshalb wegen Mordes 
ermittelt, der Mord wurde auch wegen 
der Aufklärungsverhinderung durch den 
Verfassungsschutz nicht vollständig ge­
klärt. Im NSU­Untersuchungsausschuss 
des Bundestages konnte Pilling zentrale 
Fragen nicht beantworten.8 Noch fünf 
Jahre nach dem NSU­Mord im Beisein 
des ihr unterstellten V­Manns betitelt Pil­
ling, mittlerweile Abteilungsleiterin In­
landsextremismus, ihren Beitrag in einer 
Festschrift des Amtes folgendermaßen: 
„Kursorische Notizen einer Erfolgsge­
schichte“ (2011). (…)

8 Deutscher Bundestag, Parlamentsnachrichten: Wi­
dersprüche im Kasseler Mordfall. 3. Untersu­
chungsausschuss (NSU)/Ausschuss ­ 16.12.2016 
(hib 749/2016) 

Politische Bildung als 
Verfassungsschutz – und umgekehrt

Der „Verfassungsschutz“ ist heute ein 
Synonym für die Ämter für Verfassungs­
schutz. Im Grundgesetz ist ein Amt für 
Verfassungsschutz (das auf Bundesebene 
1950 gegründet wurde) nicht vorgegeben, 
sondern in Art. 87, Abs. 1 nur geregelt: 
„Durch Bundesgesetz können Bundes­
grenzschutzbehörden, Zentralstellen für 
das polizeiliche Auskunfts­ und Nachrich­
tenwesen, für die Kriminalpolizei und zur 
Sammlung von Unterlagen für Zwecke des 
Verfassungsschutzes und des Schutzes 
gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, 
die durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshandlun­
gen auswärtige Belange der Bundesrepu­
blik Deutschland gefährden, eingerichtet 
werden.“ Weiterhin ist in Art. 73, Abs. 1, 
Satz 10b bestimmt: „Der Bund hat die 
ausschließliche Gesetzgebung über […] 
die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder […] zum Schutze der freiheitli­
chen demokratischen Grundordnung, des 
Bestandes und der Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes (Verfassungsschutz).“ 
Eine geheimdienstliche Struktur ist im 
Grundgesetz nicht vorgegeben und der 
Politikwissenschaftler Hajo Funke wirft 
die Frage auf, ob es überhaupt zulässig 
war, diese mit einem einfachen Gesetz 
einzurichten (2018., S. 210). 

In den Dienst dieses weiten Verständ­
nisses von Verfassungsschutz wurde in 
den 1950er Jahren auch die politische 
Bildungsarbeit gestellt. Sie galt als „po­
sitiver Verfassungsschutz in Form einer 
erzieherischen Beeinflussung der Be­
völkerung“, so ein Staatssekretär (zit. 
n. Hentges 2013, S. 443). In das Kon­
zept integriert waren die 1952 gebilde­
te „Bundeszentrale für Heimatdienst“, 
die 1963 in „Bundeszentrale für politi­
sche Bildung“ umbenannt wurde, in den 
1950er Jahren auch der Bundesjugend­
plan, die Richtlinien der Kultusminister­
konferenz für „Schülerfahrten in die SBZ 
[sowjetische Besatzungszone; JB]“ sowie 
ihre Empfehlungen zur Einführung eines 
Schulfachs „Ostkunde“ (Mambour 2007, 
S. 31–38; Hentges 2013, S. 443; Rhein 
2019).

Gegen die (nicht umgesetzten) Pläne 
des Bundeskanzleramtes, die Bundes­
zentrale in ein „Über­Ministerium“ mit 
dem Presse­ und Informationsamt der 

DIE ROTE HILFE 2 / 2022   29

S c h w e r p u n k t



Bundesregierung und den Nachrichten­
diensten zu integrieren, bezog der 1953 
gegründete Deutsche Ausschuss für das 
Erziehungs­ und Bildungswesen wie folgt 
Stellung:

„Politische Bildung ist scharf zu 
scheiden von der Aufklärung, mit der die 
Regierungen, die Parteien und andere 
Gruppen und Mächte der Gesellschaft die 
öffentliche Meinung beeinflussen dürfen. 
In der Schule, die auf politische Mitver­
antwortung vorbereiten soll, hat Propa­
ganda keinen Platz.“ (zit. n. Mambour 
2007, S. 41)

Die Bundeszentrale für politische Bil­
dung wurde schließlich dem Bundesin­
nenministerium unterstellt, was größere 
Neutralität sicherstellen sollte. Aller­
dings waren die Ambitionen, die Bundes­
zentrale als politisches Instrument zu ver­
stehen, nicht beigelegt. Sie ist bis heute 
einem für die innere Sicherheit und den 
Inlandsgeheimdienst zuständigen Mi­
nisterium unterstellt. Verfassungsschutz 
und politische Bildung sind miteinander 
verschränkt (…). 

Nicht nur wurde politische Bildungs­
arbeit als positiver bzw. erzieherischer 
Verfassungsschutz verstanden, sondern 
umgekehrt erheben die Ämter für Ver­
fassungsschutz einen eigenständigen 
Bildungsanspruch. Im Handlungsfeld 
„Verfassungsschutz durch Aufklärung“ 
unterhalten sie vielfältige Angebote im 
Bereich der Lehrer*innenfortbildung, mit 
Vortragstätigkeiten innerhalb und außer­
halb von Schulen, durch Bereitstellung 

von Broschüren und Materialien für die 
Bildungsarbeit9 (vgl. auch Widmaier 
2018b, S. 119 f.). Prominentes Beispiel 
sind die „Andi“­Comics „für Demokratie 
und gegen Extremismus“ des Landes­
amtes für Verfassungsschutz Nordrhein­
Westfalen10. Jugendverbände protestie­
ren und fordern „Bildung ohne Geheim­
dienst“ (Demokratisches JugendFORUM 
u. a. 2013).  

9  Die Antwort der Regierung des Landes Branden­
burg auf zwei kleine Anfragen dokumentieren die 
Bildungsaktivitäten des Landesamtes für Verfas­
sungsschutz in den Jahren 2010 – 2015. 

10  Die Andi­Webseite www.andi.nrw.de ist zum Zeit­
punkt der Drucklegung nicht mehr erreichbar. Die 
Andi­Comics wurden weiter durch die „Qualitäts­ 
und Unterstützungsagentur – Landesinstitut für 
Schule“ NRW als Bestandteil des Angebotes Refe­
renzrahmen Schulqualität NRW zur Verfügung ge­
stellt. 

[…] Auslassung der Autorin
(…) Auslassung der RHZ

Die Textpassagen sind entnommen aus: 
Julika Bürgin, Extremismusprävention 
als polizeiliche Ordnung. Zur Politik der 
Demokratiebildung, Beltz Juventa Verlag 
GmbH, 10/2021, 168 Seiten, ISBN­13: 
9783779965800, Preis: 16,95 Euro

Die Literaturhinweise können dem Buch 
entnommen werden, das auch Open Ac­
cess bei beltz.de verfügbar ist.

Wir danken Julika Bürgin und dem Ver-
lag für die Abdruckgenehmigung.

• Julika Bürgin, Dr. phil., ist Profes­
sorin am Fachbereich Soziale Arbeit der 
Hochschule Darmstadt. Ihre Arbeits­
schwerpunkte sind Bildungsforschung 
und politische Bildung.

Anzeige
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Redaktionskollektiv der 
RHZ, aus RHZ 2/2012

Der „Radikalenerlass“ der sozial-libe-

ralen Koalition von 1972 wurde dieses 

Jahr 50 Jahre alt. Der „Radikalener-

lass“ hatte zur Folge, dass tausende 

Linke Berufsverbote erhielten, wes-

halb sich dafür auch die Bezeichnung 

„Berufsverbot“ eingebürgert hat.

D
ie Berufsverbote sind ein Sonder­
weg der deutschen Bourgeoisie 
im Klassenkampf – abgesehen 
von den USA in der McCarthy­Ära 

dürfte es in keinem bürgerlichen Staat zu 
solchen Exzessen gekommen sein. Doch 
die Berufsverbote sind nicht lediglich ein 
Ergebnis des kalten Krieges in der frühe­
ren BRD gewesen; sie haben in der deut­
schen Geschichte eine lange Tradition 
und sind von einem wütenden Antikom­
munismus und Hass gegen die Arbeiter­
bewegung gekennzeichnet. Während des 
deutschen Faschismus wurden Berufsver­
bote gegen die politischen Gegner, aber 
auch gegen Menschen jüdischen Glau­
bens, bzw. wen die Nazis dafür hielten, 
verhängt.

Deshalb fand der schöne 
deutsche Begriff „Berufsverbot“ 
Eingang in andere Sprachen.

Im Januar 1972 beschloss die sozial­li­
berale Koalition unter dem „Mehr Demo­
kratie wagen“­Kanzler Willy Brandt, wer 
im öffentlichen Dienst eingestellt werden 
durfte, nämlich „(…) wer die Gewähr 
dafür bietet, dass er jederzeit für die frei­
heitliche demokratische Grundordnung 
(…)“ eintritt. Der Erlass war gegen die 
seit den späten 60er Jahren erstarkenden 
linken Bewegungen und Parteien gerich­
tet, in erster Linie gegen die DKP. Bis in 

die 80er Jahre wurden mehrere Millionen 
Menschen mit Hilfe der „Regelanfrage“ 
bei den Verfassungsschutzämtern über­
prüft, Tausenden wurde die Einstellung 
im öffentlichen Dienst verweigert bzw. 
verloren ihren Arbeitsplatz. Betroffen von 
dieser Repression waren nicht nur die 
Mitglieder der kommunistischen Partei, 
sondern auch Mitglieder von Organisati­
onen wie der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes – Bund der Antifaschis­
tinnen und Antifaschisten (VVN­BdA).

Berufsverbote im Kaiserreich

Damit reihte sich die damalige SPD/FDP 
Regierung in eine unsägliche deutsche 
Tradition, die kurz nach der Reichsgrün­
dung mit dem bismarckschen „Gesetz 
gegen die gemeingefährlichen Bestrebun­
gen der Sozialdemokratie“, kurz „Sozia­
listengesetz“, angefangen hat.

In dem Gesetz vom 21. Oktober 1878 
(„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deut­
scher Kaiser, König von Preußen etc.“) 
wurde verordnet:

„§ 1: [1] Vereine, welche durch so­
zialdemokratische, sozialistische und 
kommunistische Bestrebungen den Um­
sturz der bestehenden Staats­ oder Ge­
sellschaftsordnung bezwecken, sind zu 
verbieten. (…)

§ 23: Unter den im §. 22 Abs. 1 be­
zeichneten Voraussetzungen kann gegen 
Gastwirthe, Schankwirthe, mit Brannt­
wein oder Spiritus Kleinhandel treibende 
Personen, Buchdrucker, Buchhändler, 
Leihbibliothekare und Inhaber von Le­
sekabinetten neben der Freiheitsstrafe 
auf Untersagung ihres Gewerbebetriebes 
erkannt werden.“

Dieses Gesetz hatte zur Folge, dass 
tausende Genossinnen und Genossen ihre 
Arbeit verloren, verfolgt wurden, in die 
Zuchthäuser geworfen wurden oder aber 
ins Exil gehen mussten. Die Sozialisten­
gesetze wurden 1890 nicht mehr verlän­

gert, aber auch danach waren die Mitglie­
der der SPD und der Gewerkschaften die 
Aussätzigen im Kaiserreich.

Das änderte sich scheinbar für einige 
hochgestellte Mitglieder der Arbeiteror­
ganisationen nach der Zustimmung der 
SPD zu den Kriegskrediten im Reichstag 
1914. Für andere, die mit der deutschen 
Bourgeoisie und dem Militarismus ihren 
Frieden nicht geschlossen hatten, sah es 
anders aus: wer im Betrieb oder auf der 
Straße gegen den Krieg agitierte, wurde 
an die Front geschickt, sehr oft mit Zu­
stimmung bzw. durch Denunziation der 
gewendeten SPD­Funktionäre.

Berufsverbote im 
„Nationalsozialismus“

Das Beamtentum in der Weimarer Repu­
blik war extrem reaktionär, antisemitisch 
und monarchistisch, was kein Wunder 
war angesichts der gescheiterten Revolu­
tion und der damit ungebrochenen Konti­
nuität. Doch gab es zumindest formal kei­
ne Einschränkung der Berufsauswahl für 
politisch Missliebige. Das änderte sich 
mit der Machtübernahme der Nazis und 
dem „Gesetz zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“ vom 7. April 1933.

Paragraph 3 besagte: „Beamte, die 
nicht arischer Abstammung sind, sind in 
den Ruhestand zu versetzen (…)“. Weiter 
bestimmte dieses Gesetz: „Beamte, die 
nach ihrer bisherigen politischen Betä­
tigung nicht die Gewähr dafür bieten, 
daß sie jederzeit rückhaltlos für den na­
tionalen Staat eintreten, können aus dem 
Dienst entlassen werden.“ Natürlich ging 
es nicht nur um Beamte: „auf Angestellte 
und Arbeiter finden die Vorschriften über 
Beamte sinngemäße Anwendung.“ Diese 
Nazi­Paragraphen, so schlimm sie auch 
waren, bedeuteten wie wir wissen nicht 
der Höhepunkt des faschistischen Ter­
rors: Zehntausende Menschen, vor allem 
aus der Arbeiterbewegung waren mit der 

50 Jahre Berufsverbote oder: 
Der deutsche Sonderweg
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Machtübernahme der Nazis gezwungen, 
in die Illegalität oder ins Exil zu gehen, 
ebenso viele waren schon verhaftet be­
ziehungsweise in „Schutzhaft“. Schon 
vor der Verabschiedung dieses Gesetzes 
war das KZ­Dachau errichtet worden um 
politische Gegner, vor allem Mitglieder 
der Arbeiterparteien und ­organisationen 
auch ohne „rechtmäßige“ Verurteilung 
aus dem Weg zu schaffen. Die weite­
re Entwicklung des Lager­ und Vernich­
tungssystems setzen wir als bekannt vo­
raus.

1935 wurde mit den Nürnberger 
Rassengesetzen die Verfolgung von Men­
schen jüdischen Glaubens oder Herkunft 
gesetzlich sanktioniert, ab dem 1. Januar 
1939 verboten die Nazis Juden den Han­
del und das Handwerk. Standen diese 
Menschen schon vorher unter dem enor­
men Druck, ihre Betriebe zu verkaufen, 
hatten sie nun mit dieser Maßnahme 
keine andere Möglichkeit mehr.

Nach den organisierten Pogromen 
am 9./10. November 1938 folgten zwei 
Verordnungen, die die verbliebenen jü­
dischen Kaufleute und Handwerker end­
gültig zwangen aufzugeben. Jüdischen 
Beschäftigten wurde gekündigt, die 
Selbstständigen unterlagen einem weit­
gehenden Berufsverbot.

Willkommen in der Demokratie

Knapp ein Jahr nach Gründung der BRD, 
im September 1950, beschloss die Bun­
desregierung unter Konrad Adenauer ei­
nen Erlass „zur Verfassungstreue der öf­
fentlich Bediensteten“. Ziel war erneut, 
Kommunistinnen und Kommunisten und 
Antifaschistinnen und Antifaschisten aus 
dem öffentlichen Dienst zu entfernen. 
Nicht einmal ein Jahr später, am 26. 
Juni 1951, verbot die Bundesregierung 
die Freie Deutsche Jugend und stellte im 
November desselben Jahres den Verbots­
antrag gegen die KPD beim Bundesver­
fassungsgericht. Damit war nur fünf Jahre 
nach dem Ende des Terrors des deut­
schen Faschismus die Verfolgung von 
AntifaschistInnen und KommunistInnen 
wieder Alltag: Hunderttausende Ermitt­
lungsverfahren wurden eröffnet, Zehntau­
sende wurden entlassen, in Gefängnisse 
geworfen – meist von denselben Richtern, 
die bereits unter den Nazis die Genossin­
nen und Genossen verurteilt hatten. Von 

der Verfolgung waren auch Menschen be­
troffen, die „nur“ aufrechte Demokratin­
nen und Demokraten waren: Alle, die sich 
nach Meinung der Herrschenden nicht 
genügend von der DDR, KPD, FDJ usw. 
distanzierten, waren suspekt und muss­
ten mit Repressalien rechnen.

Dabei sollten wir uns die „demokra­
tische Verfasstheit“ der BRD in diesen 
Jahren vor Augen führen: Gerade die fa­
schistisch vorbelasteten Mitglieder der 
Beamtenkaste, Unternehmer, Ärzte­
schaft, die Juristen usw., die willfährigen 
Täter, kamen gänzlich ungeschoren da­
von. Zwar gab es „Entnazifizierungsmaß­
nahmen“, sie wurden aber angesichts der 
zunehmenden Spannungen zwischen den 
Westmächten und der Sowjetunion immer 
großzügiger ausgelegt. Trotzdem, obwohl 
auch die Besatzungsmächte etliche für 
sie „brauchbare“ Nazis vor der Strafver­
folgung geschützt und in ihre Dienste ge­
nommen hatten, waren viele im Rahmen 
der „Entnazifizierungsmaßnahmen“ ihren 
alten Job los oder sogar, was seltener vor­
kam, im Gefängnis.

Bereits nach der Gründung der BRD 
versuchten deshalb die Verantwortlichen 
die Begnadigung der verurteilten NS­
Verbrecher zu erreichen, die FDP stellte 
schon Anfang 1950, knapp fünf Jahre 
nach Ende des deutschen Faschismus 
den Antrag auf Beendigung aller Entna­
zifizierungsmaßnahmen. Endlich wurde 
im Juli 1954 im Bundestag ein „Straf­
freiheitsgesetz“ beschlossen, ein Amnes­
tiegesetz für die NS­Täter. Damit war of­
fiziell auch für die verurteilten Nazis der 
Weg in alle Ämter offen. Nazis, die vorher 
„nur“ als Spitzel für das Bundesamt für 
Verfassungsschutz usw. arbeiteten, konn­
ten jetzt mit Sicherheit damit rechnen 
verbeamtet zu werden.

Die Verfolgung und Repression ge­
gen Kommunistinnen und Kommunisten 
dauerte bis in die späten 60er Jahre. 
Ein paar Jahre ließ die Verfolgung etwas 
nach, eben bis Januar 1972, bis zu den 
neuen Berufsverboten. Erstaunlich ist der 
Vergleich des Wortlautes des „Radikalen­
erlasses“ von Willy Brand mit dem des 
Nazigesetzes. Nur einzelne Textbausteine 
der Nazis wurden ausgetauscht, „brauch­
bares“ wurde einfach in den „Radikalen­
erlass“ übernommen. Auch das zeugt von 
der enormen „antifaschistischen Gesin­
nung“ der Regierenden.

Und heute?

Die „Radikalenerlasse“ sind überall bis 
auf Bayern aufgehoben. Der „Regelanfra­
ge“ beim Inlandsgeheimdienst „Amt für 
Verfassungsschutz“ ist einer „Bedarfs­
anfrage“ gewichen, die bei „verdächti­
gen“ Bewerberinnen und Bewerbern aber 
weiterhin in allen Bundesländern und im 
Bund durchgeführt wird. Das letzte große 
Berufsverbotsverfahren, das bundesweit 
von der Linken wie auch von den staat­
lichen Stellen aufmerksam beobachtet 
wurde, ist der Fall Michael Csaszkóczy.

Nur die Bayerische Regierung ist noch 
richtig auf der Wacht und schützt Land 
und Leute vor den Umstürzlern. Wer sich 
in Bayern für den öffentlichen Dienst 
bewerben möchte, und sei es nur ein 
studentischer Aushilfsjob in der Uni oder 
bei der Kommune, muss eine Erklärung 
zur „Verfassungstreue im öffentlichen 
Dienst“ abgeben und kann in einer ange­
hängten Liste ankreuzen bei welchen „ex­
tremistischen oder extremistisch beein­
flussten Organisationen“ er/sie Mitglied 
ist oder war, in welchen Zeiträumen und 
in welcher Funktion. Und wenn die eige­
ne „extremistische Organisation“ nicht 
aufgeführt ist? Auch dafür ist gesorgt: 
dann kreuzt man „sonstige“ an und trägt 
die Bezeichnung der Gruppe/Organisation 
ein. Selbstverständlich ist, wie auch bei 
den Nazis und dem „Radikalenerlass“ 
von 1972, der Passus vorhanden, dass 
„für Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
(…) entsprechend den jeweiligen tarifli­
chen Bestimmungen dieselben Grundsät­
ze (gelten).“

Auch die Beschäftigten freier Träger 
müssen in Bayern ihre „Verfassungs­
treue“ kundtun wenn sie zum Beispiel im 
Rahmen der Schulsozialarbeit in staatli­
chen oder städtischen Schulen eingesetzt 
werden sollen.

Aber in der Öffentlichkeit wird die­
se Einschränkung der freien Berufswahl 
noch nicht als Berufsverbot wahrgenom­
men.  

• Weiterführende Informationen:
http://www.berufsverbote.de/
http://www.gegen-berufsverbote.de/in-
dex1.php
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Michael Dandl

Retrospektiv muss bei der politischen 

Einstufung des Misserfolgs sozialer 

Bewegungen und deren Kämpfe in der 

bundesrepublikanischen Nachkriegs-

unordnung konstatiert werden, dass 

unter den vielen Niederlagen, die die 

radikale Linke in Westdeutschland zu 

erleiden hatte, zwei ganz besonders 

zu Buche schlagen: den generalstabs-

mäßigen Aufbau des Inlandsgeheim-

dienstes nicht verhindert zu haben 

(seit November 1950: Bundesamt für 

Verfassungsschutz); die weitreichende 

Wiederbewaffnung der Rechtsnach-

folgerin des (entwaffneten, entmili-

tarisierten) NS-Terrorregimes nicht 

verhindert zu haben (seit November 

1955: Bundeswehr). Beides hätte 

verunmöglicht werden müssen, weil 

Beides im höchsten Maße durchwirkt 

war vom Personal, vom Geist, von der 

Ideologie, der Struktur des so genann-

ten Dritten Reiches, das gerade erst 

in die bedingungslose Kapitulation 

hineinbefreit und in zwei relativ kleine 

Republiken zerteilt worden war. 

B
eides verdeutlicht – unmissver­
ständlich und gegen jeden Wi­
derstand durchgesetzt –, dass die 
verdichtete Form bürgerlich­ka­

pitalistischer Herrschaft, in die die BRD 
in nicht einmal fünf Jahren gegossen 
worden war, ein bedeutendes Element na­
zistischer Kampfausrichtung mit in den 
nun zur Entfaltung kommenden Kalten 
Krieg hinübergerettet hatte: der Kommu­
nismus, also der so genannte Ostblock 
unter Regie der UdSSR, sollte – „system­

konfrontativ“ – besiegt werden, obwohl es 
ohne die Rote Armee keine Befreiung vom 
Faschismus gegeben hätte. Mit geheim­
dienstlichen Methoden (nach innen und 
außen) und mit „militärischen“ Mitteln 
beziehungsweise Strukturen (Wieder­
bewaffnung, Aufrüstung, Exekutivorgan 
usw.).

In diesem Artikel soll es nun aus­
schließlich um den zum „Verfassungs­
schutz“ beschönigten Apparat gehen, den 
Ulla Jelpke vor genau zehn Jahren an glei­
cher Stelle (RHZ, 2/2012) als „ein anti­
kommunistisches Projekt aus den Zeiten 
des Kalten Krieges“ charakterisiert hatte, 
das eine von den Westalliierten zugelas­
sene „Stelle [sein sollte] zur Sammlung 
und Verbreitung von Auskünften über um­
stürzlerische, gegen die Bundesregierung 
gerichtete Tätigkeiten“.

VS als Institutionengefüge

Wie er als „föderal“ über die BRD geleg­
tes, mit vielen Millionen Euro ausgestat­
tetes Institutionengefüge unter „versteck­
ter“ Aufgabenstellung operiert, das wird 
in den anderen Artikeln dieser Ausgabe 
zur Genüge beschrieben; in diesem Text 
soll der Fokus nur darauf gerichtet wer­
den, wie wir als Rote Hilfe e.V., die 
permanent konfrontiert ist mit den uner­
schöpflichen Durchleuchtungsergebnis­
sen der „Verfassungsschutz“ämter, die 
an andere Organe des Sicherheitsregimes 
weitergegeben werden, um politisch akti­
ve Menschen kriminalisieren zu können, 
auf Ortgsgruppenebene auf die konkre­
te Arbeit des deutschen Inlandsgeheim­
dienstes blicken. Wir nehmen uns hierfür 
das Rhein­Neckar­Gebiet vor.

Der VS im Rhein-Neckar-Gebiet 
in den letzten 30 Jahren

Die für diesen Verdichtungsraum (und 
darüber hinaus) zuständige Rote Hilfe 

Ortsgruppe Heidelberg wurde im August/
September 1996 gegründet (vorher hatte 
es in Heidelberg eine Bunte Hilfe gege­
ben). Bereits Ende Januar 1997 – also 
vor mehr als 25 Jahren – veröffentlichte 
sie eine 20­seitige Broschüre mit dem Ti­
tel „Verfassungsschutzbericht. Ein Blick 
auf die Arbeit eines Geheimdienstes im 
Raum Heidelberg“. Im Editorial dieser 
Broschüre legen die Verfasser*innen dar, 
warum sie sich dazu gezwungen sahen, 
sich in dieser Form dieses Themas an­
zunehmen: Zum einen beobachteten die 
Roten Helfer*innen im Zeitraum von et­
wa drei Jahren – zwischen 1994 und 
1997 – eine extreme Dichte an ihnen 
bekannt gewordenen Anwerbeversuchen 
der ausgesandten VSler*innen (sie spre­
chen von mindestens 15 solcher Fälle); 
zum anderen wollten sie eine über ein 
Mitglied des baden­württembergischen 
Landtags eingebrachte Parlamentarische 
Anfrage mit empirischem und zu einem 
Block zusammengefasstem Material aus 
den Schilderungen betroffener Menschen 
unterfüttern.

Politische Kontextualisierung

Zwei Aspekte sind bei der Einordnung 
wichtig: Abgesehen davon, dass wir es 
beim VS qua definitionem immer um 
einen im Geheimen operierenden, völlig 
unkontrollierbaren, trotzdem diskursive 
Deutungshoheit besitzenden und erfolg­
reich verteidigenden Apparat zu tun ha­
ben, der selbst keine Zahlen dazu veröf­
fentlicht, wie häufig er „anzuwerben“ ver­
sucht, wir also darauf angewiesen sind, 
dass Betroffene mit ihren Erfahrungen zu 
uns kommen, muss zunächst immer auf 
die politische Metaebene gegangen wer­
den: In unserem Falle ist das die baden­
württembergische Landesregierung mit 
Sitz in Stuttgart. Dort war der CDUler 
Erwin Teufel von 1991 bis 2005 Minister­
präsident. Teufel ist ein erzreaktionärer 

VS im Rhein-Neckar-Gebiet
Die letzten 30 Jahre
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Politiker, der von 1972 bis 1978 als 
politischer Staatssekretär im Innenminis­
terium der von Hans Filbinger geleiteten 
Landesregierung angehörte. Filbinger, 
der „furchtbare Jurist“, musste als Minis­
terpräsident zurücktreten, weil bekannt 
geworden war, dass er als (tief mit der 
NSDAP und dem deutschen Soldatentum 
verbundener) faschistischer Marinerich­
ter zwischen 1943 und 1945 mindestens 
vier Todesurteile verhängt hatte; später 
gründete er das rechtskonservative Stu­
dienzentrum Weikersheim. Teufel wurde 
– Lothar Späth ablösend – am 22. Januar 
1991 zum Ministerpräsidenten (MP) von 
Baden­Württemberg gewählt; von 1992 
bis 1996 herrschte er mit einer Großen 
Koalition aus CDU und SPD über das süd­
westdeutsche Bundesland. Womit wir bei 
der Mikroebene wären.

Das Autonome Zentrum in Heidelberg

Fast zeitgleich mit Teufels Wahl zum MP 
wurde in Heidelberg ein großes Autono­
mes Zentrum (AZ) erkämpft, das Anfang 
1991 seine selbstverwaltete Arbeit auf­
nahm und über die acht Jahre seiner Exis­
tenz hinweg zu einem der bedeutends­
ten Treffpunkte der linksradikalen Szene 
Süddeutschlands wurde. Ein CDUler aus 
Heidelberg, der ein guter Freund Teufels 
war, hat zur Eröffnung des AZs angemerkt, 
dass – mit Blick auf die Hafenstraße – in 
Heidelberg bald „Hamburger Verhältnis­
se“ herrschen, die nun mit einem großen 
Gebäude „beschenkten“ Autonomen also 
alles in Schutt und Asche legen würden. 
Dagegen mussten staatsschützerische 
und inlandsgeheimdienstliche Geschütze 
in Stellung gebracht werden.

Die RH-Broschüre

Die meisten Anwerbeversuche in die­
ser Zeit haben deshalb immer ir­
gendetwas mit dem AZ zu tun. Die 
RH OG HD konnte damals für ihre 
„Verfassungsschutzbericht“­Broschüre 
einen Menschen interviewen, der behörd­
lich dem AZ­Umfeld zugeordnet wurde, 
und der 1992 – also noch vor unserem 
eigentlichen Untersuchungszeitraum – 
auf das Handschuhsheimer Polizeirevier 
gelotst wurde (Handschuhsheim ist ein 
ruhiger, dörflich geprägter Stadtteil Hei­
delbergs). Die „Polizei“ hatte in bes­
ter trennungsgebotsaufhebender Manier 
vorher in seiner WG angerufen und ihm 
ausrichten lassen, er solle doch bitte zu 

einem bestimmten Termin zu ihr aufs 
Revier kommen. Er ist dann tatsächlich, 
ohne sich mit irgendjemandem abzuspre­
chen, dorthin gefahren. Im Revier sei er 
„dann in ein Büro geschickt worden, das 
ziemlich weit hinten lag. Und da haben 
eine Frau und ein Mann mittleren Alters 
… auf mich gewartet – und dann Fragen 
gestellt“. Auf seine Fragen hin, worum 
es hier überhaupt gehe und mit wem er 
es eigentlich zu tun habe, nannten die 
beiden vermeintlichen Mitarbeiter*innen 
des Landesamtes für Verfassungsschutz 
Baden­Württemberg ihre Tarnnamen und 
wiesen explizit darauf hin, vom VS zu 
sein.

VS oder Staatsschutz?

Dass genau dies eigentlich nicht sein 
könne – auf diese Idee kam der Be­
troffene nicht. Jedenfalls versuchten ihn 
die Beiden auszuquetschen, ihn immer 
wieder nach dem AZ und dessen Umfeld 
fragend – um schließlich das ganze „Ge­
spräch“ mehr und mehr auf den Infoladen 
(IL) „Moskito“ im AZ zu lenken. Dieser 
war zur damaligen Zeit stark antiimperi­
alistisch ausgerichtet und unterstützte 
gegenöffentlichkeitsschaffend die linken 
Kämpfe für die Freiheit der politischen 
Gefangenen aus den damals noch aktiven 
Stadtguerillas. Im weiteren Verlauf ging 
es dann „speziell“ um eine ganz kon­
krete Person „aus dem Infoladen“; mit 
wem genau diese zu tun habe, was sie so 
mache, und ob er sie gut kenne. Dabei 
vermittelten sie dem zur Mitarbeit zu ani­
mierenden Menschen, eigentlich „schon 
recht gut unterrichtet“ zu sein, sodass bei 
ihm sofort der Verdacht entstand, „dass 
im AZ entweder ein Spitzel [unterwegs] 
gewesen“ oder der an exponierter Stelle 
genannte IL­Aktivist rund um die Uhr 
observiert worden sei, denn „sonst hätten 
die das nicht alles wissen können, was sie 
gewusst haben“. Nach 30 Jahren können 
wir heute nicht mehr mit hinreichen­
der Bestimmtheit beurteilen, von wem 
oder was der damalige Genosse „verhört“ 
wurde oder „angeworben“ werden sollte 
(ein „Angebot“ ist ihm im Übrigen nicht 
gemacht worden); für den Staatsschutz 
spricht, dass das Verhör in einem Polizei­
revier stattfand, gegen den Staatsschutz 
spricht, dass es (ohne das Führen eines 
Verhörprotokolls) in Handschuhsheim 
stattfand, in einem weit von jenem Ge­
bäude entfernten Stadtteil, in welchem 
die Kriminalpolizei damals ihren Sitz hat­

te – und der Staatsschutz ist nun einmal 
ein Dezernat der KriPo, die zumindest ein 
paar standardisierte Formalien befolgen 
muss. Gegen den Staatsschutz spricht 
ferner, dass sich die Verhörenden selbst 
als VSler*innen vorgestellt haben ...

Mindestens 15 Anwerbeversuche 
in drei Jahren

Jedenfalls hat es dann in den drei Jahren 
zwischen Februar 1994 und Januar 1997 
im Rhein­Neckar­Raum mindestens 15 
Anwerbeversuche des VS gegeben (auch 
bei so genannten Minderjährigen!). Bei 
solch einer Quantifizierung sind wir dar­
auf angewiesen, dass sich Betroffene an 
die RH wenden. Die RH kann ausschließ­
lich VS­Anwerbeversuche „erfassen“ und 
statistisch weiterverarbeiten, die an sie 
herangetragen und sozusagen „freige­
geben“ wurden. Wir bekommen einfach 
nicht alles mit. Das Dunkelfeld dürfte 
groß sein.

Die Zeit nach der Broschüre

Nach dieser turbulenten Phase starker 
inlandsgeheimdienstlicher Tätigkeit im 
Rhein­Neckar­Gebiet wurden weniger VS­
Anwerbeversuche bekannt beziehungs­
weise in die Öffentlichkeit getragen, ob­
wohl es mit den Kämpfen für den Erhalt 
des AZs (von 1996 bis 1999) und mit den 
massiven Kämpfen für einen gleichwerti­
gen Ersatz desselben (von 1999 bis 2006) 
genügend Gründe gegeben hätte, an 
Informant*innen aus der autonomen Sze­
ne heranzukommen. Womit wir nicht nur 
beim Dunkelfeld wären, sondern auch bei 
der besorgniserregenden, aber ins Speku­
lative zu verbannenden Vermutung, dass 
der VS in diesem langen Zeitraum, der 
von vielen politischen und gegenkulturel­
len Pro­AZ­Aktionen (Hausbesetzungen, 
Partybesetzungen, Demos, Kundgebun­
gen, Kommunikationsguerilla, Petitionen 
usw.) geprägt war, „erfolgreich“ gewesen 
sein muss; denn gearbeitet hat er ja nach 
wie vor. Was wir über diese Zeit aber 
wissen, ist, dass der Heidelberger Staats­
schutz sehr agil war; er betrieb enormen 
proaktiven Aufwand, alle konkret werden­
den Versuche des AZs, mit seinem Anlie­
gen an die Öffentlichkeit zu kommen, zu 
unterminieren: meistens durch vorherige 
direkte „Ansprachen“ bei (potenziellen) 
Veranstalter*innen von Podiumsdiskus­
sionen, Soliparties oder Gruppentreffen, 
die einschüchternd herüberkommen soll­

34   DIE ROTE HILFE 2 / 2022

S c h w e r p u n k t



ten. Der Staatsschutz wurde zum politi­
schen Akteur gegen die massiven Bemü­
hungen um ein neues selbstverwaltetes 
Zentrum in Heidelberg.

Was wir dann wieder abgedeckt ha­
ben, ist die Zeit zwischen 2006 und 
2022. Dokumentiert ist dies alles auf 
www.heidelberg.rote­hilfe.de

Auffällig ist für diese knapp 16 Jahre, 
dass in den Pressemitteilungen (PM) der 
OG des Öfteren von „erneu­
ten Anquatschversuchen“ 
gesprochen wird, oder, 
dass mehrere VS­Attacken 
in einer „Sammel“­PM zu­
sammengefasst werden. 
Die inlandsgeheimdienst­
lichen Operationen in der 
Region decken eigentlich 
alle Bereiche ab, die vom 
VS in Bezug auf die so ge­
nannte linksextremistische 
Szene bearbeitet werden; 
abgesehen davon „leistet“ 
das LfV die meiste Arbeit 
sowieso auf dem Gebiet des 
digitalen Recherchierens 
ab. Informant*innen aus 
dem oder am radikal lin­
ken Milieu sind deshalb so 
wertvoll für es, weil sie an 
„unverfälschte“, „heiße“, 
nicht übers Netz kommu­
nizierte, bisweilen nur in 
kleinen Kreisen bespro­
chene, kriminalisierbare, 
authentische, bewegungs­
profilierte, politgruppen­
spezifische, netzwerksi­
gnifikante Informationen 
herankommen, die die di­
gital erbeuteten Daten, die 
durchaus schon ein reprä­
sentatives Bild erzeugen 
lassen können, ergänzen 
oder gar komplettieren. 
Und worüber es sich je­
weils am liebsten ein Bild macht oder 
machen lässt, bezeugen die Politszenen 
beziehungsweise sozialen Bewegungen, 
in denen sie nach Informant*innen, auf 
die sie niemals verzichten werden kön­
nen, fischen.

Wo fischen die fdGO-Krieger*innen?

In unserer Region war das in den 1990er 
Jahren das AZ und alles, was irgendwie mit 
ihm zu tun hatte, und der antiimperialis­
tische Widerstand, der in Heidelberg äu­

ßerst aktive Unterstützer*innengruppen 
hatte (und ebenfalls mit dem AZ ver­
bunden war, in dem auch bundesweite 
Infoladen­Treffen stattgefunden hatten). 
In den 00er, 10er und 20er Jahren sind 
es sehr stark antifaschistische Gruppie­
rungen, die vom VS angegangen werden; 
wobei die Klimagerechtigkeitskämpfe der 
letzten Jahre im Übermaße von polizei­
licher und staatsanwaltlicher Repressi­

on betroffen und mit unzähligen Verfah­
ren überzogen werden, die häufig mit 
Verurteilungen enden. Den Höhepunkt 
inlandsgeheimdienstlichen Gebarens in 
der Rhein­Neckar­Region bilden nach 
wie vor die Vorkommnisse am 21. Janu­
ar 2008: An diesem Tag tauchten drei 
Mitarbeiter des Kölner Bundesamtes für 
Verfassungsschutz auf der Heidelberger 
Arbeitsstelle eines 39­lährigen Politak­
tivisten auf und machten ihm unverhoh­
len das Angebot, ihnen für einen bar 
ausgezahlten Monatslohn von 5.000 Euro 

Informationen über die „rechte Szene“ 
liefern zu können (siehe: https://archiv.
akweb.de/ak_s/ak525/31.htm). Bis heute 
ist unklar, warum hier die Bundesebene 
„eingeschaltet“ worden war. Der Betrof­
fene jedenfalls „lehnte das Angebot ab, 
verwies die drei Männer des Raums und 
machte anschließend den Anwerbever­
such öffentlich“ (Analyse und Kritik, Nr. 
525, 15.02.2008). Das ist der Ratschlag, 

den wir bis heute Betrof­
fenen geben; und dass es 
der VS – ob bundes­ oder 
landesweit – bis heute 
versucht, verdeutlicht die 
neueste PM der Roten Hil­
fe Ortsgruppe Heidelberg/
Mannheim vom 23. Janu­
ar 2022: zu wiederholten 
Anquatschversuchen des 
„Verfassungsschutzes“ in 
Mannheim und Brühl.

Was aber passiert mit 
den Personen, die diesen 
Ratschlag nicht befol­
gen – aus welchen Grün­
den auch immer?! Hierzu 
können wir – vor allem 
psychogrammatisch – nur 
Vermutungen anstellen. 
Da gibt es dann nochmals 
zwei „Lager“: Zum ersten 
gehören diejenigen, die 
über die Anwerbeversu­
che sprechen – mit wem 
und in welchem sozialen 
Umfeld auch immer; aber 
mit der eindeutigen Bitte, 
nichts darüber in die brei­
te Öffentlichkeit zu tra­
gen. Zum zweiten gehören 
jene, die angesprochen 
werden, den VSler*innen 
überzeugend ihre konse­
quente Nicht­Koopera­
tionshaltung einbläuen, 
von diesen dann auch in 

Ruhe gelassen werden – dies alles aber 
trotzdem niemandem erzählen, es mit 
niemandem teilen. Auch diese Fälle muss 
es geben! Hier könnten Außenstehende 
sagen, dass dies „egal“ oder „für die Sze­
ne“ sowieso folgenlos sei – aber das wäre 
aus antirepressiver Sicht zu kurz gedacht. 
Auf mehreren Ebenen:

Die staatlichen „Sicherheitsbehör­
den“ und geheimdienstlichen Instituti­
onen bereiten all ihre Schritte, die sie 
in Richtung Durchleuchtung und Bewe­
gungsprofilierung und Kriminalisierung 
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der linken sozialen Bewegungen unter­
nehmen, nach, und einen wichtigen Be­
reich ihres professionellen Rekapitulie­
rens bildet die ausführliche Auseinan­
dersetzung mit dem Erfolg beziehungs­
weise Misserfolg von geplanten Anwer­
beversuchen. Und da hier der Akteur der 
Inlandsgeheimdienst eines mächtigen 
kapitalistischen Staates ist, wird jede 
VS­Anquatsche, die über organisierte An­
tirepressionsstrukturen öffentlichkeits­
wirksam skandalisiert wird, als Nieder­
lage empfunden, die der politische Feind 
in empowernde Aufklärungsarbeit um­
münzen konnte. Anquatschversuche, von 
denen nie jemand etwas erfährt, bleiben 
für den VS „in der Luft hängen“; er kann 
es jedenfalls bei der gleichen Person in 
absehbarer Zeit nochmals erfolgverspre­
chender probieren!

Für den*die Betroffene*n ist es nach­
haltig belastend und führt im Extremfall 
eher dazu, sich selbst immer wieder die 
Frage zu stellen, warum gerade er*sie 

auserwählt wurde (zur aktiven Mitarbeit 
an staatlichen Durchleuchtungs­ und Kri­
minalisierungsmaßnahmen). Zum Erfolg 
für den VS wird dies dann, wenn die Frage 
mit der eigenen „Schuld“ beantwortet 
wird: Ich habe mich des Verstoßes ge­
gen Normen, Gebote oder Verbote „schul­
dig“ gemacht – deshalb hat mich der 
VS ins Visier genommen. Verstoßen habe 
ich beispielsweise gegen die inlandsge­
heimdienstlich zu stählende fdGO, oder 
gegen die Maßgabe, „linksextremisti­
schen“ Gruppierungen/Zusammenhängen 
nicht zuzuarbeiten, oder die „Pflicht“, 
bestimmte selbstverwaltete Orte/Treff­
punkte/Wohnprojekte nicht aufzusuchen. 
Und wenn sich dies alles im Erleben des 
betroffenen Individuums zu einer negati­
ven Bewertung des spezifischen Verhal­
tens zum für sich selbst ausgesprochenen 
Verdikt „Ich habe etwas Falsches getan“ 
verdichtet und damit zum „Schuldge­
fühl“ wird, dann hat der VS abermals 
gesiegt: Mit „Schuldgefühlen“ behaftete 
Menschen werden im politischen Sinne 
handlungsunfähiger, unsicherer, zurück­
haltender. Umso wichtiger ist, es gar 
nicht erst dazu kommen zu lassen, dass 
aktive Menschen sich „schuldig“ fühlen 
für das, was sie an politischem Enga­
gement an den Tag legen. Ein wichtiger 
Baustein dabei ist, im Vorfeld allen Enga­
gierten das Gefühl zu vermitteln, dass es 
nichts Außergewöhnliches ist, vom VS an­
gequatscht zu werden; und dass es immer 
das Beste ist, ihn energisch abzuwim­
meln, den Vorfall mit vertrauenswürdigen 
Menschen zu besprechen (auf der Grund­

lage eines Gedächtnisprotokolls) und ihn 
dann – antirepressiv aufbereitet – veröf­
fentlichen zu lassen. Das ist schließlich 
der einzige Umgang damit, der dem VS 
einen Schlag versetzt; dadurch wird ihm 
signalisiert, dass politisch Aktive nicht 
hilflos sind, dass staatliche Repression 
dokumentiert und aufbereitet wird, und 
dass eine Veröffentlichung breit rezipiert 
werden kann im Sinne des Thematisie­
rens einer skandalösen Beschneidung, 
Überwachung, Kriminalisierung grundge­
setzlich verbürgter Rechte.

Deshalb:

• alle Angebote, jede Form eines Ge­
spräches des VS konsequent ablehnen
• die VSler*innen sofort und energisch 
wegschicken
• direkt nach dem Anwerbeversuch ein 
ausführliches Gedächtnisprotokoll anfer­
tigen
• Kontakt zum eigenen politischen Um­
feld aufnehmen und jenem vom Vorfall 
berichten
• Kontakt zu einer Antirepressions­
struktur herstellen (lassen)
• Veröffentlichung des Vorfalls in Form 
einer mit der betroffenen Person abge­
stimmten Pressemitteilung (durch die 
Antirepressionsstruktur)
• Veranstaltung „Was tun bei VS­An­
quatschen“ für die örtliche Politszene   

Nachtrag:

Kurz vor Redaktionsschluss dieser RHZ 
hat es am 1. April 2022 in Edingen­
Neckarhausen (bei Heidelberg) einen 
weiteren fehlgeschlagenen Anwerbever­
such des VS gegeben, der extrem gut do­
kumentiert werden konnte (siehe PM der 
RH OG HD/MA: „Erneuter Anwerbever­
such des Inlandsgeheimdienstes in der 
Rhein­Neckar­Region“ unter http://www.
heidelberg.rote­hilfe.de/PE/20220402.
pdf). Das Erstaunliche hierbei war, dass 
die zwei äußerst hartnäckigen VSler gan­
ze dreimal bei der elterlichen Wohnung 
einer 20­jährigen Aktivistin auftauch­

ten, bis sie sie dort endlich antrafen 
(nachdem sie zweimal von ihrem Vater 
weggeschickt worden waren). Der von ih­
nen vorgebrachte Grund für ihre eifrigen 
Überrumpelungsbemühungen war der 
gleiche wie im Brühler Fall vom 7. Sep­
tember 2021 (siehe oben): Die massiven 
antifaschistischen Gegenproteste gegen 
den Nazi­Aufmarsch „TddZ“ in Worms 
im Juni 2021, die mit sehr starker staat­
licher Repression konfrontiert waren; 
dabei hat es über den Tag verteilt sehr 
viele Identitätsfeststellungen von zuvor 
eingekesselten Antifaschist*innen gege­
ben. Über „Worms“ wolle der VS nun mit 
den Angequatschten sprechen ...www.iz3w.org

52 Seiten, € 6,–

Außerdem: 
Putins Ideologie |  
Kolonialraub und Rückgabe | 
Corona in Syrien 
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75 Jahre Pakistan –
der zähe Kunststaat
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Johann Heckel

Was dürfen Geheimdienste? Alles, 

sagen die Geheimdienste – denn mit 

ihren Eingriffen in Grundrechte vertei-

digen sie ja Grundrechte. Vieles, aber 

nicht alles, sagt jetzt das Bundesver-

fassungsgericht (BVerfG).

B
is es zu diesem Urteil kam, 
brauchte es einen langen Atem. 
Im Sommer 2016 hatte Bay­
ern sein Verfassungsschutzge­

setz komplett neu aufgesetzt und damit 
noch breitere und tiefere Eingriffe in die 
Grundrechte der Bevölkerung legalisiert 
als der Bund und die anderen Bundeslän­
der bis dahin. Kurz darauf reichten die 
Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V.1 und 
drei von der – nun ausgeweiteten – Über­
wachung betroffene bayerische Genossen 
Verfassungsbeschwerde beim BVerfG ein.

Sie machten geltend, dass die Erhe­
bung von Telekommunikations­Vorratsda­
ten, der Große Lauschangriff, die Online­
Durchsuchung, die Quellen­Telekommu­
nikationsüberwachung, der Einsatz von 
Verdeckten Mitarbeitern und V­Leuten 
sowie einige andere Methoden unverhält­
nismäßig und damit verfassungswidrig 
seien – und vor allem, dass der Geheim­
dienst diese tiefgreifenden Mittel nun 
noch willkürlicher einsetzen dürfe als 
vorher schon: „Das bayerische Gesetz 
nennt sehr weite Tatbestände, um diese 
Maßnahmen zu rechtfertigen, formuliert 
extrem vage so genannte ,schwerwie­
gende Gefahren‘ und verlagert die ge­
heimdienstliche Überwachung weit ins 
Vorfeld von tatsächlichen oder vermeint­
lichen Delikten“, erläutert Bijan Moini, 
Leiter des Legal Teams der Gesellschaft 
für Freiheitsrechte, im Gespräch mit der 
RHZ. „Es war nicht nur in den Einzel­
fällen richtig, gegen die geheimdienst­

1 https://freiheitsrechte.org

liche Überwachung vorzugehen: Bayern 
sieht sich auch im Sicherheitsrecht als 
Vorreiter. Es ist enorm wichtig, das Ver­
fassungsschutzrecht, aber auch zum Bei­
spiel das bayerische Polizeiaufgabenge­
setz anzugreifen, bevor es in der ganzen 
Republik Schule macht. Und das haben 
wir getan.“

Fünf Jahre später gab das BVerfG 
der Klage nun teilweise statt – immerhin 
zehn Werkzeuge des bayerischen Geheim­
dienstes gelten als grundgesetzwidrig, 
darunter unter anderem
• die Wohnraumüberwachung (weil laut 
BVerfG gar „nicht auf das Ziel der ,Ab­
wehr‘ einer Gefahr ausgerichtet“), 
• die Online­Durchsuchung (dito),
• die Ortung von Mobilfunkendgeräten 
(„weil die Befugnis so weit gefasst ist, 
dass sie auch eine langandauernde Über­
wachung der Bewegungen der Betroffe­
nen erlaubt (,Bewegungsprofil‘), ohne 
den dafür geltenden verfassungsrechtli­
chen Anforderungen zu genügen“ – sonst 
ginge sie in Ordnung)
• der Einsatz von „Verdeckten Mitarbei­
tern“ und „Vertrauensleuten“ (weil „keine 
hinreichenden Eingriffsschwellen“ und 
der „Kreis zulässiger Überwachungsadres­
saten“, gegen die der Einsatz sonst ganz 
persönlich und gezielt gerichtet sein darf, 
nicht eindeutig genug geregelt ist) sowie
• die Observation einer Person außer­
halb ihrer Wohnung „durchgehend länger 
als 48 Stunden oder an mehr als drei Ta­
gen innerhalb einer Woche verdeckt“ und 
„auch mit technischen Mitteln planmä­
ßig“ („weil die Befugnis für den Fall be­
sonders eingriffsintensiver Observationen 
nicht hinreichend bestimmt auf Bestre­
bungen oder Tätigkeiten von besonders 
gesteigerter Überwachungsbedürftigkeit 
beschränkt ist und es auch hier an einer 
unabhängigen Vorabkontrolle fehlt“).2

2 Detailliert zum Beschluss des BVerfG: https://www.
bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Presse­
mitteilungen/DE/2022/bvg22­033.html

Ein bisschen 
verfassungswidrig
Bayerns Inlandsgeheimdienst bekommt einen Dämpfer

Lautstark gegen verfassungswidrige Aktionen 

des VS (CC by Gesellschaft für Freiheitsrechte)
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„Lediglich mit der Verfassung 
unvereinbar“

Andere Beschwerdepunkte wies das 
höchste Gericht dagegen als unzulässig 
zurück – erlaubt bleiben dem bayerischen 
Geheimdienst weiterhin unter anderem 
die Überwachung durch „Auskunft bei 
Postdienstleistern, Telekommunikations­
diensten und Telemedien“ und „weitere 
Auskunftsersuchen“, die Übermittlungen 
der ausgespähten Daten an nicht öffent­
liche Stellen im In­ und europäischen 
Ausland (weil in der Klage „die Mög­
lichkeit der Grundrechtsverletzung nicht 
substantiiert dargelegt ist“) und die ver­
pflichtende Übermittlung solcher Daten 
an „Staatsanwaltschaften, Polizeien und 
andere“. Auch die mit der Verfassungsbe­
schwerde eingeforderte „Transparenz und 
Kontrolle“ des bayerischen Geheimdiens­
tes wies das BVerfG zurück. Und hielt 
fest: „Im Übrigen sind die beanstandeten 
Vorschriften lediglich mit der Verfassung 
unvereinbar und gelten vorübergehend – 
mit Blick auf die betroffenen Grundrechte 
jedoch nach einschränkenden Maßgaben 
– bis zum Ablauf des 31. Juli 2023 fort.“

Dass die bayerische Staatsregierung 
nun demnächst zumindest einige der vor 
sechs Jahren eingeführten Erweiterungen 
der geheimdienstlichen Befugnisse zu­
rücknehmen muss, ist für Kerem Scham­
berger, einen der drei Kläger, dennoch ein 

Erfolg: „Bayern als selbsterklärte rechte 
Ordnungszelle hat in der deutschen Ge­
schichte immer die Rolle gehabt, Reak­
tion und Repression auszubauen. Wenn 
dem kein Widerstand entgegengesetzt 
wurde, haben das dann die anderen Län­
der übernommen. Das war auch 2016 so.“ 

Und tatsächlich schrieben CSU und 
Freie Wähler nach der Landtagswahl 
2018 in ihren Koalitionsvertrag: „Wir 
setzen auf einen leistungsfähigen und 
starken Verfassungsschutz (…). Dazu set­
zen wir uns dafür ein, die Befugnisse 
des Verfassungsschutzes in Bund und 
Ländern auf der Grundlage (…) des novel­
lierten Bayerischen Verfassungsschutz­
gesetzes zu vereinheitlichen.“ Tatsäch­
lich haben bereits viele andere deutsche 
Geheimdienste ähnliche Befugnisse wie 
der bayerische, erläutert Bijan Moini von 
der GFF: „Sie müssen nach diesem Ur­
teil nun ihre Gesetze kritisch prüfen und 
überarbeiten.“ 

„Schön, dass aus Bayern nicht nur 
Repression, sondern auch Widerstand 
ausstrahlt“, freut sich daher Kerem 
Schamberger. Der Münchner war als Kla­
geführer geradezu prädestiniert. Große 
Aufmerksamkeit erregte 2016 der Ver­
such des bayerischen Geheimdienstes, 
seine Anstellung an der Universität zu 
verhindern: „Die wandten sich mit ,Er­
kenntnismitteilungen‘ an die Uni, warum 
ich für den öffentlichen Dienst nicht ge­

eignet sei – zur Begründung hatten sie 
Fotos von mir auf legalen, angemeldeten 
Demos oder Erwähnungen im VS­Bericht, 
weil ich eine Podiumsdiskussion zum Sy­
rienkrieg moderiert hatte. Mit diesem de­
facto­Berufsverbot war ich ein gutes Bei­
spiel dafür, was Überwachung durch den 
Inlandsgeheimdienst bedeuten kann.“

Nötig ist nicht nur juristischer, 
sondern auch politischer Widerstand

Mit Schamberger und der GFF vors Bun­
desverfassungsgericht gezogen waren 
zwei weitere Mitglieder der bayerischen 
Vereinigung der Verfolgten des Nazire­
gimes/Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten e.V. – Teil ihres jahrelan­
gen Kampfes gegen die Nennung der VVN 
im Jahresbericht des Geheimdienstes.3 
„Übrigens wurde die VVN im aktuellen 
VS­Bericht erstmals nicht mehr aufge­
führt“, berichtet Schamberger. „Nicht, 
weil der Geheimdienst seine Einschät­
zung ihr gegenüber geändert hätte, son­
dern wegen des politischen Drucks. Ein 
Aspekt dabei könnte auch unser Verfah­
ren gewesen sein. Schon die Annahme 
der Klage in Karlsruhe hat das Signal 
nach Bayern gegeben, dass das BVerfG in 
den Befugnissen des Geheimdienstes ein 
Problem sieht.“

Als politischer Aktivist ist sich Ke­
rem Schamberger allerdings bewusst, 
dass man „Sicherheits“organen nicht nur 
juristisch, sondern auch politisch und 
auf der Straße Widerstand entgegenset­
zen muss: „Eine Kombination verschie­
dener Methoden ist sinnvoll. Und das 
Gesetz zur Erweiterung der Befugnisse 
des bayerischen Geheimdienstes war so 
diffus, so vage, dass man da gut ju­
ristisch anknüpfen konnte.“ Den Erfolg 
reklamiert er freilich nicht für sich und 
seine Mitkämpfer:innen in VVN und GFF 
allein: „Das war ein Erfolg für alle, die 
seit Jahren Widerstand gegen diese und 
andere Verschärfungen von Repression 
und Überwachung leisten. Ein Erfolg, der 
zeigt, dass sich Widerstand auf allen 
Ebenen lohnt.“ Und ein Ansporn, den Ge­
heimdienst weiter zurückzudrängen – vor 
Gericht, auf der Straße, in Medien und an 
der Haustür.  

3 Siehe dazu das Interview mit der VVN­Bundesvor­
sitzenden Cornelia Kerth in RHZ 2/2021.

Kostenloses Probeexemplar oder Abo: www.graswurzel.net
insta: @graswurzelrevolution – twitter: @graswurzelrevo1

Grafik: Wilfried Porwol

„Stoppt die Kriegsmaschinerie!“
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Dieter Reinisch

Operation Arbacia war die größ-

te Aktion gegen republikanische 

Aktivist*innen seit Jahren. Im Au-

gust 2020 durchsuchten hunderte 

Polizeibeamt*innen die Häuser von 

Republikaner*innen auf der ganzen 

irischen Insel. In Dublin in der Repub-

lik wurden in den frühen Morgenstun-

den genauso Haustüren eingetreten, 

wie in Derry, Armagh und Belfast in 

Nordirland – sogar die schottische Po-

lizei durchsuchte Häuser in Glasgow 

und Edinburgh.

�� Hunderte Beamt*innen waren in der 
koordinierten Operation im Einsatz. Es 
war eine grenzübergreifende Aktion, in 
der englische, schottische, nordirische 
und irische Polizist*innen genauso wie 
die Geheimdienste Irlands und der bri­
tische MI5 (Military Intelligence, Sec­
tion 5; britischer Inlandsgeheimdienst)  
involviert waren. Am Ende wurden zehn 
Personen angeklagt. Unter ihnen sind die 
die beiden Frauen Amanda McCabe, bes­
ser bekannt unter dem Namen „Mandy 
Duffy“, und Sharon Jordan.

Neun von ihnen sind republikanische 
Aktivist*innen, denen vorgeworfen wird, 
an Treffen der Führung der Guerillaorga­
nisation „Neue IRA“ im Frühjahr 2020 
teilgenommen zu haben. Der zehnte An­
geklagte ist der nahe der schottischen 
Hauptstadt Edinburgh lebende palästi­
nensische Arzt und Aktivist Issam Bassa­
lat Hijjawi. Er soll an einem Treffen mit 
der IRA­Leitung im Frühsommer 2020 
nahe Omagh in der Grafschaft Tyrone 
teilgenommen haben und zuvor auch mit 
Mitgliedern der Organisation in den Li­
banon gereist sein, um dort Kontakt zu 
schiitischen und palästinensischen Or­

ganisationen aufzubauen. Hijjawi, 66, ist 
der ehemalige Vorsitzende der palästi­
nensischen Gemeinde in Schottland.

MI5 hat die Verhaftungen vorbereitet

Die Verhaftungen der republikanischen 
Aktivist*innen basierte auf der Arbeit 
eines MI5­Agenten innerhalb republika­
nischer Gruppen: Dennis McFadden. Er 
kam Ende der 1990er Jahre aus Schott­
land nach Belfast und infiltrierte dort zu­
nächst die Sinn­Féin­Ortsgruppe in North 
Antrim. Später war er aktiv in der Solida­
ritätskampagne für zwei republikanische 
Gefangene. JP Wootton und Brendan Mc­
Conville sitzen seit 2009 trotz fehlender 
Beweise  wegen der Erschießung eines 
Polizisten in Craigavon in Haft. Beide 
waren in die Tat nicht involviert, aber ein 
Informant sagte gegen sie aus.

McFadden war einige Jahre lang aktiv 
in der Solidaritätskampagne für die bei­
den Republikaner. Später schloss er sich 
der neu entstandenen Gruppe Saoradh 
(Befreiung) an. Die Gruppe gilt als der po­
litische Arm der „Neuen IRA“. Während 
dem ersten Pandemie­Lockdown baute 

McFadden eine Bar in sein Haus in einem 
nördlichen Vorort von Belfast, um sich 
dort mit Aktivist*innen zu treffen und 
diese abzuhören.

Im Frühjahr 2021 organisierte er 
zwei Treffen für die angebliche Leitung 
der „Neuen IRA“ in der Grafschaft Tyro­
ne. Zum zweiten Treffen lockte er auch 
Hijjawi mit dem Vorwand, er solle „für 
Genoss*innen einen Vortrag über die po­
litische Lage in Palästina halten“ an. 
Hijjawis Anwälte beteuern, ihr Klient ha­
be nicht gewusst, zu welchem Treffen er 
fahre. Im November 2019 sprach Hijjawi 
auch auf dem Parteitag von Saoradh in 
Newry, an dem ich selbst als Pressever­
treter teilgenommen habe und für irische 
und deutsche Zeitungen berichtete.

Dennoch wurde Hijjawi aufgrund von 
Terrorismusunterstützung festgenommen 
und nach Nordirland überstellt. Dort ver­
brachte er über ein Jahr im Hochsicher­
heitsgefängnis Maghaberry. Aufgrund 
seines schlechten Gesundheitszustands 
nach einem Herzinfarkt in Haft wurde er 
kurz vor Weihnachten 2021 auf Bewäh­
rung entlassen.

Die anderen Angeklagten befinden 
sich noch in Haft. Sharon Jordan und 
Mandy Duffy sind im Frauengefängnis 
Hydebank inhaftiert, wo auch eine drit­
te republikanische Gefangene, Christine 
Connor, einsitzt. Die Männer wurden alle 
in das Hochsicherheitsgefängnis Magha­
berry gebracht.

Zersplitterung der 
republikanischen Bewegung

Maghaberry wurde noch während des 
Nordirlandkonflikts in den 1980er Jahren 
errichtet. Zunächst war es ein Gefäng­
nis für weibliche politische Gefangene, 
die dorthin verlegt wurden, als das alte 
viktorianische Frauengefängnis Armagh 
endlich geschlossen wurde. Doch ab En­
de der 1980er Jahre wurden auch immer 

Status und Situation
Die republikanischen Gefangenen in Irland

Eine Tafel an einer Landstraße in der Graf-

schaft Tyrone warnt davor, mit der Polizei zu 

sprechen. Darüber weht die irische Flagge und 

der republikanisch-sozialistische Starry Plough
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mehr republikanische Männer nach Mag­
haberry gebracht. Zu dieser Zeit setzte 
sich der Konflikttransformationsprozess 
in Gang und die republikanische Bewe­
gung begann sich langsam zu zersplit­
tern – die Frage, wie der republikanische 
Kampf für ein vereintes Irland fortgeführt 
werden sollte, spaltete die Bewegung.

Die erste Gruppe, die die berüchtigten 
H­Blocks von Long Kesh/Maze aus politi­
schen Gründen verließ war die „League 
of Communist Republicans“ (Bund der 
kommunistischen Republikaner*innen) 
um das IRA­ und heutige KPI­Mitglied 
Tommy McKearney. Die LCR wurde nach 
Maghaberry gebracht und bald sollten 
ihr mehrere republikanische Dissidenten 
folgen.

Die Mehrheit der IRA unterstützte 
aber den Konflikttransformationsprozess. 
1998 wurde das Karfreitagsabkommen 
unterzeichnet, womit dem drei Jahr­
zehnte andauernden Krieg ein formel­
les Ende gesetzt wurde. Alle Gefange­
nen, die das Abkommen unterstützten, 
wurden bis Sommer 2000 freigelassen 
– pro­britische Loyalist*innen und irische 
Republikaner*innen. Die berüchtigten 
H­Blocks, in denen 1981 Bobby Sands 
und neun weitere Republikaner*innen in 
einem Hungerstreik für politische Rechte 
starben, wurden im Juli desselben Jahres 
geschlossen.

Es gibt keine genauen Zahlen, aber 
Schätzungen gehen davon aus, dass zwi­
schen dem Beginn der Internierungen 
im August 1971 und der Schließung der 
H­Blocks im Juli 2000 zwischen 20.000 
und 25.000 Personen in Nordirland in In­
ternierungslagern und Gefängnissen ein­
gesperrt waren. Die Provinz hat heute 1,8 
Millionen Einwohner*innen – also etwas 
weniger als Hamburg.

Politische Gefangene aktuell

Im kontinentaleuropäischen Friedensnar­
rativ zum Nordirlandkonflikt wird selbst 
von Aktivist*innen oft übersehen, dass 
es jedoch durchgängig seit den 1990er 
Jahren weiterhin politische Gefangene 
in beiden Staaten auf der irischen Insel 
gibt. Die zehn verhafteten Aktivist*innen 
vom August 2020 schlossen sich einer 
Gruppe von derzeit rund 80 politischen 
Gefangenen an.

Diese Gefangenen gehören zu unter­
schiedlichen republikanischen Gruppen, 

die sich ab Mitte der 1980er Jahre von 
der republikanischen Bewegung um IRA 
und Sinn Féin abgespaltet haben und 
weiterhin den bewaffneten Kampf für ei­
ne vereinigte, sozialistische Republik als 
Recht der irischen Bevölkerung und tak­
tische oder strategische Notwendigkeit 
des irischen Republikanismus ansehen. 
1986 trennte sich eine Gruppe, die spä­
ter als Continuity IRA bekannt wurde. 
1996/1997 entstand die Real IRA um 
den IRA­Quartiermeister Michael McKe­
vitt, die über mehrere Jahre die aktivste 
republikanische Gruppe war, bis sie Ende 
der 1990er Jahre durch die Arbeit des 
FBI­Spitzels David Rupert fast gänzlich 
zerschlagen wurde.

Daneben existiert noch die marxis­
tische Irisch National Liberation Army 
(INLA) aus den 1970er Jahren und Óg­
laigh na hÉireann (ONH), die um 2008 
entstand, nachdem sich ein Teil der IRA 
aufgrund der Entwaffnung 2005 und der 
Anerkennung der nordirischen Polizei 
durch Sinn Féin 2006 von der republi­
kanischen Bewegung trennte. Die INLA 
hat offiziell 2009 ihre Waffen abgegeben 
und ONH ist seit Januar 2019 in einem 
„militärischen Waffenstillstand“, wie es 
die Organisation bezeichnet.

Die Real IRA ging im Sommer 2012 
in der Sammelbewegung „Neue IRA“ auf. 
Diese Neue IRA ist wie die kleine, kaum 
handlungsfähige Continuity IRA, offiziell 
noch aktiv. In den letzten beiden Jahren 
haben aber beide Organisationen keine 
Aktionen gegen die britische Armee oder 
die nordirische Polizei durchgeführt.

Das hat auch mit der Infiltrierung 
durch den Geheimdienst zu tun, die dazu 
führt, dass die Zahl der politischen Ge­
fangenen im Vergleich zu den Aktivitäten 
der Gruppen weiterhin hoch ist.

Die politischen Gefangenen in der 
Republik Irland sind fast alle im Hochsi­
cherheitsgefängnis Portlaoise inhaftiert. 
Dort sitzen derzeit rund 50 Aktivisten 
ein. In Nordirland sind die männlichen 
Gefangenen (in der südlichen Republik 
Irland gibt es derzeit keine weiblichen 
politischen Gefangenen) im Hochsicher­
heitsgefängnis Maghaberry. Es liegt nur 
unweit des ehemaligen Long Kesh Inter­
nierungslager und der H­Blocks entfernt 
– rund 30 km südwestlich von Belfast. Die 
drei weiblichen Gefangenen sind im Frau­
engefängnis Hydebank. Immer wieder be­
antragen republikanische Gefangene aus 

dem Westen der Insel nach Magilligan bei 
Derry verlegt zu werden, um es Familien­
besuchen einfacher zu machen, falls ihre 
Verwandten aus der Gegend sind.

In Maghaberry sitzen derzeit rund 20 
republikanische Gefangene, die wie die 
Insassen in Portlaoise, einen eigenen Ge­
fängnisflügel haben. In Maghaberry ist es 
das Roe House, wo in den beiden Etagen 
3 und 4 die republikanischen Gefange­
nen untergebracht sind. Durch diese Se­
gregation der republikanischen Gefange­
nen erkennt sie der irische und britische 
Staat als politische Gefangene an – auch 
erkennen der Staat und die Gefängnislei­
tung ihre Organisationsstruktur an.

Haftbedingungen

Die republikanischen Gefangenen ha­
ben einen Sprecher, Bildungsoffizier 
und Oberbefehlshaber. Nur der Oberbe­
fehlshaber darf mit der Gefängnisleitung 
sprechen. Beschwerden müssen über ihn 
kommuniziert werden. Auch können die 
republikanischen Gefangenen selbst ent­
scheiden, welche Gefangenen sie in ihren 
Gefängnisflügel aufnehmen – die Gefäng­
nisleitung muss diese Entscheidungen 
respektieren.

Die Situation war jedoch nicht im­
mer so. In den Jahren nach 2000 war die 
Zahl der republikanischen Gefangenen 
gering und die britische Regierung wei­
gerte sich, sie als politische Gefangene 
anzuerkennen. Die republikanischen Ge­
fangenen waren nicht von anderen Ge­
fangenen getrennt, wodurch die Wärter 
die Situation ausnutzten und es zu vielen 

Plakat mit der Aufschrift „Sieg für die 

Gefangenen – politischer Status jetzt!“ an der 

Falls Road in Belfast, 2017 
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körperlichen Misshandlungen durch Wär­
ter und pro­britische loyalistische Ge­
fangene kam. Erst durch eine Reihe von 
Gefängnisprotesten wurde den Republi­
kanern wieder ihr eigener Gefängnisflügel 
in Nordirland genehmigt, wodurch sie von 
Misshandlungen durch Loyalisten wieder 
geschützt waren.

2009 kam es abermals zu Protesten. 
Diesmal gegen die Praxis der Nacktdurch­
suchungen. Viele Gefangene wurden 
regelmäßig brutal diesen Durchsuchun­
gen unterworfen. Bei Gerichtsterminen 
mussten manche Gefangenen die ernied­
rigenden Nacktdurchsuchungen in allen 
Körperöffnungen bis zu sechs Mal täglich 
über sich ergehen lassen. Die Gefange­
nen begannen dagegen einen monatelan­
gen Protest, der am Höhepunkt zu einem 
Schmutzprotest führte. Das bedeutet, 
dass die Gefangenen sich weigerten ihre 
Zellen zu verlassen und keine Sanitäts­
einrichtungen außerhalb ihrer Zellen be­
nutzten. Manche der Gefangenen nahmen 
mehrere Monate an dieser Protestform 
teil. Im August 2010 wurde dann ein Ab­
kommen geschlossen, an dessen Zustan­
dekommen Gewerkschaften und das In­
ternationale Rote Kreuz beteiligt waren. 
Statt der Nacktdurchsuchungen sollte ein 
Körperscanner, wie er in Flughäfen in 
Verwendung ist, eingesetzt werden.

Der Alltag der republikanischen Ge­
fangenen ist ein ständiger Kampf zur 
Verteidigung ihrer Rechte – wie es bereits 
in den 1970er und 1980ern der Fall war. 
Die Pandemie verschlechterte auch die 
Situation in Maghaberry, nachdem die 
Besuchsregelungen in den nordirischen 
Gefängnissen eingeschränkt wurden.

Laut Republikaner*innen dürfen nur 
maximal drei Personen an sogenannten 
„geschlossenen Besuchen“ teilnehmen, 
bei denen Gefängnispersonal permanent 
anwesend ist und Angehörige durch eine 
Plexiglaswand getrennt sind. Viele repub­
likanische Gefangene haben Kinder und 
durften diese während den letzten zwei 
Jahren nicht umarmen oder privat mit 
ihnen sprechen.

Daher drohten die Gefangenen An­
fang Februar mit Protesten. Unterstützt 
wurden sie in ihrer Forderung der Rück­
nahme dieser Beschränkungen von drei 
unabhängigen Stadträten in Derry und 
Strabane. Gary Donnelly, Paul Gallagher 
und Sean Carr sprachen angesichts der 
zunehmenden Spannungen ihre Unter­

stützung für die Gefangenen in Magha­
berry aus.

In einer gemeinsamen Erklärung be­
tonten sie: „Die Gefängnisleitung ver­
sucht, Gefangene zu zwingen, Besuche 
in einer feindlichen Umgebung zu ma­
chen, mit Plexiglaswänden, wenig oder 

keinem physischen Kontakt und einer 
aufdringlichen Anwesenheit der Gefäng­
niswärter. Die Auswirkungen, die dies 
auf Familien haben würde, insbesondere 
auf Kinder, würden den Besuch zu ei­
ner einschüchternden und aufdringlichen 
Erfahrung machen, anstatt die Rechte 
von Besucher*innen und Gefangenen zu 
garantieren.“

Wie so oft in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten wurden die republikanischen 
Gefangenen nicht von der Partei Sinn 
Féin unterstützt. Sinn Féin unterstützt 
seit 2000 keine republikanischen Gefan­
genen mehr, da sie die heutigen Ge­
fangenen nicht als politische Gefangene 
anerkennt. Unterstützung bekommen die 
Republikaner*innen während ihrer Pro­
teste in den letzten Jahren nur von linken 
und trotzkistischen Abgeordneten aus 
den Reihen von People Before Profit und 
RISE, die in den Parlamenten in Dublin 
und Belfast vertreten sind.

Sondergerichtshöfe und  Sinn Féin

Stattdessen stimmte Sinn Féin vergan­
genes Jahr erstmals für die Finanzie­
rung der Sondergerichtshöfe in der Re­
publik Irland. Diese „Special Criminal 
Courts“ waren in den 1970er Jahren ein­

geführt worden, um Republikaner*innen 
nur aufgrund der Aussage eines*r an­
onymen Polizist*in oder eines*r 
Geheimdienstmitarbeiter*in Verfahren 
ohne Jury wegen „Terrorismus“ zu ver­
urteilen. Bisher lehnte Sinn Féin die Fi­
nanzierung dieser Gerichtshöfe immer ab 
und stimmte im Parlament stets dagegen 
– 2021 enthielt sich die Partei erstmals. 
Unter den eigenen Mitgliedern stieß dies 
auf Kritik. Theresa Ferris, die Tochter 
des ehemaligen Sinn­Féin­Abgeordneten, 
führenden IRA­Mitglieds und ehemali­
gen Gefangenen Martin Ferris, die selbst 
Sinn­Féin­Bürgermeisterin ihrer Heimat­
stadt Tralee war, schrieb auf Facebook: 
„Diese Gerichtshöfe wurden eingeführt, 
um Republikaner*innen wie mich und 
meinen Vater ins Gefängnis zu bringen. 
Wenn Sinn Féin diese Gerichtshöfe nicht 
ablehnt, muss ich mir in Zukunft wohl ei­
ne andere Partei suchen.“ Auch Amnesty 
International kritisiert seit Jahrzehnten 
diese Gerichtshöfe, da sie gegen europäi­
sches Recht verstoßen.

Solange es diese Gerichtshöfe gibt, 
werden sie auch politische Aktivist*innen 
verurteilen. Da Sinn Féin diese 
Aktivist*innen nicht mehr unterstützt, 
haben ihre Familien eigene Gefangenen­
hilfsorganisationen gegründet. Diese hei­
ßen Irish Republican Welfare Association, 
Cabhair und Cógus. Sie unterstützen bis 
heute die Familien der unterschiedlichen 
IRA­Gruppierungen in den irischen und 
britischen Hochsicherheitsgefängnissen.

Die Hilfsorganisationen sammeln je­
des Jahr ein paar tausend Euro und Pfund 
Sterling für die Familien der gefangenen 
Republikaner*innen. Laut einem aktuel­
len Bericht des Belfast Telegraph zahlt 
der MI5 jährlich 300.000 Pfund Sterling 
an Informant*innen in den Reihen politi­
scher Organisationen in Nordirland.  

Die Wandtafel der Gefangenenhilfsorganisation 

IRPWA warnt vor MI5-Aktivitäten und 

Polizeirepression. 

Falls Road in Belfast, 2019 
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• Dieter Reinisch ist Aktivist und 
Historiker an der National University 
of Ireland in Galway. Ende des Jahres 
erscheint von ihm „Learning Behind 
Bars“ („Lernen hinter Gittern“) über 
das Leben der IRA­Gefangenen wäh­
rend des Nordirlandkonflikts bei Uni­
versity of Toronto Press.
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Silke Makowski  (Hans-Litten-Archiv)

Nur wenige Jahre nach der Befreiung 

vom Faschismus und dem Ende des 

Vernichtungskriegs der Wehrmacht 

arbeitete die Bundesregierung unter 

Konrad Adenauer Anfang der 1950er-

Jahre systematisch an der Remilitari-

sierung. Um den Widerstand aus der 

Bevölkerung zu schwächen, wurden 

Verbotsanträge gegen die Freie Deut-

sche Jugend, die Kommunistische 

Partei und die Vereinigung der Ver-

folgten des Naziregimes gestellt und 

Friedenskampagnen wie die Ohne-uns-

Bewegung mit Prozessen überzogen.

�� Ein wichtiger Schritt der Bundesregie­
rung auf dem Weg zur Wiederbewaffnung 
war der Generalvertrag, gegen den sich 
breite Proteste formierten: Beim West­
deutschen Treffen der Jungen Generation 
am 2. März 1952 in Darmstadt hatten 
sich kirchliche, gewerkschaftliche, bün­
dische und sozialistische Jugendverbän­
de ebenso wie Pfadfinder*innen und die 
Jugend des Deutschen Roten Kreuzes 
eingefunden und positionierten sich ge­
gen die Aufrüstung. In der Folge wurde zu 
einer Friedenskarawane für den 11. Mai 
in Essen mobilisiert.

Die staatlichen Behörden zielten von 
Anfang an auf eine brutale Zerschla­
gung dieser Großdemonstration ab, um 
die westdeutsche Friedensbewegung zu 
schwächen. Die Inszenierung bürger­
kriegsartiger Auseinandersetzungen bot 
zudem einen weiteren Vorwand für die 
Kriminalisierung der beteiligten kommu­
nistischen Organisationen, die als prä­
gend und Rädelsführer*innen dargestellt 
wurden. Dafür spricht das kurzfristige 
Verbot der Demonstration am 10. Mai um 

16 Uhr, als viele Jugendliche bereits auf 
dem Weg ins Ruhrgebiet waren.

Schon bei der Anreise hielten Poli­
zeikräfte Busse und Züge an, kontrollier­
ten die Antimilitarist*innen und nahmen 
sie teilweise fest. Am Essener Bahnhof 
und im ganzen Stadtgebiet schikanier­
ten Polizeiposten und Einsatztrupps auch 
Anwohner*nnen mit Kontrollen und den 
ständigen Aufforderungen, nicht stehen­
zubleiben. Menschenansammlungen wur­
den sofort aufgelöst, und als die Jugend­
lichen kleinere Spontandemonstrationen 
gegen den Generalvertrag bildeten, gin­
gen die Polizeikräfte mit blutiger Gewalt 
gegen die Aktivist*innen vor: Gummi­
knüppel, mit Leder umwickelte Stahl­
ruten, Polizeihunde und Pferdestaffeln 
wurden gegen die Antimilitarist*innen 
eingesetzt und Hunderte verletzt, darun­
ter auch viele unbeteiligte Umstehende.

Als sich dennoch immer wieder klei­
nere Protestzüge vor allem am gut be­
suchten Gruga­Park formierten, wurde 
der Schießbefehl erteilt, und die Re­
pressionsorgane begannen, gezielt in die 
Demonstrationen und von hinten auf die 
flüchtenden Teilnehmer*innen zu schie­
ßen. Der 21­jährige Münchner Kommu­
nist Philipp Müller wurde von zwei Kugeln 
in den Rücken getötet; schwere Verlet­
zungen im Hüft­ und Beinbereich erlitten 
der Sozialdemokrat Bernhard Schwarze 
aus Münster und der Gewerkschaftsakti­
vist Albert Bretthauer aus Kassel.

Über 250 Kriegsgegner*innen wurden 
an diesem Tag in Essen festgenommen 
und einige auch dem Haftrichter vor­
geführt: Elf Demonstrant*innen blieben 
monatelang in Untersuchungshaft und 
wurden am 20. Oktober 1952 vom Land­
gericht Dortmund wegen „Aufruhrs in Tat­
einheit mit Landfriedensbruch“ zu Haft­
strafen von insgesamt sechs Jahren und 
vier Monaten verurteilt. Daneben wurden 
zahllose weitere Ermittlungsverfahren 
eingeleitet.

Während die Antimilitarist*innen 
im Zeichen der antikommunistischen 
Hexenjagd verfolgt wurden, verweiger­
ten die staatlichen Stellen einen offi­
ziellen Untersuchungsausschuss. Nach­
dem sich die anfängliche Behauptung, 
die Demonstrant*nnen hätten das Feuer 
eröffnet, nicht halten ließ, wurde auf 
Steinwürfe verwiesen, mit denen sich ei­
nige Jugendliche gegen die mörderischen 
Polizeiangriffe gewehrt hatten.

Die Denkweise der Justiz geht aus 
der Anklageschrift gegen Heinrich Köster 
und andere vom 18. August 1952 hervor, 
die wegen ihrer Teilnahme an der Frie­
denskarawane verfolgt wurden. Nach der 
Schilderung der Erschießung von Philipp 
Müller und der Erwähnung zweier weite­
rer verletzter Demonstranten wird darin 
die tödliche Polizeigewalt als normales 
Mittel dargestellt und unter dem Kri­
terium der Effektivität betrachtet: „Der 
Schusswaffengebrauch hatte Erfolg. Die 
Demonstranten räumten sofort den Platz, 
so dass bereits nach einer halben Minute 
der Befehl zum Feuereinstellen gegeben 
werden konnte.“ (Anklage gegen Köster 
u. a., S. 5, DKP­Archiv Essen). Kein Wun­
der also, dass das Landgericht Dortmund 
wenig später den Polizeikräften einen 
offiziellen Persilschein ausstellte, als es 
den Schießbefehl als Notwehr einstufte.

Die tödlichen Schüsse auf Philipp 
Müller blieben jedoch im kollektiven Ge­
dächtnis präsent: Vor allem in Essen und 
München fanden regelmäßig Gedenkver­
anstaltungen statt, und in der DDR wur­
den Straßen, Schulen und andere Ein­
richtungen nach ihm benannt.  

Der „Essener Blutsonntag“
Der erste Demotote der BRD: Tödliche Polizeischüsse auf 
Philipp Müller

• Zum 70. Jahrestag der tödlichen 
Schüsse auf Philipp Müller bringt das 
Hans­Litten­Archiv eine Broschüre he­
raus, die auch als PDF auf hans­litten­
archiv.de zu finden sein wird.
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Markus Mohr

In der Zeit zwischen 11. und 24. Mai 

1972 führte die RAF in der Bundes-

republik eine Bombenkampagne mit 

sechs Anschlägen durch. Der erste An-

schlag wurde auf das im ehemaligen 

IG Farben-Gebäude untergebrachte 

Hauptquartier des V. Korps der ame-

rikanischen Streitkräfte in Frankfurt 

am Main verübt. Einen Tag später, am 

12. Mai, griff die RAF mit Anschlägen 

Einrichtungen der Polizei in Augsburg 

und München an. Drei Tage später, 

am 15. Mai, explodierte unter dem 

Beifahrersitz des Autos des Ermitt-

lungsrichters am Bundesgerichtshof 

Wolfgang Buddenberg eine Bombe, 

als seine Ehefrau den Wagen startete. 

Sie wurde schwer verletzt. Am 19. Mai 

verübte die RAF während der Arbeits-

zeit einen Bombenanschlag auf das 

Verlagsgebäude der Axel Springer AG 

in Hamburg. Von fünf im Gebäude de-

ponierten Sprengsätzen explodierten 

zwei. Am 24. Mai stellte die RAF zwei 

Fahrzeuge mit insgesamt 120 Kilo-

gramm Sprengstoff auf dem Gelände 

des Hauptquartiers der 7. US-Armee 

in Heidelberg ab, die auch explodier-

ten. Bei allen Anschlägen zusammen 

wurden vier US-Soldaten getötet, etwa 

80 Menschen zum Teil schwer verletzt.

�� Zwei Jahre nach ihrer Gründung im 
Mai 1970 – nach etwa 20 Verhaftungen 
mutmaßlicher Gruppenmitglieder sowie 
drei eigenen Toten (Petra Schelm, Ge­
org von Rauch und Thomas Weissbecker) 

– schaltete die RAF nun auf Angriff. 
Die Bombenanschläge wurden jeweils 
in Erklärungen begründet, die bis auf 
eine Ausnahme an die Nachrichtenre­
daktionen von Zeitungen und Rundfunk­
anstalten übersendet wurden. Mit der 
Anschlagserie knüpfte die RAF an die 
zentralen Themen der APO (Außerparla­
mentarischen Opposition) der Jahre 1966 
bis 1968 an: Vietnam­Krieg, Springer, 
Justiz und Polizei. 

„… morgen auf das Pentagon!“

Nach den ersten drei Bombenanschlägen 
(Frankfurt, München, Augsburg) beteilig­
te sich auch die rh_ Frankfurt an einer 
weiteren Demonstration von etwa 3.000 
Leuten gegen den von der US­Regierung 
unter Präsident Richard Nixon weiter es­
kalierten Vietnamkrieg. Zuvor war von 
amerikanischen Abwehrstellen mit Miss­
mut registriert worden, dass bei einer vo­
ran gegangenen Vietnam­Demonstration 
„hier und da eine deutliche Solidarisie­
rung mit den Attentätern“ erfolgt war. Mit 
dem Ruf „Heute Bomben auf das Kasino, 
morgen auf das Pentagon“ seien einige 
Gruppen durch die Stadt gezogen. (FAZ 
v. 15. Mai 1972) Nunmehr wurde auf auf 
Transparenten unter anderem „Solidari­
tät mit den indonesischen Völkern“ sowie 
„Für den Sieg des Vietcong, Bomben 
auf das Pentagon!“ eingefordert. (FR v. 
20. Mai 1972) Auf einem dort verteilten 
Flugblatt unter der Überschrift „Die Waf­
fe der Kritik und die Kritik der Waffen“ 
erklärte die  rh_, dass sie keinen Anlass 
dazu sehe, sich von dem Anschlag auf das 
Hauptquartier des V. US­Korps im alten 
Zentralgebäude des IG Farben­Hauses zu 
distanzieren. Aufgrund der herrschenden 
Gewalt sowohl in Vietnam als auch in 
Bezug auf die konkrete Geschichte des 
IG Farben­Hauses in der Nazizeit sei die­
ses als ein „imperialistisches Zentrum“ 
anzusehen, gegen das der Anschlag, so 

die deutliche Formulierung, „in jeder 
Hinsicht gerechtfertigt“ sei. Die rh_ 
bekannte sich zum antiimperialistischen 
Kampf: „Wenn der Imperialismus ein 
weltweites System ist, und das ist er, muß 
der Kampf gegen ihn weltweit geführt 
werden. Er wird und muß gewaltsam und 
bewaffnet geführt werden, oder er wird 
nicht geführt.“ Allerdings wurden die An­
schläge auf die Polizeidienststellen in 
Augsburg und München kritisiert. Sie sei­
en zwar aus „berechtigen Gefühlen“ zu 
begreifen, doch sie „setzen kein Zeichen, 
ändern nichts, helfen nicht weiter. Sie 
schaffen keine Aufklärung, sondern stif­
ten Verwirrung.“ Im letzten Absatz ent­
fernte sich die rh_ von der Vorstellung, 
nunmehr selbst den bewaffneten Kampf 
aufzunehmen, mit dem Argument, dass 
„solange größere Teile der Bevölkerung 
daran gehindert werden, den verbrecheri­
schen Charakter des Systems von Imperi­
alismus und Kapitalismus zu erkennen,“ 
die organisierte Linke „als ganze einen 
bewaffneten Kampf nicht aufnehmen“ 
könne. Dieses Flugblatt erzielte Reso­
nanz in der Öffentlichkeit: „‚Rote Hilfe‘ 
verteidigt den Bombenanschlag“ stand in 
der Frankfurter Rundschau  zu lesen. (FR 
v.19. Mai 1972) 

Scharlatane und Provokateure?

Der maoistische Kommunistische Stu­
dentenverband (KSV) übte an der rh_�

eine scharfe Kritik. Man halte es zwar 
für richtig, dass „die Genossen der Roten 
Hilfe das kriminelle Vorgehen des Staates 
gegen die RAF offenlegen.“ Auch halte 
man „es für berechtigt, die Motive für 
die Aktionen der RAF darzulegen und zu 
erklären.“ Gleichwohl: „Den ‚Genossen‘ 
der Roten Hilfe gerät aber dies zur Recht­
fertigung der ‚Propaganda der Tat‘.“  Es 
sei, so der KSV, nicht richtig, „sich mit 
dieser prinzipiell massenfeindlichen Po­
litik zu solidarisieren. Die Aufgabe der 

Mai 1972 und die     
rote hilfe_
Stadtguerilla und Solidarität (Teil I)

DIE ROTE HILFE 2 / 2022   43

H i s t o r i s c h e s



kommunistischen und sozialistischen Or­
ganisationen kann nicht sein, für das Ver­
ständnis dieser Aktionen zu werben, son­
dern muß sein, den gefährlichen Einfluß 
dieser Strömung innerhalb der revolutio­
nären Bewegung entschieden zu bekämp­
fen.“ (Kommunistische Hochschulpresse 
Frankfurt v. 25. Mai 1972)

Auch in Hamburg kam es zwischen den 
Maoisten vom Kommunistischen Bund 
(KB) und den AktivistInnen der 
im Verlauf des April 1972 ge­
gründeten rh_ zu tiefgreifen­
den Auseinandersetzungen um 
die Bewertung der Bombenan­
schlagspolitik der RAF. Noch 
Ende Mai mobilisierte der KB 
mit einem Flugblatt „Wem nüt­
zen die Bomben bei Springer?“ 
zu einer Informationsveranstal­
tung in einem Hörsaal der Uni­
versität. (Flugblatt v. 29. Mai 
1972) An dieser Veranstaltung 
nahmen ca. 1.000 Leute teil, 
und Vertreter des KB nutzten 
die Gelegenheit, mehrere Re­
ferate vorzutragen. Auf dieser 
Veranstaltung scheint wohl 
nicht diskutiert worden zu sein. 
In der Stellungnahme des KB 
zu den Bomben vom 19. Mai 
auf das Springer­Gebäude wur­
de die These geltend gemacht, 
dass dieser Anschlag im Grun­
de nicht von Linken begangen 
worden sein könne: In dem 
Flugblatt heißt es: „Ist es realistisch, 
dass Linke Organisationen die Urheber 
der Bomben bei Springer sind? Diese An­
nahme halten wir für absurd.“ (Flugblatt 
v. 29. Mai 1972) Mit der Veranstaltung 
grenzte sich der KB auch von anderen 
linksradikalen Gruppen in der Stadt ab. 
Es sei die Proletarische Front gewesen, 
„die den Anschlag auf die Kollegen bei 
Springer bejubelt“ habe, sie sei es, die 
sich „in der letzten Zeit (...) in den Kopf 
gesetzt (habe), (..) den Aufbau einer Roten 
Hilfe Hamburg von vornherein dadurch zu 
sabotieren, daß man (diese) zum ‚mili­
tanten Stoßtrupp‘ gegen den Ausbau des 
Polizeiapparates zu benutzen versucht.“ 
Es seien die AktivistInnen des Hambur­
ger Aktionszentrums gewesen, „die sich 
kürzlich auf einer Demonstration durch 
Rufe wie ‚Bomben! Bomben! Noch mehr 
Bomben!‘“ hervortaten. Hier forderte der 
KB dazu auf, „solchen Leuten (...) und 

ähnlichen Elementen in verschiedens­
ten sog. ‚kommunistischen Parteien‘ ent­
schlossen entgegenzutreten, und sie als 
das vor den Massen zu entlarven, was 
sie sind: Scharlatane und Provokateure, 
die den Namen von Kommunisten und 
selbst den Namen der RAF nur benutzen, 
um die junge kommunistische Bewegung 
in Verruf zu bringen.“ (KB, Unser Weg 
(Referate) Juni 1972) Das ließ die rh_ 

Hamburg nicht auf sich sitzen. In einer 
unmittelbar nach der KB­Veranstaltung 
einberufenen Vollversammlung stellte sie 
in einer Resolution „eine inhaltliche Un­
vereinbarkeit zwischen ihren Zielen und 
den allgemeinen Aufgaben der RH und 
den Politischen Zielen und Inhalten bzw. 
den Analysen, wie sie der KB vertritt“, 
fest. Kurz: Da die die vom KB auf der 
Informationsveranstaltung „formulierten 
Ziele (...) notwendig mit der Arbeit der 
RH in Konflikt geraten“, beschloss das 
Plenum, „die Genossen des KB aus der 
RH auszuschließen.“ (Flugblatt v. 19. 
Juni 1972)

In Frankfurt verzichtete man auf die 
Praxis gegenseitiger Ausschlüsse.  Für die 
rh_ war die Politik der RAF nur ein guter 
Grund mehr dafür, mit anderen Grup­
pen der radikalen Linken die offene Dis­
kussion über die weiteren Perspektiven 
des politischen Engagements gegen die 

herrschenden Verhältnisse zu suchen. So 
wurde dazu gemeinsam mit dem AStA an 
der Universität ein Teach­In einberufen. 
Dies verbot Universitätspräsident Erhard 
Kantzenbach unter Hinweis auf das be­
sagte „Waffe der Kritik ...“­Flugblatt. Zu 
diesem „schäbigen Mittel des Raumver­
bots“ erklärte die rh_ in einem weiteren 
Flugblatt: „Während mehrere Lehrstühle 
der Frankfurter Uni Auftragsforschung für 

das Pentagon durchfüh­
ren, während das Präsi­
dialamt der Uni wissen­
schaftliche Handlanger 
der imperialistischen 
Handlanger unterstützt, 
dürfen diejenigen, die 
sich mit dem Widerstand 
gegen den imperialisti­
schen Krieg identifizie­
ren, nicht einmal in den 
Räumen diskutieren.“ 
Nach der „gezielten Het­
ze in der Presse, in Frank­
furt insbesondere gegen 
die Rote Hilfe“, sei das 
Präsidialamt der Uni­
versität wohl „endgültig 
in eine Nebenstelle des 
Polizeipräsidiums umge­
wandelt“ worden. (Flug­
blatt v. 31. Mai 1972) 
Das wurde weder von der 
rh_ noch dem dazu ge­
bildeten Bündnis links­
radikaler Gruppen der 

Universität hingenommen, und so fand 
das Teach­In ohne große Genehmigungs­
formalitäten und wie geplant am 31. Mai 
im legendären Hörsaal VI mit etwa 1.500 
Beteiligten statt. Hier machten die Sozi­
alistischen Frauen Frankfurt (Weiberrat) 
in ihrer Stellungnahme klar, dass sie in 
der „jetzigen politischen Situation (...) 
das Werfen von Bomben (…) weder als 
‚Widerstand gegen den imperialistischen 
Krieg‘ noch als Form von Klassenkampf in 
der BRD akzeptieren.“ Die Bomben seien 
ein Mittel, die Polizei zu hysterisieren, 
was nicht das gleiche sei „wie ihre Verun­
sicherung (und zwar) in dem Sinne, dass 
sie auf Dauer handlungsunfähig würde. 
Hysterisierung beschleunigt im Gegen­
teil ihre bessere Bewaffnung und Ausbil­
dung die schärfere Kontrolle der Bevöl­
kerung und aller linker Gruppen, d.h. sie 
verschlechtert die Bedingungen, unter 
den wir kämpfen.“ (Flugblatt v. 31. Mai 

Ausschnitt aus der Roten Hilfe (Stern), Nr.9, 30. Mai 1972,

Quelle: Hans-Litten-Archiv
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1972) Der KSV erklärte, dass im „Un­
terschied zwischen uns und der Roten 
Hilfe (...) zunächst deutlich (werde), wo 
diese eine ‚solidarische‘ Kritik an ‚unse­
ren Genossen‘ (von der RAF) fordert, wir 
dagegen erklärt haben: ‚Die Rote Armee 
Fraktion ist keine Fraktion – jedenfalls 
nicht der Kommunisten.‘“ (Flugblatt v. 
31. Mai 1972) Der Sozialistische Hoch­
schulbund/Sozialistische Fraktion gab zu 
bedenken, dass „einige Sprengstoffak­
tionen in den letzten Wochen (...) von 
den Massenmedien aufgegriffen und zur 
gezielten Hetze gegen die gesamte Linke 
in der BRD eingesetzt“ worden seien. Ein 
großer Teil der politischen Gruppen sei 
nicht fähig gewesen, „dazu eine eindeuti­
ge Position einzunehmen.“ Zwar äußerten 
viele Genossen „emotionale Sympathie 
und Übereinstimmung mit dieser Form 
der Praxis“, sie seien aber nicht imstande 
gewesen, das „politisch zu begründen.“ 
Doch das dürfe nicht dazu führen, „sich 
der Diskussion darüber zu entziehen, 
(denn) die neuerlich offensiv entfachte 
Kampagne und Pressehetze (stelle) eine 
Bedrohung der gesamten antiimperialis­
tischen Bewegung“ dar. (Flugblatt v. 31. 
Mai 1972)

„… noch werden unsere Wohnungen 
dadurch billiger und besser.“

Der Gruppe Revolutionärer Kampf (RK) 
war es zunächst unter Hinweis auf das 
„plötzliche Ableben“ des amerikanischen 
Oberst, „der selbst zweimal in Vietnam 
an dem zynischen Vernichtungskrieg be­
teiligt war“, wichtig, darauf hinzuweisen, 
dass man „hier nicht mit Trauer erfüllt“ 
sei. Gleichwohl sei man doch „nicht der 
Meinung, daß Bomben gegenwärtig das 
richtige Mittel im Kampf gegen die be­
schissenen Zustände sind, unter denen 
wir arbeiten und leben müssen.“ An der 
Politik der RAF kritisierte sie, dass diese 
mit der Andreas Baader zugeschriebenen 
Formel von einer „wachsenden Feuerkraft 
der Gruppe“ Gewalt zu „einem militäri­
schen Prinzip“ gemacht habe. Doch, so 
führt der RK aus: „Der Sommer in den 
Opelhallen wird durch die wachsende 
Feuerkraft der RAF weder erträglicher, 
noch können sich die Arbeiter der Ab­
teilung X solidarischer gegen die neuen 
Akkorderhöhungen wehren, noch werden 
dadurch unsere Wohnungen billiger und 
besser.“ Allerdings sei deswegen nie­

mand auf die Idee gekommen, „die Spe­
kulanten mit ihren leerstehenden Häu­
sern in die Luft zu sprengen, weil dies 
keinen qm mehr Wohnraum geschaffen 
hätte. Vielmehr wurden die Häuser ge­
meinsam besetzt (...) und soweit nötig 
mit Gewalt verteidigt.“ Aus dem gleichen 
Grunde finde man auch „die Bomben im 
Springer­Haus unglaublich falsch.“ Und 
zwar nicht nur, weil mit dieser Aktion Ar­
beiterInnen und Angestellte verletzt wor­
den seien, „also gerade diejenigen, die 
durch diese Art von Anschlägen politisch 
wachgerüttelt werden sollen“, sondern 
auch, weil „niemand etwas aus dieser 
Art ‚explosiver Meinungsäußerung‘ ler­
nen“ könne. Dem Bombenanschlag auf 
das Springer­Gebäude hielt der RK die 
Erfahrungen aus den Springerblockaden 
„vor vier Jahren“ entgegen, „bei denen 
tausende junge Arbeiter, Studenten und 
Lehrlinge kurzfristig die Auslieferung der 
gesamten Springerpresse verhindert“ ha­
ben. Eben das habe „sehr viel klarer 
die Meinungsmanipulation der Springer­
machwerke ins Bewußtsein der Öffent­
lichkeit gebracht.“ Und es sei damals für 
alle Beteiligten klar gewesen, „daß man 
zur Blockade Barrikaden bauen muß und 
man sich mit Steinen und Latten gegen 
Wasserwerfer und berittene Bullen weh­
ren muß.“ Kurz: „Alle haben mitgemacht 
und das war die Stärke der Demonstrati­
onen, und nicht die Feuerkraft von eini­
gen wenigen, die angeblich in unserem 
Namen handeln. Im gemeinsamen Kampf 
konnte der Zusammenhang von Presse, 
Staatsgewalt, Justiz und Kapital besser 
verstanden werden, als durch 1000 Bü­
cher und durch 1000 Bomben.“ (Flugblatt 
v. 31. Mai 1972)

„A teach-in was held yesterday …“ 

Auch die RAF kam auf dem Teach­In zu 
Wort. Via eines dort abgespielten Ton­
bandes informierte Ulrike Meinhof über 
die aktuellen politischen Positionen der 
Gruppe, unter anderem zu den diesbe­
züglichen Diskussion in der radikalen 
Linken: „Der KB in Hamburg glaubt, daß 
der Anschlag gegen den Springer­Konzern 
von Rechtsradikalen durchgeführt wurde. 
Statt sich mit uns auseinanderzusetzen 
beteuert er den Bullen seine Unschuld. 
Und der KSV Frankfurt behauptet in 
Übereinstimmung mit der [Frankfurter 
Rundschau, die Bombenanschläge der 

letzten Zeit stünden in keinem Bezug zu 
den Klassenkämpfen in Westdeutschland 
und Berlin. Die Genossen wissen nicht 
mehr, wo es lang geht.“ Die RAF rief 
dazu auf: „Habt Mut zu kämpfen, habt 
Mut zu siegen! Zersplittert und zerschlagt 
die Kräfte des Imperialismus! Es ist die 
Pflicht jedes Revolutionärs die Revolution 
zu machen!“ Zu der Tonbandaufnahme 
notierte der International Herald Tribune: 
„Last night however, Frankfurt University 
students heard a tape recording which 
it was claimed, had been made by Mrs. 
Meinhoff. A teach­in was held yesterday 
by a leftist student group called the Red 
Help.“ (IHT v. 2. Juni 1972)1 Die Süd-
deutsche Zeitung vermerkte diesbezüg­
lich: „Von einem Vertreter der Roten Hilfe 
(...) war die Rede als Diskussionsbeitrag 
angekündigt worden ‚von jemanden, der 
nicht hier sein kann‘. Einige der Zuhö­
rer erklärten später, die Stimme Ulrike 
Meinhofs einwandfrei wieder erkannt zu 
haben. (...) Der Aufruf zum militanten Wi­
derstand aller ‚militanten Gruppen‘ fand 
jedenfalls kaum Beifall (..,) Das Gros der 
(...) linksextremistischen Vereinigungen 
und und Organisationen (distanzierte) 
sich entschieden von einem derartigen 
Vorgehen. ‚Nur die Massen können Revo­
lution machen‘, warnte auf dem Teach­
In Daniel Cohn­Bendit“, der zu diesem 
Zeitpunkt als ein Aktivist der Gruppe 
Revolutionärer Kampf gelten konnte. (SZ 
v. 3. Juni 1972)

Anfang Juli fasste die rh_ die Stel­
lungnahmen des Teach­In in Form einer 
Broschüre zusammen. Gegen die Unter­
stellung, die die rh_ als ein „legaler 
Arm der RAF“ ansehe, hieß es in einer 
Pressemitteilung, dass diese Broschü­
re dazu diene, „den Lügen und Verdre­
hungen der Polizei und der bürgerlichen 
Presse“ entgegen zu treten. (Pressemit­
teilung v. 5. Juli 1972)

Ab Anfang Juni setzte dann durch die 
Polizei eine umfangreiche Verhaftungs­
welle von wichtigen RAF­AktivistInnen 
ein. Auch darauf reagierte die rh_. Wie 
sie das gemacht hat, wird in der nächsten 
RHZ beschrieben.  

1 Übersetzung durch die Redaktion: „Am vorherigen 
Abend haben sich Studierende in der Universität 
Frankfurt ein Tonband angehört, das wie behauptet 
von Frau Meinhoff aufgesprochen wurde. Gestern 
wurde von der Roten Hilfe, einer linken studenti­
schen Gruppe, ein Teach­In abgehalten.“
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Markus Mohr

Ende September 1932 wurden neun 

Berliner Kommunisten vor der ersten 

Strafkammer des Berliner Sonderge-

richts durch Staatsanwaltschaftsrat 

Walter Wagner beschuldigt, nach ei-

nem vorgefassten Plan die in der Char-

lottenburger Röntgenstraße gelegene 

SA-Taverne überfallen zu haben. Trotz 

erkennbar gegenteiliger Beweislage 

wurden die Kommunisten von Wagner 

wegen „Totschlag aus politischen Mo-

tiven“ angeklagt, worauf in der End-

phase der Weimarer Republik nach der 

Notverordnung vom August 1932 die 

Todesstrafe stand.

�� Doch sein Ziel, in der Hauptverhand­
lung zu einer Todesstrafe zu gelangen, 
wurde auch aufgrund des hervorragen­
den Engagements von Rechtsanwalt Hans 
Litten zunichte gemacht. Mitte Oktober 
1932 gelang es Litten, für seine Man­
danten einen Freispruch zu erzielen – mit 
anschließender Feier der Roten Hilfe in 
einer Berliner Kneipe. Das missfiel auch 
Wagners Kollegen, dem ab Anfang 1931 
amtierenden Generalstaatsanwalt am 
Kammergericht Carlo Wiechmann. Und 
so leitete Wiechmann gegen Litten meh­
rere ehrengerichtliche Verfahren bei der 
Anwaltskammer ein, die auf den Entzug 
der Zulassung als Rechtsanwalt am Kam­
mergericht zielten. Was der Berliner Ge­
neralstaatsanwaltschaft in der Endphase 
der Weimarer Republik nicht möglich 
war, erledigten dann die an die Macht be­
rufenen Nationalsozialisten. Litten wurde 
noch 1933 in das Konzentrationslager 
Oranienburg verschleppt, gefoltert und 
1938 nach weiteren schrecklichen Tortu­
ren in den Tod getrieben. Währenddessen 

bekleidete Wiechmann auch weiterhin 
als Vorsitzender einer Zivilrechtskammer 
in Berlin einen hohen Justizposten und 
wurde dann im September 1950 zum 
ersten Oberbundesanwalt der nunmehr 
in Karlsruhe ansässigen Bundesanwalt­
schaft (BAW) berufen. Auch Walter Wag­
ner, der noch im November 1933 den 
Weg als Mitglied in die SA gefunden hatte 
und zeitweilig auch für die Reichsanwalt­
schaft zum Volksgerichtshof abgeordnet 
war, setzte dort ab 1952 seine Karrie­
re als langjähriger Leiter des Bereichs 
Staatsschutz und als „eine der prägenden 
Personen in der Karlsruher Behörde“ wei­
ter fort. (S. 163)

Studie belegt NS-Kontinuität 

Dies lässt sich in einer Studie von Fried­
rich Kießling und Christoph Safferling 
nachlesen, die sie im Auftrag des Bun­
desjustizministeriums über die Geschich­
te der BAW für die Zeit zwischen 1950 
und 1974 mit der Aufgabenstellung ver­
fassten, nach den NS­Belastungen und 
Kontinuitäten der Behörde zu forschen. 
Das dabei von den Autoren auf 600 Seiten 
vorgelegte Ergebnis kann zwar Aktivis­
tInnen der Roten Hilfe eigentlich nicht 
überraschen, ist aber doch bestürzend: 
Zu Beginn der Behörde im Jahr 1950 
gehörten 90% der Bundesanwaltschaft 
der früheren Reichsanwaltschaft in NS­
Zeiten an. 1966 zu Beginn der ersten 
Großen Koalition von CDU/CSU und SPD 
„waren zehn von elf Bundesanwälten ehe­
malige NSDAP­Mitglieder“, noch 1975 
waren es sechs von 15 Anwälten. Trocken 
konstatieren die Autoren: „Auch in den 
1970er­Jahren war der Anteil noch er­
heblich. In der alten Bundesrepublik ist 
diese Form der NS­Kontinuität (…) häufig 
nicht gesehen worden. Der Nationalsozi­
alismus war jedoch auch in den 1970er­ 
und 80er­Jahren keine ferne Vergangen­
heit, sondern gerade für nicht wenige des 

staatlich­politischen Führungspersonals 
weiterhin Teil der eigenen Biografie.“ 
(S. 492)

Wolfgang Immerwahr Fränkel

Ein extra Kapitel widmen die Autoren 
dem Fall des Wolfgang Immerwahr Frän­
kel, der seit 1951 bei der BAW tätig war, 
dort hervorragende dienstliche Bewertun­
gen bekam und Ende März 1962 als drit­
ter Generalbundesanwalt (GBA) inthroni­
siert worden war. Seine Amtszeit währte 
allerdings gerade einmal vier Monate, 
dann musste er von seinem Posten ab­
berufen werden. Er hatte gegenüber dem 
Bundesjustizminister in einer Stellung­
nahme bestritten, während seiner Zeit als 
Hilfsarbeiter bei der Reichsanwaltschaft 
in Leipzig zwischen 1936 und 1943 je­
mals an Todesurteilen, die aufgrund poli­
tischer oder rassistischer Motive verhängt 
worden waren, beteiligt gewesen zu sein. 
Es sollte sich erweisen, dass Fränkel hier 
kühl kalkuliert gelogen hatte. Das wur­
de spätestens dann offenbar, als Gre­
ta Kuckoff, ein ehemaliges Mitglied der 
Widerstandsgruppe Rote Kapelle, Ende 
Juni 1962 in Ost­Berlin die 130 seitige 
Broschüre „Von der Reichsanwaltschaft 
zur Bundesanwaltschaft“ präsentierte. 
„In dieser wurde akribisch die Arbeit von 
Fränkel als Hilfsarbeiter bei der Reichs­
anwaltschaft und sein rigoroses Eintre­
ten für die Verhängung der Todesstrafe 
dokumentiert“, schreiben Kießling und 
Safferling hier und führen weiter aus, 
dass diese Dokumentation „von ihrem 
Umfang und ihrer Unanfechtbarkeit her 
einzigartig (sei). Um Fränkel vorzuführen, 
benötigte die DDR nicht einmal einen 
besonderen scharfen Tonfall. Es genügte 
eine nüchterne Aufzählung der Fakten, 
unterlegt durch entsprechende Kopien 
aus den Akten.“ (S. 243) Die Dokumenta­
tion konnte nachweisen, dass Fränkel in 
50 Fällen oftmals aus nichtigen und zum 

Staatsschutz im Kalten Krieg
Die Bundesanwaltschaft als brauner Gangster-Haufen
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Teil auch explizit von ihm geltend ge­
machten rassistischen Gründen die Ver­
hängung der Todesstrafe beantragt hatte. 
Kießling und Safferling urteilen hier klar, 
deutlich und unmissverständlich: Frän­
kel habe sich sowohl eines „gnadenlosen 
Umgang[s] mit der Todesstrafe“ als auch 
eines menschenverachtenden Umgangs 
mit Minderheiten befleißigt. Es ist ein 
großer Verdienst der Studie, dass die 
beiden Autoren auch ausführlich aus der 
Stellungnahme von Fränkel in dem nach 
seiner Abberufung eingeleiteten Diszip­
linarverfahren referieren. Darin machte 
dieser 1965 klar, dass, wenn der Staat in 
seiner „Existenz auf dem Spiele steht“, 
aus seiner Sicht selbstredend aus dem 
„Gesichtspunkt der staatlichen Notwehr 
(...) sittlich die Todesstrafe“ gerechtfer­
tigt sei. O­Ton Fränkel: „Das war schon 
im Krieg meine Auffassung und ist bis 
heute unverändert meine Ansicht geblie­
ben.“ (S. 250) Voilà! Der Generalbundes­
anwalt des Jahres 1962 argumentierte 
hier als ein expliziter Verfassungsfeind!

Fränkel kann als ein Musterexemp­
lar eines durch den Nationalsozialismus 
geformten und in der Bundesrepublik 
bei der BAW hochrangig beschäftigen 
Juristen gelten, der unter seiner Robe 
stets den „Dolch des Mörders“ zu ver­
bergen wusste, um hier eine instruktive 
Formulierung aus dem Urteil des Inter­
nationalen Militärgerichtshofes aus dem 
sogenannten Nürnberger Juristenprozess 
im Jahr 1947 aufzugreifen. Dass die Fi­
gur Fränkel selbst der BAW heute ein 
wenig peinlich ist, wird daran deutlich, 
dass man darauf verzichtet hat, von ihm 
im Karlsruher Dienstsitz im Unterschied 
zu allen anderen GBA ein Ölgemälde an 
die Wand zu hängen, wie man einer in­
struktiven Reportage der Tagesschau zu 
der Vorstellung des Werkes von Kießling 
und Safferling entnehmen kann.1 Mit sei­
ner Vita steht Fränkel in der BAW nicht 
allein. Auch sein Kollege Bundesanwalt 
Albin Kuhn, ebenfalls eine prägende Ge­
stalt der Behörde und wesentlich für den 
Angriff der BAW auf das Nachrichten­
magazin SPIEGEL wegen publizistischen 

1 Michael­Matthias Nordhardt, Erdrückende Belas­
tung/Studie zum NS­Erbe der Bundesanwaltschaft, 
auf: Tagesschau vom 18.11.2021, URL: https://
www.youtube.com/watch?v=jV37gsIFveQ

Landesverrats im Oktober 1962 verant­
wortlich – wie Kießling und Safferling 
herausarbeiten –, gehörte dem Sonder­
gericht Würzburg an, an dem er in sechs 
Fällen erfolgreich Todesstrafen beantragt 
hatte. 

Kommunistenverfolgung

Zwei weitere Schwerpunkte der Studie 
widmen sich der ausufernden Kommu­
nistenverfolgung durch die BAW und der 
ansonsten kaum vorhandenen Strafver­
folgung von organisierten nationalsozi­
alistischen Netzwerken wesentlich in 

den 1950er Jahren. Bis 1962 standen 
den von der BAW vorangetriebenen über 
100 Entscheidungen gegen Kommunis­
ten wegen Hochverrats, Verunglimpfung 
des Staates, öffentliche Verleumdung des 
Bundeskanzlers und Staatsgefährdung 
gerade einmal zehn Fälle von sogenann­
ten rechtsradikalen Umtrieben, zumeist 
publizistische Vergehen, gegenüber. Dass 
sich dabei die BAW für die Verfolgung al­
ler Kommunisten im Land nicht erst müh­
sam „einarbeiten“ mussten, versteht sich 
aus ihrem Engagement während der Jahre 
zwischen 1933 und 1945 fast von selbst. 
Für ihre Verfolgung und Bestrafung reich­
te schnell der Vertrieb einer verdächtigen 

Broschüre oder von Flugblättern. Wenn 
sich aber schon im Nazi­Reich führen­
de Nationalsozialisten im sogenannten 
Naumann­Kreis oder im „Bund Deutscher 
Jugend“ (BDJ) konspirativ dazu verabre­
deten, zum Beispiel die FDP in eine „na­
tionalsozialistische Kampfbewegung“ zu 
verwandeln, oder gleich damit anfingen, 
wie der BDJ umfangreiche Todeslisten 
von prominenten Sozialdemokraten und 
Gewerkschaftern anzulegen, reichten für 
die BAW die Beweise für irgendeine Form 
von Staatsgefährdung immer nicht aus. 
Der BAW gelang es hier nicht, so sch­
reiben es Kießling und Safferling, „eine 
strafrechtlich relevante organisatorische 
Struktur anzuerkennen.“ Stattdessen sei 
hier „regelmäßig von Einzelfällen die Re­
de (gewesen), was ebenso eine Verurtei­
lung wegen Bildung einer kriminellen 
Vereinigung ausschloss.“ Ein Schelm, 
der oder die hier an die Abarbeitung der 
BAW am NSU im Strafverfahren vor dem 
OLG München in den Jahren zwischen 
2013 und 2018 denkt. Auch der soll ja 
ein wenig wie eine amorphe Ansamm­
lung von Einzeltätern agiert haben, der 
politisch wie sozial weitgehend isoliert 
aufgestellt gewesen sein soll.

Bundesanwaltschaft und RAF 

Im letzten Teil streift die Studie die zwi­
schen der BAW und der RAF beginnen­
den Auseinandersetzungen in den frühen 
1970er Jahren. Sie enden im Jahr 1974 
mit dem Abschluss der Ära von GBA Lud­
wig Martin, einem ehemaligen Arbeitskol­
legen von Fränkel während dessen Zeit 
bei der Reichsanwaltschaft in Leipzig. 
Dieser Abschnitt ist der schwächste Teil 
der Untersuchung. Erkennbar fühlen sich 
die beiden Professoren hier emotional mit 
dem Schicksal der BAW verbunden, die 
von der RAF in den 1970er Jahren mit 
dem Ziel attackiert worden war, die Be­
hörde, so formulierte es Gudrun Ensslin 
Anfang Dezember 1972 nach einer hand­
greiflichen Attacke auf Bundesanwalt Fe­
lix Kaul im Saal des Landgerichtes Mo­
abit, zu vernichten. (FAZ v. 7.12.1972) 
Auch so gerät den Verfassern etwas aus 
dem Blick, dass seitens der BAW im 
Verein mit der Pogromhetze der Springer­
Presse sehr gezielt und zum Teil auch er­
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folgreich die freie Verteidigung von inhaf­
tierten RAF­Aktivistinnen durch die Kri­
minalisierung ihrer Anwälte zerschlagen 
werden konnte. Nachdem der prominente 
Springer­Journalist Peter Boenisch Ende 
Mai 1972 in der Bild am Sonntag unter 
Berufung auf einen Bericht des Bundes­
kriminalamtes „45 namentlich bekannte 
linksradikale Rechtsanwälte“ markiert 
hatte, die für „angeklagte Bandenmit­
glieder“ unter anderem „den Transport 
von Gegenständen, die der Ausübung 
von Straftaten dienen, zum Beispiel den 
Transport von Sprengkörpern“ besorgen 

sowie „Nachrichten aus den Gefängnis­
sen“ und Kassiber vermitteln, meldete 
sich auch GBA Ludwig in diesem Sinne zu 
Wort. Mitte Juni 1972 unterstellte er in 
einer Pressekonferenz verschiedenen An­
waltskollektiven ohne Belege eine Reihe 
von über die „anwaltschaftlichen Berufs­
pflichten hinausgehenden Verbindungen 
zur Baader­Meinhof­Gruppe“. (FR vom 
11.6.1972) Das sollte seine Folgen zeiti­
gen: Kurz darauf wurde Gudrun Ensslins 
Rechtsanwalt Otto Schily ohne Anhörung 
wegen mutmaßlicher „Mitgliedschaft in 
einer kriminellen Vereinigung“ aus dem 
Mandatsverhältnis ausgeschlossen. Ein 
paar Wochen später wurde der Sozius aus 
Klaus Croissants Kanzlei Jörg Lang wegen 
Unterstützung der RAF inhaftiert, und in 
den Jahren danach wurden die Rechtsan­
wälte Croisssant, Kurt Groenewold und 
Christian Ströbele durch das Betreiben 
der BAW aus der Verteidigung von RAF­
Angeklagten ausgeschaltet. Rechtsanwalt 
Heinrich Hannover wusste nur zu gut, 
warum er im Sommer 1972 seinen Straf­
antrag gegen den Verleger Axel Cäsar 
Springer wegen Volksverhetzung § 130 
StGB mit einer Dienstaufsichtsbeschwer­
de gegen den GBA Martin verband, in der 
er diesen wegen eines schweren Versto­
ßes gegen die Amtspflichten eines GBA 
rügte und die sofortige Dispensierung von 
seinem Amt einforderte. (Rote Robe Nr.3 
vom 10.7.1972) Damit reagierte Hanno­
ver auf den seitens der BAW ab Anfang 
der 1970er Jahre entschlossen beschrit­
tenen Marsch, der darauf abzielte, zu 
einem gravierenden Abbau von Vertei­
digungs­ und Verteidigerrechten insbe­
sondere im Strafprozess gegen politisch 
Angeklagte zu gelangen.

Die Arbeit von Kießling und Safferling 
ist in hervorragender Weise aus den Quel­
len gearbeitet – wovon der Anmerkungs­
apparat von 100 Seiten zeugt – und sie ist 
exzellent geschrieben. Ihre Darstellung 
lässt an der Konfiguration und Praxis 
der Bundesanwaltschaft in den Jahren 
zwischen 1950 und 1974 wirklich kaum 
ein gutes Haar – mit Ausnahme der Dar­
stellung der Lichtgestalt GBA Max Güde, 
der zwischen 1956 und 1961 tatsächlich 
einige liberale Akzente setzte. Man liest 
das Buch mit viel Erkenntnisgewinn und 
bitterem Vergnügen. Dem langjährigen 

Korrespondenten der Süddeutschen Zei-
tung bei der BAW Rolf Lamprecht ist vor­
behaltlos in seinem Urteil zuzustimmen, 
dass die „fulminante Studie über alte 
Nazis und ihren Kampfauftrag in der frü­
hen Bundesanwaltschaft“ zeigt, wie „der 
Rechtsstaat auf der Strecke“ blieb. (SZ v. 
15.11.2021) 

Am Schluss müssen sich Kießling und 
Safferling mit ihrem Gesamturteil natür­
lich ein wenig zurückhalten. In nobler 
Formulierung verweisen sie darauf, dass 
den Mitarbeitern der BAW „der Übergang 
von der Diktatur in den Rechtsstaat der 
frühen Bundesrepublik (…) trotz der da­
mit verbundenen Kontinuitäten zu den 
Jahrzehnten vor 1945 erstaunlich gut“ 
gelungen sei. (S. 501) Es kann gut sein, 
dass sie hier ein wenig darauf spekulieren 
mit einer Anschlussstudie zur BAW in 
den Jahren der Regentschaft der NSDAP­
Mitglieder Siegfried Buback und Kurt 
Rebmann bis zum Jahre 1990 beauftragt 
zu werden. Aber das braucht niemanden 
in dem auch auf die besagte Studie zu 
stützenden Urteil irritieren, dass es sich 
für die Jahre zwischen 1950 ­ 1974 bei 
der BAW schlicht um einen – umgangs­
sprachlich formuliert – braunen Gangster­
Haufen gehandelt hat. Glücklicherweise 
war dieser in seinem operativen Radius 
durch die von den West­Alliierten oktroy­
ierten Bestimmungen des Grundgesetzes 
Handlungsbegrenzungen unterworfen.

Der instruktiven Arbeit ist beizeiten 
die Publikation einer preisgünstigeren 
Taschenbuchausgabe zu wünschen. Im 
Personenverzeichnis sollten noch die von 
den Bundesanwälten Wiechmann, Wag­
ner und Hubert Schrübbers zu NS­Opfern 
gemachten Hans Litten und die Aktivistin 
der Roten Hilfe Anna Neubeck nachgetra­
gen werden.  

• Friedrich Kießling, Christoph Saf­
ferling, Staatsschutz im Kalten Krieg 
– Die Bundesanwaltschaft zwischen NS­
Vergangenheit, Spiegel­Affäre und RAF; 
dtv, München 2021, 608 Seiten.
ISBN 978­3­423­28264­2,
Preis: 34,­ Euro.
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RHZ-Redaktionskollektiv

Mit „Datenkraken im öffentlichen 

Dienst“ legt Rolf Gössner seine gesam-

melten, jährlich in den Jahren 2000 

bis 2020 im Rahmen der Verleihung 

des BigBrother Awards gehaltenen 

„Laudationes“ vor.

�� Rolf Gössner – der trotz jahrzehnte­
langer Überwachung durch den Inlands­
geheimdienst „Verfassungsschutz“ nie 
Berührungsängste hatte, wenn es um die 
Zusammenarbeit mit allen ging, die sei­
ne Besorgnis teilten um den Zustand 
dieser Republik – ist dabei die Sorge 
um den Zustand dieses Landes unbe­
dingt abzunehmen. Viele, die von den 
Herrschenden, den Geheimdiensten und 
Meinungsbildnern dieses Landes regel­
mäßig als „Linksextremisten“, und „Anti­
demokraten“, als „Chaoten“, „Radikale“, 
als „Sympathisantensumpf“ oder „Ratten 
und Schmeißfliegen“ beschimpft wur­
den, können davon Zeugnis ablegen. So 
exemplarisch wie sonst selten, kompakt 
und kompetent und immer schlüssig lässt 
sich in diesem Buch nachlesen, worin 
letztendlich die „Gefährlichkeit“ dieses 
großen Bürger­ und Menschenrechtlers 
besteht: Er begegnet der Macht auf Au­
genhöhe.

Ob die „Rechtliche und politische 
Mitverantwortung für den US­Drohnen­
krieg“ (2020, BigBrother Award an die 
Bundesregierung) oder „Wettrüsten und 
Massenüberwachung im globalen Infor­
mationskrieg der Geheimdienste“ (2015; 
BigBrother Award für den Bundesnach­
richtendienst), ob „Willfähriger Partner 
im NSA­Überwachungsskandal“ (2014; 
BigBrother Award an das Bundeskanzler­
amt – die Koordinierungsstelle der Nach­
richtendienste des Bundes) oder „Rassis­
tische Rasterungen“ (2013; BigBrother 
Award für die Bundespolizei) – der Big­

Brother Award lenkt die verbliebenen 
Reste der ehemals interessierten Öffent­
lichkeit mit Ausdauer und Vehemenz in 
die Niederungen bundesdeutscher Rea­
litäten – dorthin, wo massenmedial und 
öffentlichkeitswirksam gerne die Nebel­
kerzen gezündet werden.

Dabei ist Rolf Gössner als Laudator 
Garant für ein Engagement, an dem sich 
alle, die eine andere Welt schon immer 
für undenkbar hielten, regelmäßig die 

Zähne ausbeißen. Aber so schafft man 
sich in diesem Land auch Feinde – nicht 
umsonst erklärt „Der Apparat“ (Titel 
des ersten großen bürgerrechtsbewegten 
Bestsellers von Rolf Gössner und Uwe 
Herzog aus dem Jahr 1982) Humanist_in­
nen, Bürgerrechtlicher_innen und Aufklä­
rer_innen spätestens dann zu Gegnern, 
wenn sie das geheimdienstlich einge­
hegte Terrain verlassen: Dr. Rolf Gössner 
wurde insgesamt fast 39 Jahre lang vom 
Bundesamt für Verfassungsschutz dauer­
überwacht – und zwar so lange, bis das 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) im 
Dezember 2020 nach jahrzehntelangem 
Rechtsstreit die staatliche Überwachung 
letztinstanzlich für „handgreiflich unan­

gemessen“ erklärte und feststellte, dass 
Gössner keine verfassungsfeindlichen 
Zielsetzungen verfolge.

Das Buch umfasst insgesamt 364 Sei­
ten und ist gegliedert in eine Einführung 
sowie einen Ersten und Zweiten Teil. Der 
Erste Teil beinhaltet die „Laudationes“ 
vom Jahre 2000 und dem Thema „Auswei­
tung polizeilicher Telekommunikations­
überwachung“ (Preisträger: der damalige 
Berliner Innensenator Dr. Eckart Wert­
hebach, CDU) bis zum Jahre 2020 und 
dem bereits oben beschriebenen BBA für 
die Bundesregierung, während sich  der 
Zweite Teil mit dem „Weg in den prä­
ventiv­autoritären Sicherheits­ und Über­
wachungsstaat“ befasst. So lässt sich 
anhand dieses Buches tatsächlich die 
Entwicklung der bundesrepublikanischen 
Gesellschaft zu ihrer jetzigen Verfasstheit 
nachvollziehen, und die dabei stets ver­
nehmbar geäußerten Bedenken auch. Da­
bei sei an dieser Stelle konstatiert, dass 
Rolf Gössner dabei immer außerordent­
lich viel erfolgreicher gewesen ist, als sei­
ne Gegner befürchtet haben dürften – bis 
hin zu seinem juristischen Sieg über das 
Bundesamt für Verfassungsschutz. Für 
seine Hartnäckigkeit und Ausdauer sei 
ihm an dieser Stelle einmal ausdrücklich 
gedankt!  

Wer sind die Datenkraken?
Bundespolizei, „Gemeinsamen Abwehrzentren“, BND, 
Bundeskanzleramt, Bundeskriminalamt, Bundeswehr, 
„Verfassungsschutz“, Bundesagentur für Arbeit ...

• Rolf Gössner, Datenkraken im Öf­
fentlichen Dienst – „Laudatio“ auf den 
präventiven Sicherheits­ und Überwa­
chungsstaat; mit einem Grußwort von 
Gerhart Baum zu 20 Jahren BigBrother 
Awards (2020), Gastbeiträgen von Sa­
bine Leutheusser­Schnarrenberger und 
Heribert Prantl sowie einer Vorstellung 
der Jury der BigBrother Awards und un­
terstützender Organisationen. PapyRos­
sa Verlag, Neue Kleine Bibliothek 297, 
Paperback, 366 Seiten, 19,90 Euro, 
ISBN 978­3­89438­753­2
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Redaktionskollektiv RHZ

„Die entsetzliche und unrühmliche 

Geschichte des Gefängnisses „Ulmer 

Höh“ endet also nicht mit der Befrei-

ung vom Faschismus 1945. Mit dem 

‚Strafrechtsänderungsgesetz‘ vom 30. 

August 1951 wurde von der Regierung 

Adenauer ein Schlussstrich unter die 

Naziverfolgung und ein Ausrufezei-

chen hinter die Kommunistenverfol-

gung gesetzt.“ (aus der Einleitung)

�� Diese Broschüre ist ein hervorragen­
des Beispiel für die Wichtigkeit regiona­
ler Geschichtsarbeit. Anhand von knapp 
30 Schicksalen lokal und regional aktiver 
Genoss_innen aus KPD und Freier Deut­
scher Jugend nach dem Verbot der jewei­
ligen Organisation am 16.07.1954 (FDJ) 
bzw. 17.08.1956 (KPD) lässt sich rekon­
struieren, mit welch' Erfindungsreichtum 
und Menschenverachtung die Adenauer­
Administration gegen alle vorgegangen 
ist, die sich vermeintlich oder tatsächlich 
in FDJ oder KPD engagiert haben.

Angereichert mit Fotos und biogra­
phischen Angaben ermöglicht die Bro­
schüre einen Überblick über den Kampf 
und das Leid der betroffenen Genoss_in­
nen. 

Zu oft verschwinden Einzelschicksale 
hinter der schieren Masse der Verfolgten 
– noch dazu ist die Kommunist_innenhatz 
der Adenauer­Ära heute für viele jüngere 
Aktivist*innen sehr weit weg. Diese Bro­
schüre bietet eine gute Möglichkeit des 
Einstiegs in diese Thematik – mehr als 65 
Jahre nach dem Verbot der Kommunis­
tischen Partei Deutschland (KPD) 1956 
und kurz nach dem Aufdecken der Akti­
vitäten des Bundesnachrichtendienstes 
(BND) im Dienste der Adenauer­geführ­
ten CDU­Regierung gegen die damalige 

SPD und ihrer Spitzenpolitiker ab Anfang 
des Jahres 1953.

Die Vielfältigkeit der Vorwürfe und 
die Phantasie der Sicherheitsbehör­
den bei der Suche nach Vorwänden für 
die Strafverfolgung lässt erschaudern: 
„Weiterführung der illegalen KPD“, 

„Staatsgefährdung“, „Geheimbündelei 
in Tateinheit mit landesverräterischer 
Absicht“, „Beeinträchtigung des Be­
standes der BRD und der Verfassungs­
grundsätze“, „hochverräterische Unter­
nehmung“, „Rädelsführerschaft“. Wo­
bei nicht vergessen werden darf, dass 
sich die Herrschenden selbst niemals 
an die eigenen Gesetze gehalten haben 
und das auch weiterhin nicht vorhaben. 
Ein Blick auf die aktuelle Vernetzung 
der „Verfassungsschutz“behörden tief in 
terroristische faschistische Strukturen 
hinein, ihre Aufbau­ und Unterstützungs­
leistungen für rechtsradikale Organisie­
rungen sowie ihre Gewandheit beim Ver­
nebeln der eigenen Handlungen genügt.

Dass ihnen ein Großteil der öffentli­

chen Meinungsbildner dieses aktive Ver­
tuschen unter dem Strich dann als „Ver­
sagen“ durchgehen lässt … und ihnen 
fröhlich mehr Geld und mehr Personal zu­
gesteht … ist schlicht nur noch dadurch 
zu erklären, dass in ihrer Welt partout 
nicht sein kann, was nicht sein darf. Pub­
likationen wie die vorliegende Broschüre 
machen hingegen deutlich, dass für die 
Herrschenden in diesem Land der Feind 
schon immer links stand, und wenn Kom­
munist_innen in der „Demokratie“ nicht 
beizukommen ist – dann müssen eben 
Gesetze geändert werden.

Für die Herausgabe dieser Broschüre 
ist den Freund*innen der VVN­BdA und 
ganz besonders Hanna Eggerath herz­
lichst zu danken!   

Nachkriegszeit „Auf der Ulm“ 

• Dankenswerterweise haben die 
Genoss*innen der Vereinigung der Ver­
folgten des Naziregimes – Bund der 
Bund der Antifaschistinnen und Anti­
faschisten (VVN­BdA) Düsseldorf der 
RHZ­Redaktion ein Exemplar ihrer in 
Zusammenarbeit mit Hanna Eggerath 
entstandenen DIN A 4 Broschüre „Po­
litisch Inhaftierte in der Nachkriegszeit 
‚Auf der Ulm‘“ zugesandt.

• Die Broschüre ist gegen eine Spende 
von mindestens 5.­ Euro bei der VVN­
BdA erhältlich. Bestellungen über mail: 
tramschuh@t­online.de oder per Tel. 
0211/231822
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Leben

Helmut Klier wurde am 1.4.1934 in Düs­
seldorf geboren. Sein Vater war Stell­
werksmeister. Er weigerte sich, in die 
NSDAP einzutreten. Die Familie lebte in 
bescheidenen finanziellen Verhältnissen.

Helmut erlebte den Krieg in Düssel­
dorf, verlor seine Spielkameraden im 
Bombenkrieg, wurde im Keller verschüt­
tet. Seitdem stotterte er.

Er erlernte den Beruf des Schreiners 
und wurde schon mit 15 Jahren Mitglied 
der Gewerkschaft. 1962 heirateten Han­
nelore und Helmut.

Politischer Werdegang

16jährig wurde Helmut Jugendfunktionär 
in seiner Gewerkschaft. Seine Ablehnung 
der Remilitarisierung führte dazu, dass 
Helmut in seinem Umfeld als Kommu­
nist bezeichnet wurde. In seinem katho­
lischen Elternhaus war man der Meinung, 
dass Kommunisten „Strolche“ seien, mit 
denen man sich nicht abgebe.

Daraufhin war Helmut bestrebt, Kom­
munistinnen und Kommunisten kennen 
zu lernen und setzte sich intensiv mit de­
ren Zielen und Handeln auseinander. Ins­
besondere die Erkenntnis, dass sich Kom­
munistinnen und Kommunisten selbstlos 
gegen die Nationalsozialisten engagiert 
hatten, überzeugte ihn. Helmut trat 1952 
in die KPD ein.

Gerichtsverfahren und Haftgrund

Im Prozess vom 18. 7. bis 20.7.1956 
wurde Helmut für die „Absicht, den Be­
stand der Bundesrepublik zu beeinträch­
tigen“ zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt. 
4,5 Monate galten durch die Untersu­
chungshaft verbüßt, der Rest wurde zur 
Bewährung ausgesetzt. 1959 wurde Hel­
mut erneut angeklagt.

17.01.1959 

Fernschreiben an den Innenminister zum 
Fall Klier: „Heute Morgen um 8.00 Uhr 
wurde durch einen Anruf des Hei zers der 
Synagogengemeinde Düsseldorf bekannt, 
dass an 3 Ein gangstüren zur neuen Syn­
agoge an der Zietenstraße mit Lack farbe 
drei Hakenkreuze auf die Glasscheiben 
geschmiert waren . ... nach vorliegenden 
Meldungen beim 14. K ist damit zu rech­
nen, dass die Hakenkreuze von links­
gerichteten Kreisen ge schmiert worden 
sind.“

19.01.1959 

In einer Mitteilung richtete sich der 
Oberstaatsan walt an den Justizminister: 
„in der Nacht sind an den Eingangs türen 
der Synagoge Zietenstraße drei Haken­
kreuze in der Größe von je 45 cm mit 
Hilfe einer Schablone abgebildet wor­
den. Es wurde weiße Lackfarbe verwen­
det und scheinbar in großer Eile gehan­
delt. Ebenfalls wurde der Gedenkstein 
an der ehemaligen Synagoge beschmiert. 
Nach einem Bericht der Polizeibehörde 
von heute war dem 14. Kommissariat 
vier Tage vorher mitgeteilt worden, dass 
die illegale KPD die Unruhe, die wegen 
antisemiti scher Handlungen in der BRD 
aufgekommen war, für ihre Zwe cke nutz­
bar machen wollte und dass als Zeitpunkt 
hierfür die Nacht zum 30.1.59 in Aus­
sicht genommen worden sei.“

Am 22. Januar 1959 wurde Helmut 
mit der ungeheuren Be schuldigung ver­
haftet, die Düsseldorfer Synagoge (die 
am 7.9.1958 eingeweiht worden war) 
mit Hakenkreuzen beschmiert zu haben. 
Bemerkenswert ist die Geschwindigkeit, 
mit der die Polizei han delte: die Schmie­
rerei wurde am 17. Januar entdeckt und 
am gleichen Tag wurde in der elterli­
chen Wohnung die Haussu chung durch­
geführt. Hose und Trainingsjacke wurden 
beschlag nahmt und die Farbreste, die bei 
der Arbeit eines Schreiners un vermeidlich 
sind, als identisch mit der Farbe an der 
Synagoge „nachgewiesen“. Das Gutach­
ten lautete: „Die Farbspuren an der Trai­
ningsjacke sind mit Farben überstrichen, 
die an der Syna goge verwendet wurden. 
Dagegen gibt es keine Übereinstim mung 
mit Farben aus der Schreinerei. Das Alter 
der Farbspuren wird noch geprüft, ei­
ne Übereinstimmung ist anzunehmen.“ 
Helmut trat in den Hungerstreik. Nach 
acht Tagen wurde er ins Gefängniskran­
kenhaus eingewiesen. Er schrieb: „ ... Am 
Samstag habe ich nach Rücksprache mit 

„Auf der Ulm“ – Das Beispiel 
Helmut Klier

Helmut Klier, 01.04.1934 - 27.04.2013, 

Schreiner; verheiratet, 1 Kind.

Haftstrafen: 08.03. - 20.07.1956: 3,5 Monate 

Untersuchungshaft,

22.01. - 29.05.1959: 

4 Monate Untersuchungshaft,

21.09.1962 - 28.03.1963: 6 Monate Haft,

29.09.1964 - April 1965: 6 Monate Haft.
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Rechtsanwalt Böhmer meinen über 9 Ta­
ge wäh renden Hungerstreik mit Teilerfolg 
beendet. Darüber aber später. Aus diesem 
Grunde kam ich am 13.3. um 15 Uhr ins 
Krankenhaus, in je nen Raum, der nur ei­
nen Kübel Salzwasser zum Waschen aber 
kein Frischwasser enthält.“

In einem Interview, das über den eng­
lischen Sender BBC ver breitet wurde, er­
klärten NRW Innenminister Dufhues und 
Staatssekretär Globke, in Düsseldorf sei 
ein Kommunist unter dem Verdacht der 
Synagogenschändung verhaftet worden. 
Der betrunkene Neonazi, der sich der Ha­
kenkreuzschmierereien einige Tage spä­
ter rühmte, wurde vernommen und sofort 
wie der freigelassen. Während Helmuts 
Haft gab es 16 weitere Fälle von antisemi­
tischen Schmierereien. Am 29.05.1959 
wurde Helmut gegen eine Kaution von 
2.000 DM aus der Haft entlassen. 

Erst im Oktober 1959 erhielt Helmut 
den Bescheid der Staatsan waltschaft, 
dass das „Verfahren wegen Synagogen­
schändung“ gegen ihn eingestellt worden 
sei. Zu dieser Zeit war schon ein wei­
teres Strafverfahren eingeleitet worden. 
Am 08.07.1959 wurde es gegen Heinz 
Conrads und Helmut Klier eröffnet. Die 
Angeklagten waren zu diesem Zeitpunkt 
auf freiem Fuß. Am 10.02.1960 begann 
der Prozess.

Heinz und Helmut waren im Dezem­
ber 1958 zusammen mit der Derendorfer 
Gruppe der Falken in die DDR gefahren. 

Der Kon takt zu einem Journalisten in der 
DDR und die angebliche Teil nahme an 
einer Versammlung wurde als „Staatsge­
fährdung, Verstoß gegen das KPD­Verbot“ 
und „Agententätigkeit“ ausge legt. (…; 
Auslassung Red. RHZ) 

Heinz und Helmut wurden freigespro­
chen. Aber die Staatsanwaltschaft legte 
am 12.2.1960 Revision wegen Verletzung 
des materiellen Rechts ein. Eine neue 
Verhandlung wurde empfohlen.

Die nächste Verhaftung schildert Hel­
muts Vater, der Beamte Lo renz Klier: „Am 
19.9.1962 drang die örtliche politische 
Polizei erneut in meine Wohnung ein und 
machte ohne richterliche Verfügung ei­
ne Hausdurchsuchung, die an deutscher 
Gründlichkeit alles Bisherige übertraf. 
Obwohl sich diese Hausdurchsuchung 
angeb lich nur gegen meine beiden Jungen 
richtete, wurde auch ich nicht verschont. 
Selbst in meine Brieftasche sah man hi­
nein. Am Tage dieser Hausdurchsuchung 
starb meine Frau. Die Kriminal polizei 
bestellte anderentags meinen Sohn Hel­
mut zur Verneh mung. Mein Sohn war 
angesichts des Todes seiner Mutter dazu 
gar nicht in der Lage. Kurz darauf wurde 
er verhaftet. Meine Tochter erlitt einen 
Nervenzusammenbruch, als man ihren 
Bru der mit Gewalt wegschleppte ...“

Während der Haft wurde Helmuts 
Mutter beerdigt. Die Staats anwaltschaft 
versagte Helmut die Teilnahme an der 
Beerdigung. Während der Haft wurde 

auch sein Sohn Thomas geboren. Das 
Verfahren wurde am 08.01.1963 eröffnet.

Angeklagt waren Herbert Busch, Heinz 
Conrads, Rolf Claßen, Franz und Adel­
gunde Kahl, Hans Möhker, Adolf Broch 
und Hel mut Klier. Sie wurden beschul­
digt, am 16.9.1962 in der Woh nung von 
Heinz Conrads eine „Stubenversammlung 
der illegalen KPD abgehalten“ zu haben. 
Ein Tonbandgerät wurde sichergestellt.

Helmut wurde zu einer Gefängnisstra­
fe von 1 Jahr und 4 Monaten Gefängnis 
verurteilt. Die Untersuchungs haft wurde 
angerechnet. Nach der Haft wurde Poli­
zeiaufsicht und das Verbot zum Bekleiden 
Öffentlicher Ämter für 3 Jahre verfügt. 
Die Reststrafe sollte am 29. April 1965 
angetreten werden. Die Aufforderung zum 
Haftantritt konnte nicht befolgt werden, 
weil der Brief der Staatsanwaltschaft bei 
der Post verloren gegangen war. Helmut 
musste ohne Vorankündigung ins Gefäng­
nis.  
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Michael Dandl

Im September 2016 wurde die „Schrif-

tenreihe des Hans-Litten-Archivs 

zur Geschichte der Roten Hilfe“ mit 

Silke Makowskis „Helft den Gefan-

genen in Hitlers Kerkern“ eröffnet. 

Nun hat es nochmals fast fünfeinhalb 

Jahre gedauert, bis das Hans-Litten-

Archiv e. V. (HLA) den zweiten Band 

edieren konnten: In Markus Mohrs 

umfangreicher, präziser Arbeit „Lesen 

– Weitergeben – Diskutieren – Wei-

tergehen!“ werden „die Roten Hilfen 

als Teil der Fundamentalopposition 

in Westdeutschland im Spiegel ihrer 

Flugblätter in den Jahren 1969 – 

1975“ beschrieben. Die Texte werden 

flankiert von unzähligen Abbildungen 

dieses Materials aus den 1960er- und 

1970er-Jahren, das – in wertvollen Ori-

ginalen vorliegend – hierfür intensiv 

analysiert wurde.

�� Markus Mohr hat sich mit dieser 
88­seitigen DIN A4­Broschüre der sozi­
algeschichtlichen Aufgabe gestellt, die 
ehedem geführten Kämpfe gegen unzu­
mutbare Verwerfungen gesellschaftlicher 
Zustände zu erforschen und zugänglich 
zu machen. Auf diese Weise wird es mög­
lich, sich die früheren Proteste, Bewegun­
gen und Erfahrungen in der Retrospektive 
anzueignen und plausibel erlebbar ins 
Jetzt zurückzuholen: les­, weitergeb­ und 
diskutierbar. Die Bedeutung, die solch ei­
ne detaillierte Aufarbeitung hat, ist nicht 
zu überschätzen. Nur so lässt sich verste­
hen, warum es historisch notwendig war, 
wie sich die fundamentaloppositionellen 
Roten Hilfen Westdeutschlands (BRD), 
die aus den 1968er­Kämpfen entstanden 

waren, veränderten: Aus ihrer damals ve­
hement postulierten Unterschiedlichkeit 
heraus entwickelten sie sich zu dem, 
was die Rote Hilfe e. V. zurzeit darstellt 
– eine „parteiunabhängige strömungs­
übergreifende linke Schutz­ und Solida­
ritätsorganisation“ mit mehr als 14.000 
Mitgliedern.

Ende der 1960er­, Anfang der 1970er­
Jahre gab es noch keine Informations­
technologie, die es ermöglicht hätte, ra­
send schnell dissidente Positionen gren­
zenlos zu streuen oder unmenschliche 
Repressionsmaßnahmen zu entlarven und 

zu skandalisieren. Was es aber gab, waren 
Flugblätter! Deshalb ist es bedeutsam, 
sich – wie im nun vorliegenden Konvolut – 
dieser „Flug­Schriften“ anzunehmen. Die 
nach der Student*innenrevolte der Jahre 
1967/68 sich „in West­Berlin und West­
deutschland [ausbreitende] linke Funda­
mentalopposition … gewann in vielfältig 
organisatorischer Weise Gestalt; so auch 
in der Solidaritätsbewegung mit juristisch 
Verfolgten und Gefangenen“ (Markus 
Mohr); und eine ihrer bedeutendsten Ge­
staltungsformen – auch im Hinblick auf 
die (potenzielle) Ausweitung dieser sozia­

„Lesen – Weitergeben …“
Flugblätter der Roten Hilfen von 1969 bis 1975 – Band II der 
Schriftenreihe des Hans-Litten-Archivs 
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len Proteste – waren eben Flugblätter. Im 
Gegensatz zu gebundenen Büchern, die 
in zahllosen Bibliotheken verwahrt und 
zumindest antiquarisch noch erhältlich 
sind, sind Flugblätter nur für eine kurz­
zeitige, tagesaktuelle Nutzung gedacht. 
Übriggebliebene Restexemplare wurden 
von den Verfasser*innen oftmals wegge­
worfen, und es gab auch über Jahrzehn­
te hinweg keine linken Forscher*innen, 
die diese Quellengattung der Rote­Hil­
fe­Bewegung archiviert, kontextualisiert 
und (geschichtswissenschaftlich) korrekt 
„eingeordnet“ hätten. Entsprechend rar 
ist diese „graue Literatur“, die faszinie­
rende Einblicke in den politischen Alltag 
der Solidaritätsaktivist*innen der 1970er 
Jahre gewährt. Zu den frühesten in der 
BRD verbreiteten Flugblättern mit RH­
Bezug gehören jene der „Initiative für 
Genossenschutz zum Strafprozess gegen 
Horst Mahler“, mit denen dazu aufge­
rufen wurde, sich bei der noch aufzu­
bauenden „Rote Hilfe­Organisation“ in 
„geeigneter Art und Weise politisch zu 
engagieren“.

Markus Mohr führt uns in seinem er­
öffnenden Kapitel „Flugblatt, auf augen­
blickliche Wirkung berechnet ...“ kennt­
nisreich durch die verschlungenen Pfade 
der ersten RH­Organisierungsansätze, 
beginnend bei den RH­Komitees, die von 
der parteimaoistisch ausgerichteten KPD/
Aufbauorganisation (AO) gegründet wor­
den waren. Im Folgenden schildert er die 
über die Strukturen der bewegungsmaois­
tischen, „autonomen“ „Gruppe Proleta­
rische Linke/Parteiinitiative“ laufenden 
Zusammenschlüsse namens RH_, die 
es dann bald in West­Berlin, München, 
Hamburg und Frankfurt am Main geben 
sollte. Über das am Kommunistischen 
Bund orientierte Initiativkomitee Arbei­
terhilfe (IKAH) geht der Autor zu den 
ebenfalls „Rote Hilfe“ leistenden, leni­
nistisch grundierten „Komitees gegen 
Folter“ weiter, die ihren Fokus sehr stark 
auf die Gefangenen aus der RAF gelegt 
hatten und diesbezüglich äußerst viele 
Flugblätter veröffentlichten. Anschlie­
ßend nimmt er wieder Kurs auf die KPD/
AO, die „unter dem Druck einer Ver­
botsdrohung durch die Bundesregierung“ 
von West­Berlin weg eine „nationale“, 
also BRD­weite RH e.V. aus der Taufe 
heben wollte. Den Abschluss findet die­
ser Überblick mit der KPD/ML, die Ende 
Januar 1975 in Dortmund die Rote Hilfe 
Deutschlands bildete, aus der dann die 
heutige Rote Hilfe e.V. entstehen sollte.

Was dann kommt, ist die auf sechs Ka­
pitel verteilte Beantwortung der Fragen, 
wie sich dieser „komplexe Selbstorgan­
isierungsprozess der westdeutschen Fun­
damentalopposition in ihren Flugblättern 
gespiegelt“ hat und was „die Themen der 
Roten Hilfe in ihren Flugblättern“ waren. 
Markus zieht nach der Sichtung von etwa 
500 Flugblättern die Bilanz, dass die Ro­
ten Hilfen (bis 1975) zwar vornehmlich 
„die stets als unerträglich beschriebenen 
Maßnahmen der Polizei und der Justiz, 
kurz: die kontinuierliche Brandmarkung 
von etwas, was als Polizeiterror und Klas­
senjustiz skandalisiert werden solle“, 
thematisiert hätten. Zugleich beackerten 
sie inhaltlich durchaus auch Politikfel­
der, die weit über die zentralen Topoi an­
tirepressiven Engagements hinausgehen, 
aber trotzdem aus ihrer Sicht untrennbar 
damit verbunden waren und deshalb in 
die Kämpfe miteinbezogen werden muss­
ten – eben weil sie für die damaligen sozi­
alen Bewegungen und deren Träger*innen 
von elementarer Bedeutung waren: Seien 
es die heftigen Auseinandersetzungen um 
(exorbitante) Mietkostenerhöhungen oder 
die ersten Hausbesetzungen, seien es 
die teilweise äußerst militant geführten 
Fahrpreiskämpfe oder die breit wieder­
aufflammenden Proteste gegen den bis 
heute nicht abgeschafften Paragraphen 
218, seien es die Unterstützungen von 
ausländischen Arbeiter*innen, denen 
beispielsweise wegen ihrer Beteiligung 
an Streiks Ausweisung angedroht wurde, 
die zahllosen Berufsverbote quer durch 
alle Bevölkerungsschichten nach dem 
so genannten Radikalenerlass oder will­
kürliche Gewerkschaftsausschlüsse – ge­
gen all dies mussten Rote Hilfen massiv 
in Stellung gebracht werden. Das war 
notwendig, weil in all diesen Bereichen 
staatliche Repression in unterschiedli­
chen Facetten einen besorgniserregen­
den oder gar angsteinflößenden Ausdruck 
fand und letztendlich Menschen, die sich 
für oder gegen etwas eingesetzt hatten, 
zur „Rechenschaft“ zog – unter Anwen­
dung des ganzen Repertoires gewaltför­
miger Disziplinierungsmethoden.

Und die gesichteten Flugblatt­Texte 
sind erstaunlich aktuell geblieben; ihnen 
ist oft nicht anzumerken, dass sie schon 
auf ein Alter von fast 50 Jahren zurück­
blicken. Wenn wir da lesen können, dass 
die „Rote Hilfe alle [unterstützt], die we­
gen ihres Widerstands gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung vor die Schranken 
der Klassenjustiz gezerrt werden [und] 

dabei ... jeden politisch Verfolgten durch 
die Unterstützung in der politischen Pro­
zessführung und durch juristische Hilfe“ 
bestärkt, dann ist das heute noch von 
Gültigkeit – und war es auch schon zu 
den Anfängen der Rote­Hilfe­Komitees 
ab 1921. Die Zeitlosigkeit vieler der ge­
äußerten Forderungen und Prinzipien be­
legt, gerade im Angesicht des komplexen 
Selbstorganisierungsprozesses, der jahr­
zehntelang durchschritten werden muss­
te, die Kontinuität, die von den Anfängen 
der Roten Hilfen Anfang der 1970er­Jahre 
zur derzeitigen strömungsübergreifenden 
Roten Hilfe e. V. führt.

Mit Markus Mohrs fundierter Unter­
suchung, die einen von Turbulenzen ge­
prägten Zeitraum von etwa sechs Jahren 
abdeckt, lässt sich dies hervorragend 
nachzeichnen. Sie weckt damit ein kon­
turierteres Verständnis der mannigfalti­
gen Vorgänge, aus denen heraus sich 
die sehr unterschiedlich ausgerichte­
ten Roten Hilfen zu einer gemeinsamen 
wachsenden Schutz­ und Solidaritätsor­
ganisation zusammengefunden haben. 
Die Entwicklung wird eindrücklich ver­
anschaulicht anhand von Flugblättern, 
die verschiedenen Zielsetzungen dien­
ten: Sie mobilisierten, sie agitierten, sie 
stärkten die radikal linken Strukturen, 
die mit überbordender staatlicher Re­
pression konfrontiert waren; sie schufen 
Gegenöffentlichkeit. Sie wurden gelesen, 
weitergegeben, diskutiert – um danach 
weiterzugehen.  

• Markus Mohr: „‚Lesen Weitergeben 
Diskutieren – Weitergehen!‘ Die Roten 
Hilfen als Teil der Fundamentaloppo­
sition in Westdeutschland im Spiegel 
ihrer Flugblätter in den Jahren 1969 – 
1975“; Schriftenreihe des Hans­Litten­
Archivs zur Geschichte der Roten Hilfe 
[Band II],Herausgegeben vom Göttinger 
Hans­Litten­Archiv e.V., Eigendruck im 
Selbstverlag, Brosch. DIN A4, 88 Sei­
ten, gegen Versandkosten erhältlich im 
Rote­Hilfe­Literaturvertrieb.

Die Broschüre gibt es als PDF un­
ter: https://www.hans-litten-archiv.de/
news/218-neuerscheinung-aus-der-
schriftenreihe-des-hans-litten-archiv-
e-v 
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Justice Nulle Part

Anfang 2022 ist das neue Sachbuch 

von Ronen Steinke, „Vor dem Gesetz 

sind nicht alle gleich. Die neue Klas-

senjustiz“ erschienen. Das Buch ist 

keine groß angelegte empirische Un-

tersuchung der deutschen Strafpraxis. 

Vielmehr betrachtet es anhand von für 

ein Themenfeld repräsentativen Ge-

schichten, Fällen und Statistiken, ob 

die deutsche Strafpraxis eines der zen-

tralen Versprechen des Grundgesetzes 

einhält: Alle Menschen sind vor dem 

Gesetz gleich (Art. 3 Abs. 1 GG). Der 

Titel des Buches nimmt das Ergebnis 

bereits vorweg – Nein.

Klassenjustiz! Oder doch nicht?

�� Die Anspielung im Titel auf eine neue 
Klassenjustiz kann die Hoffnung auf­
kommen lassen, Ronen Steinke würde 
versuchen, einen aktualisierten Begriff 
der Klassenjustiz herauszuarbeiten. Doch 
eine solche Hoffnung wird bereits im Vor­
wort enttäuscht. Denn dort verabschiedet 
er sich vom Begriff der Klassenjustiz, der 
laut Steinke schon in der ersten Hälf­
te des 19. Jahrhunderts „etwas plump“ 
gewesen sei, was heute erst recht gelte: 
„Die Justiz hat sich gewandelt. Worüber 
man heute aber sprechen muss, das sind 
Mentalitäten, Vorverständnisse. Die Art 
wie Menschen, die die Justiz prägen, auf 
die Welt blicken. Das ist etwas anderes 
als ein simpler ‚Klassenstandpunkt‘.“1 
Ein solcher pauschaler Blick auf die ver­
schiedenen Fragen, die mit gesellschaft­
lichen Klassen, dem Begriff des Klas­

1 Steinke: Vor dem Gesetz sind nich alle gleich. Die 
neue Klassenjustiz. Berlin Verlag/ Piper, Berlin 
2022, S. 14.

senkampfs, Arbeitskämpfen oder eben 
dem Begriff der Klassenjustiz zusammen­
hängen, ist verwunderlich. Umso mehr 
in Anbetracht der in den letzten Jahren 
auch in deutschen linken Medien geführ­
ten Debatte um die Notwendigkeit und 
Form einer „Neue Klassenpolitik“.2 Der 
Begriff der Klassenjustiz ist zwar nicht 
der Schwerpunkt des Buches, eine etwas 
intensivere Auseinandersetzung mit dem 
Begriff und seiner Geschichte wäre an­
gesichts des Buchtitels und Themas aber 
sinnvoll gewesen.

Zugang zum Recht und 
Gang der Verfahren 

Doch nun zum Gang seiner Analyse. 
Steinke beginnt, indem er einzelne Be­
standteile und Verfahrensabschnitte ei­
nes Strafprozesses untersucht (Zugang zu 
Anwält:innen, Urteile, Geldstrafen, Ge­
fängnisse, U­Haft). In allen Bereichen zei­
ge sich, dass die individuellen finanziellen 
Ressourcen einen großen Unterschied ma­
chen: So enden Strafverfahren, in denen 
Beschuldigte ihr Glück ohne anwaltlichen 
Beistand versuchen, deutlich häufiger mit 
einer Verurteilung. Doch kann sich nicht 
jede:r anwaltlichen Beistand leisten, ge­
schweige denn teure Anwält:innen enga­
gieren, die einzelnen Verfahren durch die 
bessere Finanzierung mehr Zeit widmen 
können. Wer sich keinen anwaltlichen 
Beistand leisten kann, soll der Idee nach 
eine:n Pflichtverteidiger:in beigeordnet 
bekommen. Anders als bspw. in Italien 
oder Frankreich passiert dies in der BRD 
sehr selten und gerne mit Anwält:innen, 
die sich der Justiz bereits als kooperativ 
erwiesen haben oder gleich in der Ge­
richtsfußballmannschaft mitspielen.3

2 Vgl. hierzu etwa: Friedrich (Hrsg.)/ Redaktion ana­
lyse & kritik (Hrsg.): Neue Klassenpolitik. Linke 
Strategien gegen Rechtsruck und Neoliberalismus. 
Bertz & Fischer Verlag 2018.

3 Vgl. Steinke: Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich, 
S. 43 f.

Und auch die Urteile werden ungleich 
gefällt. Eigentlich sollen Geldstrafen 
„fairer“ sein, weil sie abhängig vom Ge­
halt der Verurteilten bemessen werden. 
Werden keine Angaben gemacht, muss 
das Gericht das Gehalt schätzen – eine 
Praxis, die reichen Verurteilten oft zu­
gutekommt, da Gerichte deren Gehalt 
in der Regel geringer einschätzen als es 
tatsächlich ist. Darüber hinaus schmerzt 
eine Geldstrafe von beispielsweise 90 
Tagessätzen, die drei Netto­Monatsgehäl­
tern entsprechen soll, bei Personen ohne 
finanzielle Rücklagen ungleich mehr. Am 
deutlichsten sichtbar wird dies bei Per­
sonen, denen mehrere Monatsbezüge des 
Hartz­IV­Satzes gestrichen werden, der 
als „soziokulturelles Existenzminimum“ 
ja eigentlich nicht weiter unterschritten 
werden dürfte. Doch Geldstrafen und 
Hartz­IV­Sanktionen stört dieser Aspekt 
wenig.4

Und für Personen, die eine Geldstrafe 
oder dementsprechende Tagessätze nicht 
bezahlen oder nicht abarbeiten können, 
wird Armut schnell zum Haftgrund. Zum 
einen bewerten Strafgerichte Obdachlo­
sigkeit regelmäßig als „Fluchtgefahr“ im 
Sinne von §113 Abs.2 Nr.2 StPO und 
ordnen Untersuchungshaft an. Und bevor 
jemand in Deutschland wegen „Schwarz­
fahrens“, Dealen oder Ladendiebstahl 
ungestraft davonkommt, greift die Straf­
justiz lieber zum Mittel der Ersatzfrei­
heitsstrafe, die pro Jahr circa 100.000 
Personen betrifft.5

Rekordhalter in dieser Hinsicht ist 
die Justiz in Berlin sowie die bundesweit 
für ihre besonders rohen und aggressi­
ven Kontrolleur:innen bekannten Berliner 
Verkehrsbetriebe (BVG). So ist es auch 
nicht verwunderlich, dass die größte Ent­
lastung für die Berliner Justiz in den 
letzten Jahren der Ausfall einer Software 
bei der BVG war, die mehrere Monate 

4 Ebd., S. 81.

5 Ebd., S. 95 f.

Die neue Klassenjustiz?
Eine Rezension zu „Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich. 
Die neue Klassenjustiz“ von Ronen Steinke
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verhinderte, dass die BVG Strafanzeigen 
stellen konnte.6

Konkrete Kriminalitätsbereiche

Steinke betrachtet darüber hinaus noch 
die Wirtschaftskriminalität, Drogenkri­
minalität und einen Bereich, den er als 
„Elendskriminalität“ bezeichnet. Auch 
hier zeige sich das Erwartbare: Die Justiz 
geht überproportional hart gegen ärmere 
Personen vor. Indem Geldstrafen gegen 
Personen verhängt werden, die ohnehin 
nur über geringe finanzielle Ressourcen 
verfügen, setze die Strafjustiz oft einen 
Kreislauf in Gang, der Verurteilte stets 
wieder zurück vor die Strafgerichte führt 
– und das nicht selten mit identischen 
Vorwürfen. Denn wer eine kriminalisierte 
Handlung ausführt, wie etwa Drogenhan­
del oder Ladendiebstahl, wird, weil kein 
Geld für Essen oder ähnliches vorhan­
den ist, auch das nötige Geld, um eine 
Geldstrafe zu bezahlen, nicht plötzlich 
herbeizaubern können. Stattdessen wer­
den viele Personen durch die Strafjustiz 
dazu gedrängt, erneut auf kriminalisier­
te Handlungen zurückzugreifen, um eine 
mehrere Wochen oder gar Monate andau­
ernde Ersatzfreiheitsstrafe zu verhindern.
Am Beispiel des Drogenhandels wird darü­
ber hinaus deutlich sichtbar, was Steinke 
als „social Profiling“7 bezeichnet. Denn 
obwohl in Deutschland nachweislich quer 
durch alle Bevölkerungsschichten Drogen 
konsumiert werden, gehen Polizei und 
Justiz vor allem gegen Kleindealer:innen 
vor, die ihre Geschäfte oft auf offener 
Straße und in den dafür bekannten Stadt­
gebieten abwickeln. Um jenes Missver­
hältnis etwas anschaulicher zu machen, 
helfen staatliche Schätzungen: Das 
Bundesgesundheitsministerium schätzt, 
dass jährlich 6,6 Millionen Personen in 
Deutschland illegale Drogen konsumie­
ren. Die Polizei nimmt davon ca. 0,3 Mil­
lionen Menschen als Verdächtige ins Vi­
sier, somit etwa 5% der Personen.8 Dass 
damit keine langfristige Bekämpfung des 
Drogenhandels bezweckt wird, dürfte al­
len Beteiligten klar sein. Der Drogen­
handel ist in der Praxis ein sogenannter 
Kontrolldelikt, wie die Polizei es nennt. 
Kurz: Kriminalität kann man nur finden, 

6 Ebd., S. 104; siehe dazu auch: https://www.sued­
deutsche.de/panorama/bvg­berlin­strassenbahn­
kontrolleure­gewalt­1.5534458 sowie die #weilwi­
reuchhassen Kampagne in Berlin.

7 Steinke: Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich S. 
189.

8 Ebd., S. 187 f.

wo man sie auch sucht. Und das Feld der 
Täter:innen spiegelt gleichzeitig, wonach 
die Polizei sucht. Das führt dazu, dass die 
Polizei in der Praxis eifrig daran arbeitet, 
ihre Einschätzungen, die das Racial und 
Social Profiling begründen, empirisch zu 
untermalen. Die den Drogenhandel be­
treffende Kriminalitätstatistik wird so zu 
einer selbsterfüllenden Prophezeiung: So 
wird etwa Rassismus erst Arbeitshypo­
these und später durch die rassistische 
Praxis vermeintlich bestätigt.

Vorschläge für eine 
gerechtere Strafjustiz

Zuletzt stellt Steinke einen Maßnahmen­
katalog vor, der die Justiz gerechter und 
gleicher machen soll, also die Stärkung 
des „sozialen Rechtsstaats“ bewirken 
soll. Dies würde für Steinke unter ande­
rem bedeuten, die runtergesparte (Straf­)
Justiz besser zu finanzieren, Pflichtver­
teidiger früher und immer von unabhän­
gigen Stellen beizuordnen, wenn nicht 
genug Geld für eine:n Anwält:in verfügbar 
ist. Geldstrafen sollten das sogenannte 
Existenzminimum nicht entziehen, Straf­
befehle abgeschafft werden und Ersatz­
freiheitsstrafen nur noch auf richterliche 
Anordnung verhängt werden. Und nicht 
zuletzt: Das sogenannte Schwarzfahren 
und Drogen(konsum) sollen entkriminali­
siert werden.

Fazit

Das Buch von Steinke bietet einen brei­
ten Überblick über verschiedene Berei­
che der deutschen Justiz, der anhand 
vieler Beispiele und Statistiken viele Pro­
bleme aufzeigt. Steinke formuliert keine 
allgemeine Analyse der Strafjustiz und 
hat auch keine umfangreiche empiri­
sche Studie vorangestellt. Er befasst sich 
vielmehr mit ausgewählten Themen, um 
darzustellen, inwiefern ärmere Personen 
von der Strafjustiz überproportional hart 
bestraft werden. Was durch den klaren 
Schwerpunkt vernachlässigt wurde sind 
beispielsweise sexistische und rassisti­
sche Tendenzen in der Strafjustiz. Sei­
ne Kritik und Reformvorschläge zielen 
darauf ab, den sogenannten sozialen 
Rechtsstaat zu stärken. Es bleibt damit 
letztlich eine bürgerliche, sozial­liberale 
Perspektive auf die Strafjustiz, die aber 
in einigen Punkten Forderungen stellt, 
die uneingeschränkt zu befürworten sind. 
So ist die Entkriminalisierung von Dro­

gen und dem sogenannten Schwarzfahren 
richtig und längst überfällig. Auch die 
standardmäßige Beiordnung von selbst 
oder durch unabhängige Rechtshilfestel­
len beigeordnete Pflichtverteidiger:innen 
würden die brutalen Auswirkungen der 
jetzigen Strafjustiz etwas abfedern kön­
nen. Eine wirklich emanzipatorische Kri­
tik der Strafjustiz müsste über punktuelle 
Reformvorschläge hinausgehen, wie es 
nicht zuletzt abolitionistische Kritiken 
tun. Steinke wählt stellenweise den ge­
genteiligen Weg und wirbt für den Ausbau 
der Strafjustiz.

Nichtsdestotrotz bleibt Steinkes Buch 
lesenswert und eine erfreuliche Inter­
vention in den selten derart kritischen 
rechts­ und sozialpolitischen Diskurs, die 
die notwendige Kritik einem breiten Pu­
blikum nahebringt. Die anschaulichen 
Beispiele zeigen deutlich, dass das sto­
ische Beharren auf das Strafen und das 
Gefängnis als Sanktionsinstrument selbst 
aus der Perspektive der Justiz absurd ist.

„Das ganze Gerichtswesen samt der Ge-
setze und des Strafmaßes scheint also 
jene zu benachteiligen und fertigzuma-
chen, denen es sowieso schon schlecht 
geht, und in den letzten 20, 30 Jahren hat 
sich das noch erheblich verschärft!“9  

9 „Dass das pervers ist, da sind wir uns einig!“ Inter­
view mit dem Journalisten Ronen Steinke über 
sein Buch Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich: 
Die neue Klassenjustiz, Konkret 2/22, S. 34 f.

�� „Justice Nulle Part“ ist ein 
Autor:innenkollektiv angehender und 
praktizierender Jurist:innen. Sie setzen 
sich an dieser Stelle für die Rote Hilfe 
Zeitung insbesondere mit wegweisen­
den Entscheidungen der Justiz ausei­
nander. Der Name ist französisch und 
Teil der Parole „Police Partout – Justice 
Nulle Part“; „Überall Polizei – Nirgend­
wo Gerechtigkeit“. Rückfragen, Hinwei­
se und Interesse an Mitarbeit leitet die 
Redaktion gerne weiter.

• „Vor dem Gesetz sind nicht alle 
gleich. Die neue Klassenjustiz“, Ro­
nen Steinke, erschienen 27.01.2022 im 
Berlin Verlag, ISBN: 3827014158, 20 
Euro, 272 S., Hardcover. 
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Silke Makowski (Hans-Litten-Archiv)

Vor allem für Südwestdeutschland 

stellte die Schweiz von Anfang an 

einen wichtigen Bezugspunkt für die 

antifaschistische Widerstandsarbeit 

dar, nicht zuletzt für die Rote Hilfe 

Deutschlands (RHD): Nach der Macht-

übertragung an die Nazis und dem 

Verbot der Solidaritätsorganisation 

im März 1933 hatten geflüchtete 

Rote HelferInnen hier bedeutende 

Exilstrukturen aufgebaut. Wie in an-

deren Nachbarländern unterhielt die 

RHD auch in der Schweiz eine Grenz-

stelle, die anfangs in Basel, später 

in Zürich ansässig war. Dieses Aus-

landsbüro unterstützte die illegalen 

Solidaritätsgruppen im Reichsgebiet 

tatkräftig über InstrukteurInnen und 

KurierInnen, die ihnen Informationen, 

Material und Spenden übermittelten 

und sie bei der Organisierung der 

klandestinen Abläufe berieten. Auch 

der RHD-eigene Tribunal-Verlag hatte 

seine Aktivitäten nach Zürich verlegt, 

sodass ein Großteil der Druckschriften 

in der Schweiz produziert und über die 

Grenze geschmuggelt wurde. Zugleich 

mussten Fluchtrouten geschaffen wer-

den, um den verfolgten GenossInnen 

den Weg in die Schweiz zu ermögli-

chen.

�� Sowohl beim Literaturtransport als 
auch bei der Fluchthilfe war die intensi­
ve Zusammenarbeit zwischen der Roten 
Hilfe Schweiz (RHS) und den Antifa­
schistInnen auf deutscher Seite zentral. 
Da die ArbeiterInnenbewegungen der 

Schweiz und Südwestdeutschlands seit 
Jahren in engem Austausch standen, ge­
lang es schnell, geheime Anlaufstellen 
und Vertriebspunkte auf beiden Seiten 
der Grenze einzurichten. Auch bei der 
Unterstützung der zahllosen geflüchteten 
NazigegnerInnen spielte die RHS eine 

Schlüsselrolle, indem sie ihnen Schlaf­ 
und Essensplätze bei solidarischen eid­
genössischen Familien vermittelte, klei­
nere Geldbeträge zur Verfügung stellte 
und sie vor der Ausweisungspolitik der 
Behörden zu schützen versuchte. Nicht 
zu unterschätzen waren zudem die um­
fangreichen Spendensammlungen in der 
Schweiz, mit denen auch die illegalen 
RHD­Strukturen im Reichsgebiet unter­
stützt wurden.

Die Grenzarbeit war von ständigen 
Rückschlägen überschattet: Hatten die 
Nazis bereits mit den Massenverhaftun­
gen ab Ende Februar 1933 blutige Lü­
cken in die RHD gerissen, wurden die 
Untergrundgruppen immer wieder durch 
den NS­Terror zerschlagen oder durch 
Festnahmen wichtiger Verbindungsper­

sonen zurückgeworfen. Viele RHD­Zellen 
beschränkten sich deshalb auf Direkt­
hilfe für die Familien der örtlichen Ver­
hafteten, doch andere beteiligten sich 
an den überregionalen Literatur­ und 
Fluchthilfenetzwerken. Auch die Schwei­
zer AktivistInnen nahmen beim Druck­
schriftenschmuggel gewaltige Risiken auf 
sich: Während eine Festnahme durch die 
Kantonspolizei oft nur einen kurzzeiti­
gen Arrest nach sich zog, drohten bei 
einer Verhaftung durch die Gestapo hohe 
Zuchthausstrafen. Die Schweizer Behör­
den verhielten sich passiv und setzten 
sich nicht für ihre StaatsbürgerInnen ein, 
wenn diese wegen „kommunistischer Be­
tätigung“ in NS­Deutschland angeklagt 
wurden.

Die klandestinen Routen bündelten 
sich an verschiedenen Punkten, bei­
spielsweise von Basel über Weil am Rhein 
und Lörrach nach Freiburg. Hier verlief 
die „Reichskurierlinie“, über die die 
Kommunistische Partei (KPD) mit akti­
ver Mitwirkung von Rote­Hilfe­Strukturen 
antifaschistische Druckschriften, darun­
ter auch das RHD­Zentralorgan Tribunal, 
nach Karlsruhe, Mannheim, München 
und bis nach Berlin lieferte. Die grüne 
Grenze im Dreiländereck bot zudem gute 
Fluchtwege, und das Baseler Rote­Hilfe­
Büro über der Gaststätte „Bläsitor“ war 
die erste Anlaufstelle für EmigrantInnen.

Ein weiteres groß angelegtes Koope­
rationsprojekt war die „Transportkolon­
ne Otto“, die der ehemalige Chefredak­
teur der Süddeutschen Arbeiterzeitung, 
Willi Bohn, von Zürich aus für Würt­
temberg und Bayern aufbaute. Dessen 
wichtigste Strecken verliefen im Boden­
seeraum bei Kreuzlingen/Konstanz und 
im Raum Schaffhausen. In umliegenden 
Wäldern, auf der Ruine Schrotzburg, in 
den Wohnungen von UnterstützerInnen 
im Umland oder bei Zugfahrten wurden 
die eingeschmuggelten Pakete, die oft 
auch RHD­Druckschriften enthielten, an 
KurierInnen weitergegeben und in die 

„Die Rote Hilfe hatte in Schaffhausen 
Anlaufstellen, wo die Flüchtlinge hinkonnten“
Die illegale Grenzarbeit der Roten Hilfe im Raum 
Schaffhausen – Singen
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Bestimmungsorte überbracht. Durch den 
unübersichtlichen Grenzverlauf, der die 
Stadt an fast allen Seiten umgibt, war 
Schaffhausen optimal geeignet als Um­
schlagplatz für Großmengen an Literatur, 
aber auch als Zielort für EmigrantInnen.

Von daher ist es wenig erstaunlich, 
dass die Rote Hilfe in dieser Region um­
fangreiche Aktivitäten entfaltete, an der 
auf deutscher Seite vor allem die Solida­
ritätsstrukturen im Raum Singen beteiligt 
waren.

Die Arbeit der Schaffhauser RHS um 
Karl Dudler und Hans Brüllmann war von 
einigen Besonderheiten geprägt: In der 
Stadt dominierte innerhalb der kommu­
nistischen Bewegung die oppositionelle 
KPO, während die Rote Hilfe der mar­
ginalisierten Mehrheits­KPD nahestand. 
Doch auch ohne eine zahlenstarke Par­
teistruktur vor Ort konnte die RHS auf ein 
großes Netzwerk an UnterstützerInnen 
zurückgreifen.

Ein größeres Hemmnis war die ext­
rem restriktive Asylpolitik des Kantons 
Schaffhausen, der zum Beispiel der Kom­
munist Josef Schlenker aus Tiengen zum 
Opfer fiel. Am 10. März 1933 war ihm 
die Flucht über die nahe Grenze gelun­
gen, wo er beim RHS­Funktionär Dudler 
unterkam. Als Schlenker sich bei der 
Kantonspolizei meldete, wurde er zwar 
als politischer Flüchtling anerkannt, er­
hielt aber eine Ausreisefrist bis Ende 
Mai. Um die behördliche „Ausschaffung“ 
und direkte Übergabe an die Gestapo zu 
verhindern, kehrte Schlenker am 7. Juni 
1933 nach Tiengen zurück, wo er umge­
hend verhaftet und ins KZ Heuberg ver­
schleppt wurde. Angesichts dieser rigi­
den Kantonspolitik bildete Schaffhausen 
für die meisten EmigrantInnen nur eine 
Durchgangsstation. Die RHS­Aktivististin 
Marie Grimm erinnerte sich: „Die Rote 
Hilfe hatte damals in Schaffhausen etwa 
ein halbes Dutzend Anlaufstellen, wo die 
Flüchtlinge hinkonnten. Dort wurden sie 
verpflegt oder konnten übernachten. (…) 
Die Flüchtlinge sind meist nach kurzer 
Zeit weiter. Ihr Ziel waren grössere Städ­
te – Zürich oder Basel“ (zit. n. Battel S. 
307).

Marie Grimm und ihre Mutter Maria 
Hamburger waren nicht nur an Spenden­

sammlungen beteiligt, sondern spielten 
eine zentrale Rolle bei der organisier­
ten Fluchthilfe. Die AntifaschistInnen, 
die dieses Netzwerk nutzten, hatten in 

der Regel ihre Emigration in Absprache 
mit der KPD oder der RHD geplant und 
bekamen eine Kontaktadresse auf deut­
scher Seite und eine Erkennungsparole 
genannt. Zugleich wurden die Schweizer 
Strukturen und die deutschen Fluchthel­
ferInnen über die bevorstehenden Gäste 
informiert.

Ein bedeutender Knotenpunkt war 
Singen, wo die KPD­Grenzstelle ab 
Herbst 1934 mehrere Anlaufstellen ini­
tiiert hatte. Besonders die Wohnung der 
Familie Harlander in der Harsenstraße 
36, im „roten Viertel“ in der Nordstadt, 
bot vielen Verfolgten kurzzeitigen Schutz 
und ermöglichte ihre sichere Reise in die 
Schweiz. Da Xaver Harlander erst nach 
dem Verbot zur KPD gekommen war und 
auch seine Schwester Anna und Eltern 
Therese und Georg nicht politisch in Er­
scheinung getreten waren, waren sie der 
Gestapo unbekannt. Ab November 1934 
meldeten sich die im Vorfeld angekün­
digten Flüchtenden mit der Parole „Ich 
komme von den BMW­Werken“ bei der 
Singener Familie. Laut späteren polizei­
lichen Ermittlungen soll Hans Beimler 
diese Station genutzt haben, als er nach 

Zürich reiste, um dort die Leitung der 
RHD­Grenzstelle zu übernehmen. Nach­
weislich wurden Beimlers Kinder Hansi 
und Rosi über diese Wohnung ausge­
schleust, ebenso wie der Schriftsteller 
Hans Marchwitza. Möglicherweise waren 
die vielen illegalen Besuche zu belas­
tend, und Anfang 1935 überzeugte Har­
lander die Familie von Wilhelm Schwarz 
im Graben 38, künftig als Anlaufstelle 
zu dienen.

Für den Weg in die Schweiz nutzte 
die Rote Hilfe das System der Tages­
scheine: Diese kurzzeitigen Behelfsaus­
weise stellten die Schweizer Behörden für 
den „kleinen Grenzverkehr“ in deutsche 
Nachbargemeinden aus, wenn die Rei­
senden keinen Reisepass bei sich hatten. 
Weil sie kein Foto enthielten, konnten die 
Tagesscheine leicht an andere Personen 
weitergegeben werden, deren Alter und 
Geschlecht zu den angegebenen Daten 
passten. Während die Emigrierenden mit 
den Tagesscheinen die Grenzkontrollen 
passierten, nutzten die Schweizer Aktivist­ 
Innen ihre eigenen Reisepässe. Mussten 
Frauen über die Grenze gebracht werden, 
fuhr meist Marie Grimm mit ihrem Pass 
und einem Tagesschein nach Singen.

Schon 1935 erlitt das Netzwerk meh­
rere harte Schläge, beginnend mit der 
Verhaftung von Xaver Harlander am 23. 
Januar 1935, als er ein Paket mit kommu­
nistischen Druckschriften auf dem Fahr­
rad transportierte. Da er jedoch keine Aus­
sagen machte und seine Mutter die ande­
ren Beteiligten warnte, blieb das Netzwerk 
zunächst bestehen. Harlander wurde nach 
seiner Haftstrafe ins Konzentrationslager 
verschleppt, bis er 1942 mit bleibenden 
körperlichen Schäden freikam.

Auch gegen die Schweizer Roten Hel­
ferInnen hatte die Repression eingesetzt: 
Der Schaffhauser Gottfried Wasem erhielt 
am 2. April 1935 die Nachricht, dass 
eine junge Antifaschistin bei der Familie 
Schwarz warte. Weil Marie Grimm bei der 
Arbeit war, ließ er sich von deren Mutter 
Grimms Reisepass aushändigen, doch er 
wurde am Singener Bahnhof verhaftet 
und im folgenden Prozess zu zwölf Jah­
ren Zuchthaus verurteilt – offenbar um 
ein Exempel zu statuieren. Durch ihren 
Ausweis, den Wasem bei der Verhaftung 
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bei sich trug, wurde Marie Grimm von der 
Kantonspolizei verhört und konnte in der 
Folgezeit nicht mehr gefahrlos über die 
Grenze gehen, weil die NS­Behörden sie 
zur Verhaftung ausgeschrieben hatten.

Im Zuge der Ermittlungen verhaftete 
die Gestapo am 26. August 1935 Wilhelm 
Schwarz, der trotz der brutalen Verhöre 
beharrlich leugnete. Erst als die Nazis die 
Aufzeichnungen des verhafteten RHD­In­
strukteurs Adam Voltz dechiffrierten, die 
Schwarz'ʼAdresse enthielten, und auch 
noch die Erkennungsparole in Erfahrung 
brachten, hielt der Singener nicht länger 
stand und legte ein Geständnis ab. In 
der Folge wurden im Januar 1936 seine 
Frau Anna Schwarz, die Familie Therese, 
Georg und Anna Harlander sowie vier 
weitere UnterstützerInnen verhaftet und 
im folgenden Prozess zu mehrjährigen 
Zuchthaus­ und Gefängnisstrafen verur­
teilt. Auch wenn es weiterhin Kontakte 
nach Schaffhausen gab – unter anderem 
unterstützte die RHS die Angehörigen 
der Gefangenen finanziell –, bedeutete 
die Verhaftungswelle das Aus für die or­
ganisierte Fluchthilfe über Singen und 
traf auch den regionalen Literaturvertrieb 
schwer.

Die Region war schon seit 1933 eine 
Drehscheibe für die heimliche Einfuhr 
von antifaschistischen Druckschriften, 
darunter gewaltiger Mengen an RHD­
Broschüren und des Tribunal. Beim 
Transport der Pakete ins Reichsgebiet 
gab es enge Zusammenarbeit mit pro­
fessionellen SchmugglerInnen, die die 
Schleichwege für illegale Zucker­ und 
Kaffeeausfuhr nutzten. Manche von ihnen 
gehörten selbst der Roten Hilfe an wie der 
Schaffhauser Fritz Werner, andere nah­
men die Druckschriften nur gegen eine 
finanzielle Entschädigung mit. Da viele 
im Schmuggel Tätige auf die Einkünfte 
angewiesen waren, erhielten auch einige 
GenossInnen kleinere Beträge wie Gott­
fried Wasem, der ab 1934 für die Rote 
Hilfe aufwändige Kurierfahrten vor allem 
nach Stuttgart unternahm, um den dorti­
gen FunktionärInnen Geld und Zeitungen 
zu übermitteln. Auch im näheren Umland 
führte er Materialtransporte durch und 
pendelte im Rahmen des Fluchthilfenetz­
werks nach Singen.

Zudem beteiligten sich auch ande­
re ortskundige AktivistInnen am Litera­
turvertrieb. Fatal endete Anfang 1934 
der nächtliche Versuch des Schaffhauser 
RHD­Stadtteilkassierers Hans Hirt, 1.500 
Exemplare des Tribunal in einem Hand­
koffer über die Grenze zu bringen und an 
Fritz Hoos aus der südbadischen Nach­
bargemeinde Untereggingen zu überge­
ben: Sie wurden von der Gestapo über­
rascht und verhaftet. Obwohl die Aktion 
im Vorfeld genau geplant war, trug Hirt 
unvorsichtigerweise RHS­Beitragsmarken 
und Kontaktadressen bei sich. Zudem 
fand die Gestapo bald am Verhaftungsort 
den Koffer mit den Zeitungen, den Hirt 
bei der Verfolgung ins Gebüsch geworfen 
hatte. Im folgenden Prozess wurde Fritz 
Hoos zu zehn Jahren Zuchthaus verur­
teilt, der Rote Helfer aus Schaffhausen 
erhielt acht Jahre. Die RHS leistete nicht 
nur finanzielle Unterstützung für Hirts 
Familie, sondern organisierte auch eine 
Solidaritätskampagne. So berichtete die 
Gestapo Karlsruhe in der Tagesmeldung 
vom 5. Februar 1935, dem Gefangenen 
würden erneut zahlreiche „Sympathie­
karten zugesandt, die auf Veranlassung 
der Roten Hilfe, Sektion Schaffhausen 
(Schweiz), serienmäßig hergestellt (...) 
werden. Auf der Anschriftenseite der 
Postkarte befindet sich die Aufschrift: 
‚Sendet diese Karte als Kampfgruß an 
den Antifaschisten Hans Hirth und als 
Protest gegen seine Verurteilung durch 
die Faschisten.‘ Auf der anderen Seite 
befindet sich ein Schattenriß, der ei­
nen Mann darstellt, der von außen die 
Gefängnisgitter erbricht, während sich 
ihm aus dem Innern einer Gefängniszelle 
zwei geballte gefesselte Fäuste entge­
genstrecken. Der Schattenriß ist mit der 
Aufschrift versehen: ‚Rettet Hans Hirth!‘“ 
(Gestapoberichte S. 135). Tatsächlich 
schwebte Hirt bald in Lebensgefahr, als 
er an einer schweren Lungentuberkulose 
erkrankte, doch wurde er erst 1942 frei­
gelassen.

Zeitgleich zu den Strukturen in Sin­
gen wurde auch der Literaturvertrieb in 
den Nachbarregionen durch den NS­
Terror schwer getroffen. Im Lagebericht 
für Januar 1936 meldete die Gestapo 
Karlsruhe die Verhaftung von elf Anti­

faschistInnen, die im Bezirk Waldshut 
die illegale KPD und RHD organisiert 
hätten. Die Repressionswelle breitete 
sich immer weiter aus und erfasste den 
ganzen südbadischen Grenzbereich bis 
nach Lörrach, sodass auch die Verbindun­
gen nach Basel zerschlagen wurden. Am 
30. Mai 1936 berichtete die Karlsruher 
Gestapo, dass 54 FunktionärInnen des 
Hochverrats überführt seien; die gesamte 
Widerstandsorganisation schätzte sie auf 
200 Mitglieder.

Auch in anderen Bezirken kam es im­
mer wieder zu Massenverhaftungen, und 
die Lücken im Literaturvertrieb konnten 
nicht mehr geschlossen werden. 1936 
stellte das Tribunal sein Erscheinen ein, 
und die meisten RHD­Strukturen erhiel­
ten nur noch sporadisch Druckschriften 
aus dem Ausland. Die Rote Hilfe Schweiz 
konzentrierte sich auf die materielle Hil­
fe für die EmigrantInnen und politische 
Öffentlichkeitsarbeit, beispielsweise im 
Rahmen der RHD­Begnadigungskampag­
ne für die zum Tod verurteilte Stuttgarter 
Kommunistin Lilo Herrmann 1937/38. 
Mit dem Verbot der Kommunistischen 
Partei und der Roten Hilfe in der Schweiz 
1940 endeten auch hier die legalen Akti­
onsmöglichkeiten.  

Zitierte Literatur:

• Franco Battel, „Wo es hell ist, 
dort ist die Schweiz“. Flüchtlinge und 
Fluchthilfe an der Schaffhauser Grenze 
zur Zeit des Nationalsozialismus, Chro­
nos, Zürich, 2000; 375 Seiten, 33,­ Eu­
ro, ISBN 978­390­531405­2
• Stadtarchiv Mannheim (Hg.), Ver­
folgung und Widerstand unter dem 
Nationalsozialismus in Baden. Die La­
geberichte der Gestapo und des Gene­
ralstaatsanwalts Karlsruhe 1933­1940, 
354 Seiten, Verlag W. Kohlhammer, 
Stuttgart 1976, ISBN 978­317­
001842­6
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Die Rote Hilfe
Bundesweites Quartalsmagazin der 
Roten Hilfe e. V.; 
regelmäßige Berichterstattung über 
die Rote Hilfe, Prozesse und Ermitt-
lungen sowie Entwicklungen im Poli-
zei- und Justizapparat. Aktuelle 
Schwerpunktthemen.
60–70 Seiten. DIN A4
2,– Euro (für Mitglieder kostenlos)

ANTIREPRESSION

Aussageverweigerung
Broschüre der Roten Hilfe e. V. 2016.
Neue, vollständig überarbeitete Aus-
gabe. Brosch. A5, 68 S.
1 Euro

Der polizeiliche Zugriff auf DNA-Daten: 
Strategien der Gegenwehr
Gen-ethisches Netzwerk e.V. (Hg.) in 
Kooperation mit der Roten Hilfe e.V.. 
2019. Brosch. A5, 49 S.

Fliegendes Material der Roten Hilfe e.V.
Infoflyer zu den Themen Anquatsch-
versuche, Aussageverweigerung, 
Beugehaft, ED-Behandlung, Pfeffer-
spray, Hausdurchsuchung, Strafbe-
fehle, Selbstdarstellung der Roten 
Hilfe (auch auf engl.).
Gegen Erstattung der Versandkosten.

In Bewegung
Praxishandbuch zum Thema Repres-
sion für linke Aktivist_innen bezogen 
auf die Rechtslage in der Schweiz
Verein AntiRep Bern (Hg.). 2015. 
Unrast Verlag. 
Paperback. 184 S., 13 Euro

Plakat „Checkliste Hausdurchsuchung”
A5; „Wenn die Cops plötzlich vor der 
Wohnungstür stehen – keine Panik!”
Gegen Erstattung der Versandkosten.

Protestrecht des Körpers
Einführung zum Hungerstreik in Haft
Sabine Hunziker. 2016. Unrast Ver-
lag. Paperback. 108 S. 9,80 Euro 

Solidarität sichtbar machen!
Plakate, Flyer und Sticker zur Kam-
pagne gegen die Repression gegen 
kurdische Organisationen.

Teilnahme verboten 
G-20 Protest und der Prozess von Fa-
bio V. 
Jamila Baroni. 2020 Unrast Verlag
Paperback. 302 S. 18 Euro

United We Stand!
Unterstützt die aufgrund des G20 
von Strafverfahren und Haftstrafen 
Betroffenen! Plakate und Flyer zur 
Spendenkampgane der Roten Hilfe.
Gegen Erstattung der Versandkosten.

Versammlungsfreiheit
Ein Praxisleitfaden
Jasper Prigge. 2019. Felix Halle Ver-
lag. Paperback, 172 S.
14,90 Euro 

Was tun ... bei Ärger mit Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Gericht?
Flyer der Roten Hilfe e.V. und Azadi 
e.V.. 2020. A5; viersprachig: 
türkisch, arabisch, kurdisch, 
deutsch. Auch als A2 Plakat 
erhältlich. Gegen Erstattung der 
Versandkosten.

Was tun wenn's brennt?!
Auf Demonstrationen; bei Übergrif-
fen; bei Festnahmen; auf der Wache. 
Rechtshilfetipps. Rechtshilfebro-
schüre der Roten Hilfe e.V.. 2017.
Brosch. 32 S. A6. Auch erhältlich auf 
englisch, italienisch, arabisch, tür-
kisch und französisch. Gegen Erstat-
tung der Versandkosten.

Wege durch den Knast
Alltag – Krankheit  – Rechtsstreit
Redaktionskollektiv (Hg.). 2016. 
 Assoziation A. Paperback. 600 S.
19,90 Euro

Wege durch die Wüste
Antirepressionshandbuch, überarbei-
tete Neuauflage, Autorinnenkollektiv. 
2016. edition assemblage.
Paperback. 256 S., 9,80 Euro

Wir sind alle LinX!
Material zur Kampagne gegen die 
Kriminalisierung von Antifaschismus
Flyer “Leipziger Erklärung” und Pla-
kate.

BEWEGUNGEN UND REPRESSION

§129 in Leipzig – Linke Politik 
verteidigen
EA Leipzig, Betroffene, Rote Hilfe 
OG Leipzig (Hg.). 2018.
Brosch. A5, 38 S.
Gegen Erstattung der Versandkosten

Abrisse
innen- und außenansichten einsper-
render institutionen.
Projekt baul_cken (Hg.) 2011.
Edition Assemblage. 128 S., 
12,80 Euro 

NEU Auf der Spur
Anne Reiche. 2018.
Edition Cimarron. 271 S.,Paperback, 
15,00 Euro

Alltäglicher Ausnahmezustand
Institutioneller Rassismus in deut-
schen Strafverfolgungsbehörden
Kampagne für Opfer rassistischer 
Polizeigewalt (KOP) (Hg.). 2016. 
edition assemblage.
Paperback. 144 S.,
9,80 Euro 

NEU Briefwechsel Christa Eckes – 
Hüseyin Çelebi
April 1988-1989
2021. Edition Cimarron. 
202 S.,Paperback, 
12,00 Euro

Das zarte Pflänzchen der Solidarität 
gegossen 
Eine Nachbereitung zu den Verfahren 
und dem Prozess wegen Mitglied-
schaft in der militanten gruppe (mg). 
Bündnis für die Einstellung der 
129(a)Verfahren. 2011. edition 
 assemblage. Paperback. 86 S.
4,80 Euro 

Der Hunger des Staates nach Feinden 
Die Geschichte der Paragrafen 129, 
129a u. 129b und ihre Anwendung 
gegen die radikale Linke. 
Rote Hilfe. 2009. Brosch. A4. 80 S.
3 Euro

gefangenen info
Aktuelle und vergangene Ausgaben.
Netzwerk Freiheit für alle politischen 
Gefangenen (Hg.) 
Brosch. A4, ca. 34 S. 2 Euro

Gefährderleaks
Konstruktionen des LKA Berlin am 
Beispiel der Rigaer Strasse.
Autonomer Sonderermittlungsaus-
schuss. 2018.
Brosch. A4, 15 S.
Gegen Erstattung der Versandkosten

Haftantritt ausgesetzt
Broschüre zu Smily, der vor 6 Jahren 
untergetaucht ist, um einer Haftstra-
fe zu entgehen.
Stuttgarter Solikreis (Hg.). 2019.
Brosch., 30 S.
Gegen Erstattung der Versandkosten.
 
Halim Dener
Gefoltert. Geflüchtet. Verboten. Er-
schossen.
Fünf Jahre Kampagne für ein wür-
diges Gedenken an den von einem 
Polizisten erschossen Kurden – Ge-
schichte, Reaktionen, Reflexionen, 
Perspektiven.
Kampagne Halim Dener. 2020. Ver-
lag Gegen den Strom. Paperback. 
226 S. 
10 Euro

NEU Kritik der Polizei
Daniel Loick (Hg.). 2018
Campus Verlag. 346 S., Paperback, 
24,95 Euro

Notizen aus der Sicherungsverwahrung
Kolumnen & Essays
Thomas Meyer-Falk. 2018.
TrikontDuisburg|DialogEdition.
Paperback. 106 S.
10 Euro

Reden vor Gericht 
Plädoyers in Text und Ton. 
Heinrich Hannover. 2010. 
 PapyRossa. Einband. 276 S.
22 Euro

NEU Unbedingte Solidarität
Lea Susemichel/ Jens Kastner (Hg.). 
2021.
Unrast Verlag. 307 S., Paperback, 
19,80 Euro

Verboten
Zur Kriminalisierung von Indymedia 
linksunten
Rote Hilfe e.V. (Hg.). 2018.
Brosch. A5. 22 S.
Gegen Erstattung der Versandkosten.

Vermessene Zeit
Der Wecker, der Knast und ich.
Ingrid Strobl. 2019.
Edition Nautilus. 190 S., 18,00 Euro

Rote Hilfe e. V. Literaturvertrieb

Postfach 3706, 24036 Kiel

Telefon & Fax 04 31 / 751 41 

Öffnungszeiten:  

Dienstag: 15–18 Uhr

Donnerstag: 17–20 Uhr

literaturvertrieb@rote-hilfe.de

Fingerprint: B087 DCC7 BE59 78E6  

E412 19D4 C8E3 386C 76B9 52DA

IBAN: DE62 4306 0967 4003 1186 01

BIC: GENODEM1GLS

Der vollständige 
 Bestand des Literatur-
vertriebs ist online 
 unter www.rote-hilfe.
de/literaturvertrieb ein-
sehbar.
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Von Armeeeinsatz bis Zensur 
Ein ABC der Repression. G8-Gipfel 
2007.
Rote Hilfe. 2007. Brosch. A4. 75 S.
Gegen Erstattung der Versandkosten.

NEU Was heißt hier eigentich Ver-
fassungsschutz?
Ein Geheimdienst und seine Praxis
Cornelia Kerth/ Martin Kutscha (Hg.). 
2020.
Papyrossa. 146 S., 12,90 Euro

NEU Wer ist denn hier der Verfas-
sungsfeind!
Radikalenerlass, Berufsverbote und 
was von ihnen geblieben ist
Heinz-Jung-Stiftung (Hg.).2019.
Papyrossa. 230 S., Paperback, 
18,00 Euro

GESCHICHTE DER ROTEN HILFE

„Darum schafft ‚Rote Hilfe‘!“
Die Rote-Hilfe-Komitees ab 1929
Hans-Litten-Archiv e.V. (Hg.) und 
Rote Hilfe e.V. 
2021. 70 S.
Gegen Erstattung der Versandkosten 

Das Prinzip Solidarität 
Zur Geschichte der Roten Hilfe in der 
BRD (Band 1)
Bambule (Hg.). 2013. Laika-Verlag.
Paperback. 400 S., 21 Euro

Der Barkenhoff, Kinderheim der Roten 
Hilfe 1923 – 1932 
Die Kinderhilfe, der Barkenhoff, das 
Kinderheim in Egelsburg, Heinrich 
Vogeler und die Rote Hilfe. 192 Sei-
ten mit zahlreichen Abbildungen. Ge-
samte Restauflage des Verlages beim 
Literaturvertrieb der Roten Hilfe. 
1991. Broschur. 16 Euro

Die Rechtsanwälte der Roten Hilfe
Deutschlands 
Politische Strafverteidiger in der 
Weimarer Republik. Geschichte und 
Biografien von A wie Albert Aaron, 
Alex Heilbrun, Felix Halle, Hans Lit-
ten, Alfred Lewinsohn bis Arthur 
Wolff. Schneider, Schwarz, Schwarz. 

2002. Pahl-Rugenstein für die Rote 
Hilfe. Hardcover. 364 S., 16 Euro

Genossenschutz
Die Rote Hilfe in Westberlin 1969–71
Rote Hilfe e. V. & Hans-Litten-Archiv 
e. V.. 2011. Brosch. A4. 56 S.
5 Euro

Helft den Gefangenen in Hitlers Kerkern
Die Rote Hilfe Deutschlands in der Il-
legalität ab 1933. Silke Makowski. 
2016. Schriftenreihe des Hans-Lit-
ten-Archivs zur Geschichte der Roten 
Hilfe – Band I. Verlag Gegen den 
Strom. Brosch. A4, 120 S., 7 Euro

INTERNATIONALES

How many more years? 
Haft in den USA. Biografie des poli-
tischen Gefangenen Ruchell 
„ Cinque“ Magee. Mark A. Thiel. 
2000. Atlantik-Verlag. Paperback. 
252 S., 4 Euro (Sonderpreis)

„Ich würde es wieder tun“
Texte aus dem kolumbianischen 
Knast. Redher / CSPP (Hg.). 2015. 
Paperback. 117 S.
6 Euro 

Mein ganzes Leben war ein Kampf
1. Band | Jugendjahre
Sakine (Sara) Cansız. 2019 (2015).
Edition Mezopotamya.Paperback. 
404 S., 20 Euro. Auch erhältlich:
2. Band. Gefängnisjahre.
20,00 Euro
3. Band Guerilla. 
16,00 Euro

Mumia Abu Jamal – Der Kampf gegen 
die Todesstrafe und für die Freiheit der 
politischen Gefangenen. 
Bibliothek des Widerstandes, Bd.14. 
Laika-Verlag 2011. Hardcover. 269 
S. mit DVD: Hinter diesen Mauern (J. 
Burjes, H. Kleffner. BRD 1996. 70 
Min.), In Prison My Whole Life (M. 
Evans, USA 2007. 90 Min. OmU), 
Justice on Trial (K. Esmaeli, USA 
2011. 25 Min.)
24,90 Euro

... trotz alledem
25 Jahre PKK-Betätigungsverbot – 
Repression und Widerstand
Azadî e.V., Rechtshilfefonds für Kur-
dinnen und Kurden in Deutschland 
(Hg.). 2018.
Brosch. A4, 130 S.
Gegen Erstattung der Versandkosten.

SICHERHEITSTECHNOLOGIE

DELETE – digitalisierte Fremdbestim-
mung
Hefte zur Förderung des Widerstands 
gegen den digitalen Zugriff. Band IV
Capulcu. 2018 
Brosch. A4, 71 S.
1 Euro 

Disrupt – Widerstand gegen den 
technologischen Angriff
Hefte zur Förderung des Widerstands 
gegen den digitalen Zugriff. Band III
Capulcu. 2017 
Brosch. A4, 71 S.
1 Euro

DIVERGE!
Abweichendes vom rückschrittlichen 
„Fortschritt“ 
Hefte zur Förderung des Widerstands 
gegen den digitalen Zugriff. Band V
Capulcu. 2020
Brosch. A4, 76 S., 1 Euro

Eurovisionen
Aspekte und Entwicklungen der euro-
päischen Repressionsarchitekur
Redaktionskollektiv der Hamburger 
Ortsgruppe der Roten Hilfe e. V. 
(Hg.). 2013. Laika-Verlag. 
Paperback. 140 S.
17 Euro

Fact-Sheet: Polizei-Drohnen
Infoflyer zum Thema „Überwachung 
aus der Luft”
 4 S. Gegen Erstattung der Versand-
kosten.

Tails – The amnesic incognito live 
system
Anleitung zur Nutzung des Tails-Live-
Betriebssystems für sichere Kommu-
nikation, Recherche, Bearbeitung 
und Veröffentlichung sensibler Doku-
mente. Hefte zur Förderung des Wi-
derstands gegen den digitalen Zu-
griff. Band I
Capulcu. 2021. 7.überarbeitete Aufl. 
Brosch. A4. 59 S., 1 Euro

Was macht uns wirklich sicher?
Ein Toolkit zu intersektionaler trans-
formativer Gerechtigkeit jenseits von 
Gefängnis und Polizei 
Melanie Brazell (Hg.). 2018.
edition assemblage.
Paperback. 160 S.
10 Euro

EXTRA-MATERIAL

CD „Rage Against The Death Machine“
37 Titel auf 2 CD's in Solidarität mit 
Mumia Abu Jamal.
Jump Up. 2009.
5 Euro (Sonderpreis)

CD „Free Mumia Now!"
33 Titel auf 2 CD's in Solidarität mit 
Mumia Abu Jamal.
Jump Up / Plattenbau. 2003.
5 Euro (Sonderpreis) 

Corona-Stoffmaske
RH-Logo, bio und fair. 
5 Euro

Rote Hilfe-Button
Rote Hilfe-Logo (rot auf weiß)
1 Euro

Rote Hilfe Metall-Pin
Logo der Roten Hilfe e. V., dreifarbig
1,50 Euro

Rote Hilfe-Plakat
A2 lang; Motiv „Aussageverweigerung“. 
Gegen Erstattung der Versandkosten

Rote Hilfe-Plakat
A3; zwei Motive: „Polizei“ und 
„ Western“
Gegen Erstattung der Versandkosten

Solidarität über das Leben hinaus.
Möglichkeiten der Nachlassgestal-
tung. Broschüre der Roten Hilfe e.V..
Gegen Erstattung der Versandkosten.

Allgemeine Bezugsbedingungen
Bestellung per E-Mail, Telefon, 
Brief oder Fax. Lieferung gegen 
Vorkasse (Überweisung, Bar oder
Briefmarken). Das Material bleibt 
bis zur Bezahlung nach §455 BGB 
Eigentum der Roten Hilfe e. V.

Weiterverkäufer_innen, Buch - und 
Infoläden:
Für Material, Bücher und Broschü­
ren der Roten Hilfe e.V. gewähren 
wir 30% Mengenrabatt.

Alle Lieferungen  
zuzüglich Versandpauschale: 

500g = 1,60 Euro  
1000g = 2,70 Euro 
bis 3kg = 5,60 Euro 
bis 5kg = 6,90 Euro 

bis 10kg = 8,40 Euro 
bis 20kg = 12,80 Euro 

bis 31,5kg = 15,30 Euro
Bei internationalem Versand bitte 
Rücksprache unter: 
literaturvertrieb@rote-hilfe.de
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A d r e s s e n

Bundesvorstand  
und Redaktion

Rote Hilfe e. V.
Bundesgeschäftsstelle 
Postfach 3255 
37022 Göttingen 
Telefon 0551 / 770 80 08 
Dienstag und Donnerstag 15 – 20 
Uhr, Fax 0551 / 770 80 09 
bundesvorstand@rote-hilfe.de

Fingerprint: 9278 214D 4076 

548C 51E9 5C30 EE18 1232 

9D06 D5B1 
info@rote-hilfe.de
rhz@rote­hilfe.de

Spenden- und  
Beitragskonto

Rote Hilfe e. V.
Kontonummer: 56 036 239
BLZ: 260 500 01
Sparkasse Göttingen
IBAN: DE25 2605 0001 0056 
0362 39
BIC: NOLADE21GOE

ortsgruppen der  
roten hilfe e. V.

Augsburg
Kontakt über Bundesvorstand 
augsburg@rote-hilfe.de

Berlin
c/o Stadtteilladen Lunte 
Weisestraße 53 
12049 Berlin 
berlin@rote-hilfe.de 
http://berlin.rote-hilfe.de

Bielefeld
c/o BI Bürgerwache e. V. 
Rolandstr. 16 
33615 Bielefeld 
bielefeld@rote-hilfe.de
http://bielefeld.rote-hilfe.de

Bochum
c/o soziales Zentrum 
Josephstraße 2 
44791 Bochum 
bochum@rote-hilfe.de 
http://bochum.rote-hilfe.de

Bonn
c/o Buchladen le Sabot 
Breite Straße 76 
53111 Bonn 
bonn@rote-hilfe.de 
Beratungstermin bitte per e-mail 
anfragen

Braunschweig
Eichtalstraße 8 
38114 Braunschweig
Telefon 05 31 / 8 38 28 (AB)
Fax 05 31 / 280 99 20 
braunschweig@rote-hilfe.de
Treffen: Jeden 3. Freitag im 
Monat ab 20:00 Uhr

Bremen
Postfach 11 04 47 
28207 Bremen 
bremen@rote-hilfe.de 
http://bremen.rote-hilfe.de

Cottbus
Postfach 10 06 01 
03006 Cottbus
Paketanschrift: c/o Infoladen 
Wildost, Parzellenstraße 79, 
03046 Cottbus
cottbus@rote-hilfe.de 
http://cottbus.rote-hilfe.de

Darmstadt  
Bunte Hilfe / Rote Hilfe e. V.
c/o LinksTreff Georg Fröba
Landgraf-Philipps-Anlage 32 
64283 Darmstadt
Telefon & Fax 06151 / 391 97 91
darmstadt@rote-hilfe.de

Dortmund
c/o Wahlkreisbüro Ulla Jelpke
Schwanenstr. 30
44135 Dortmund
dortmund@rote-hilfe.de
http://bochum-dortmund.rote-
hilfe.de

Dresden
Rudolf-Leonhard-Straße 39 
01097 Dresden
dresden@rote-hilfe.de
http://rotehilfedresden.noblogs.org
Sprechzeiten:   
Dienstags 19–20 Uhr

Düsseldorf-Neuss
c/o Linkes Zentrum Hinterhof 
Corneliusstr. 108
40215 Düsseldorf
duesseldorf-neuss@rote-hilfe.de 
http://rhduesseldorf.blogsport.de

Duisburg
c/o Syntopia
Mustermensch e.V
Gerokstr. 2
47053 Duisburg 
duisburg@rote-hilfe.de

Erfurt
c/o Offene Arbeit Erfurt 
Allerheiligenstr. 9 / Hinterhaus  
99084 Erfurt 
Sprechstunde jeden 1. Donners-
tag im Monat, 19:00-19:30 Uhr, 
in der Offenen Arbeit 
erfurt@rote-hilfe.de
http://erfurt.rote-hilfe.de 

Frankfurt am Main
c/o café exzess
Leipziger Straße 91
60487 Frankfurt am Main
Sprechzeiten jeden 2. und 4. 
Montag im Monat von 20-21.30 
im Café ExZess
ffm@rote-hilfe.de
http://frankfurt.rote-hilfe.de

Freiburg
c/o Linkes Zentrum
Glümerstraße 2
79102 Freiburg
freiburg@rote-hilfe.de
http://freiburg.rote-hilfe.de

Göttingen
c/o Buchladen Rote Straße
Nikolaikirchhof 7 
37073 Göttingen 
goettingen@rote-hilfe.de
http://goettingen.rote-hilfe.de
Sprechzeiten: Jeder 1. und 3. 
Mittwoch im Monat, 19:30 Uhr, 
Rote Hilfe Haus,
Lange-Geismar-Straße 3

Greifswald
Postfach 12 28
17465 Greifswald 
greifswald@rote-hilfe.de 
http://greifswald.rote-hilfe.de

Halle
Postfach 11 01 03
06015 Halle (Saale) 
Sprechzeiten jeden 2. und 4. 
Mittwoch im Monat ab 18 Uhr.
halle@rote-hilfe.de 
http://halle.rote-hilfe.de

Hamburg
Postfach 30 63 02 
20329 Hamburg 
hamburg@rote-hilfe.de 
http://hamburg.rote-hilfe.de 
Sprechzeit jeden Dienstag 
19.30–20 Uhr

Hannover
c/o UJZ Kornstraße 
Kornstraße 28 
30167 Hannover 
hannover@rote-hilfe.de
https://rotehilfehannover.system-
ausfall.org/

Heidelberg/Mannheim
Postfach 10 17 03 
69007 Heidelberg 
heidelberg@rote-hilfe.de 
http://heidelberg.rote-hilfe.de

Heilbronn
c/o Infoladen 
Wollhausstraße 49 
74072 Heilbronn  
heilbronn@rote-hilfe.de 
http://heilbronn.rote-hilfe.de
Sprechzeiten jeden 1.Dienstag 
im Monat, 19-20 Uhr,   
Soziales Zentrum Käthe,  
Woll hausstr. 49

Jena
c/o Infoladen Jena 
Schillergäßchen 5 
07745 Jena 
Telefon 0 36 41 / 44 93 04 
jena@rote-hilfe.de 
http://jena.rote-hilfe.de

Karlsruhe
c/o Stadtteilladen Barrio 137
Luisenstr. 31
76137 Karlsruhe
Sprechstunde: 3. Donnerstag  
im Monat um 18:30 Uhr

Kassel
Postfach 103041 
34030 Kassel
kassel@rote-hilfe.de
http://rotehilfekassel.noblogs.org

Kiel
Postfach 3706 
24036 Kiel 
Telefon & Fax 04 31 / 751 41 
kiel@rote-hilfe.de
http://kiel.rote-hilfe.de

Köln-Leverkusen
c/o LC 36 e.V.
Ludolph Camphausen Straße 36
50672 Köln 
koeln@rote-hilfe.de
http://koeln.rote-hilfe.de 

Königs Wusterhausen 
C/o APR KW, Waldstr. 22, 
15741 Bestensee
kw@rote-hilfe.de 
https://rotehilfekw.blackblogs.
org/

Landshut 
c/o Infoladen Landshut 
Alte Bergstr. 146 
84028 Landshut 
landshut@rote-hilfe.de

Leipzig
c/o linXXnet, Brandstr. 15, 
04277 Leipzig
leipzig@rote-hilfe.de
Sprechzeit: jeden Freitag: 
17.30–18.30 Uhr linXXnet

Lübeck
c/o alternative e. V.
Willy-Brandt-Allee 9
23554 Lübeck
luebeck@rote-hilfe.de

Magdeburg
Friesenstraße 52
39108 Magdeburg
magdeburg@rote-hilfe.de

Mainz
c/o Infoladen cronopios, 
Zanggasse 21,
55116 Mainz
mainz@rote-hilfe.de
http://mainz.rote-hilfe.de/

Marburg-Gießen
c/o Cafe am Grün
Am Grün 28
35037 Marburg
marburg-giessen@rote-hilfe.de

München
Schwanthalerstraße 139 
80339 München 
Telefon 089 / 448 96 38 
muenchen@rote-hilfe.de 
https://rhmuc.noblogs.org/
Sprechzeit: Mittwochs 18–19 Uhr

Nürnberg, Fürth, Erlangen 
Eberhardshofstr.11 
90429 Nürnberg
nuernberg@rote-hilfe.de
nuernberg.rote-hilfe.de
Sprechzeiten: 2. und 4.  
Donnerstag im Monat,   
19–20 Uhr
Stadtteilladen „Schwarze Katze“ 
Untere Seitenstr. 1

Oberhausen / Westliches 
 Ruhrgebiet
c/o Linkes Zentrum 
Elsässerstr. 19 
46045 Oberhausen
oberhausen@rote­hilfe.de 
Sprechzeiten:
1. Mittwoch im Monat in Essen, 
18 – 19 Uhr im Heinz-Renner-
Haus, Severinstraße 1,
3. Donnerstag im Monat in 
Oberhausen, 18 – 19 Uhr (NEU: 
1 Std. früher) im Fraktionsbüro 
der LinkenListe, Friedensplatz 8
bitte Anmeldung vorab per 
e-Mail

Oldenburg
c/o Alhambra
Hermannstraße 83
26135 Oldenburg
oldenburg@rote-hilfe.de
https://rotehilfeoldenburg.
noblogs.org/
Sprechzeiten: jeden 3. Dienstag 
im Monat von 18 bis 19 Uhr im 
Alhambra

Osnabrück
c/o Infoladen
Alte Münze 12 
49074 Osnabrück 
osnabrueck@rote-hilfe.de
http://osnabrueck.rote-hilfe.de 

Potsdam
Hermann-Elflein-Str. 32 
14467 Potsdam  
potsdam@rote-hilfe.de

Regensburg
Postfach 11 02 17
93015 Regensburg

Rostock
rostock@rote-hilfe.de

Salzwedel
c/o Autonomes Zentrum
Altperverstr. 34
29410 Salzwedel
salzwedel@rote-hilfe.de

Strausberg
c/o doma e. V.
An der Stadtmauer 7
15344 Strausberg  
strausberg@rote-hilfe.de

Stuttgart
Linkes Zentrum Lilo Herrmann
Böblingerstr. 105
70199 Stuttgart
stuttgart@rote-hilfe.de 
http://stuttgart.rote-hilfe.de 
Sprechstunde: Jeden ersten und 
dritten Dienstag im Monat ab 
19 Uhr im Linken Zentrum  
Lilo Herrman
 
Südthüringen
c/o Infoladen Arnstadt
Plauesche Straße 20
99310 Arnstadt
sth@rote-hilfe.de 

Südwestsachsen
Leipziger Straße 3
09113 Chemnitz
Sprechzeiten
Chemnitz: jeden 1. Donnerstag 
im Monat, 19 Uhr, Kompott-
Büro
Plauen, Thiergartnerstraße 4, 
08527 PLAUEN
Beratungszeit für Plauen: 
Mittwochs 19-21 Uhr & nach 
Absprache

Wiesbaden
c/o Infoladen Linker Projekte 
Blücherstr. 46 
65195 Wiesbaden 
wiesbaden@rote-hilfe.de
http://wiesbaden.rote-hilfe.de/

Würzburg
Postfach 11 02 12
97029 Würzburg
Sprechstunde: jeden letzten 
Mittwoch im Monat um 18 Uhr 
in der MiezeKoze, Grombühl
wuerzburg@rote-hilfe.de 
https://rotehilfewuerzburg.
noblogs.org
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Zutreffendes ankreuzen und bitte in Großbuch  staben ausfüllen! Bitte senden an: Rote Hilfe e. V., Postfach 3255, 37022 Göttingen

Ich erkläre meinen Beitritt zur Roten Hilfe e. V.

Ich bin an aktiver Mitarbeit interessiert

Ich möchte den E­Mail­Newsletter der Roten Hilfe  
beziehen, der aktuell über Repression berichtet

Ich zahle per Dauerauftrag auf das Konto der 
Roten Hilfe e. V. mit dem Betreff „Mitgliedsbeitrag“

Der Bundesvorstand der Roten Hilfe e. V. wird, jederzeit 
widerruflich, ermächtigt, die Beitragszahlungen für das 
(Neu­)Mitglied von dem nebenstehend angegebenen 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich wird 
das genannte Kreditinstitut angewiesen, die von der 
Roten Hilfe e. V. auf das Konto gezogenen Lastschriften 
einzulösen. Innerhalb von acht Wochen, beginnend ab 
dem Belastungsdatum, kann die/der KontoinhaberIn die 
Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten 
dabei die mit dem angegebenen Kreditinstitut vereinbar­
ten Bedingungen. Eventuell verursachte Rücklastgebühren 
(Rückbuchungen z. B. bei ungedecktem Konto) gehen zu 
Lasten der/des KontoinhaberIn und können ebenfalls von 
dem genannten Konto abgebucht werden.

Gläubiger-Identifikationsnummer: DE49ZZZ00000318799 
Mandatsreferenznummer: Wird separat mitgeteilt

BEITRITTSERKLÄRUNG

Ich zahle einen Mitgliedsbeitrag von

 jährlich 90 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 halbjährlich 45 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 vierteljährlich 22,50 Euro 
  anderer Betrag  Euro
  
 monatlich 7,50 Euro 
  anderer Betrag  Euro

Ich zahle einen Solibeitrag von

 jährlich 120 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 monatlich 10 Euro 
  anderer Betrag  Euro 

Der Mindestbeitrag beträgt 7,50 Euro monat lich. 
Der ermäßigte Mindesbeitrag für SchülerInnen, Er werbs lose 
usw. beträgt 5 Euro monatlich. Empfohlen wird ein 
Solibeitrag von 10 Euro monatlich bzw. 120 Euro jährlich.

Vorname / Name Neumitglied

Straße / Hausnummer

Postleitzahl / Wohnort

Telefonnummer

E­Mail 

Name und Sitz des Kreditinstituts

BIC

IBAN

Datum / Unterschrift Neumitglied

ÄNDERUNG DER BISHERIGEN ADRESSE/ BANKVERBINDUNG/ BEITRAGSHÖHE

Ich bin Mitglied der Roten Hilfe und ändere meinen Beitrag / meine Bankverbindung / meine Adresse

Zutreffendes ankreuzen und bitte in Großbuch  staben ausfüllen!
Bitte senden an: Rote Hilfe e. V., Postfach 3255, 37022 Göttingen

Vorname / Name Mitglied

Straße / Hausnummer

Postleitzahl / Wohnort

Telefonnummer

E­Mail 

Name und Sitz des Kreditinstituts

Kontonummer Bankleitzahl

BIC

IBAN

Datum / Unterschrift Mitglied

Meine neue Anschrift / Bankverbindung•

Vorname / Name Mitglied

Straße / Hausnummer

Postleitzahl / Wohnort

Telefonnummer

E­Mail 

Name und Sitz des Kreditinstituts

BIC

IBAN

Datum / Unterschrift Mitglied

Meine bisherige Anschrift / Bankverbindung•

Ich zahle einen Mitgliedsbeitrag von

 jährlich 90 Euro 
  anderer Betrag Euro

 halbjährlich 45 Euro 
  anderer Betrag Euro

 vierteljährlich 22,50 Euro 
  anderer Betrag Euro

 monatlich 7,50 Euro 
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